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Der Kampfbund (SBONR) 


Der „Bund für den Kampf zur Befreiung der 
Völker Rußlands“ (sojus bor’ by sa oswoboshdenije 
narodow Rossii), hier kurz Kampfbund genannt, ‚hat 
mit den Solidaristen mancherlei Berührungspunkte. 
Er ist aus dem Zusammenbruch der Wlassow- Bewe- 
gung entstanden; auch er sucht grundsätzlich neue 
Wege; auch er stützt sich auf die junge Generation — 
auf dem Kongreß des SBONR im November 1950 
waren zwanzig Delegierte unter dreißig Jahre alt — 
und ist bemüht, „mit der Zeit mitzugehen“; auch er 
ist ein scharfer Gegner der Konterrevolution und be- 
müht sich, die russische Revolution unter Anknüp- 
fung an die gegenwärtigen Verhältnisse in der So- 
wjetunion weiterzutreiben; auch er will die Sowjet- 
herrschaft nicht von außen, sondern von innen heraus 
bekämpfen und sieht seine politischen Hauptauf- 
gaben jenseits des Eisernen Vorhangs; auch er glaubt 
an die Möglichkeit einer nationalen Revolution in 
der Sowjetunion. 


Seine Mitglieder und Führer sind aber im Unter- 
schied zu den Solidaristen durch ihre Vergangenheit 
nicht faschistisch, sondern bolschewistisch belastet. 
Das wirkt sich im Verhältnis zu den anderen Emi- 
grantengruppen sehr stark aus und ist die Ursache 
dafür, daß auch der Kampfbund bei den anderen 
auf größtes Mißtrauen gestoßen ist und heftig an- 
gegriffen wird. 


Organisation und Kader 


Hervorgegangen aus dem „Kriegsverband der Ju- 
gend der Völker Rußlands“ (bojewoj sojus molodeshi 
narodow Rossii, BSMNR), hat er im Jahre 1948 sei- 
nen heutigen Namen angenommen. Er rekrutiert sich 
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ausschließlich aus Angehörigen der neuen Emigration 
und legt Wert darauf, nicht als eine emigrantische 
Organisation zu gelten®*. Neben der politischen Or- 
ganisation des SBONR besteht noch ein „Krieger- 
verband der Befreiungsbewegung“ (sojus woinow 
oswoboditel'nogo dwishenija, SWOD) desgleichen 
ausschließlich aus neuen Emigranten, also aus ehe- 
maligen Angehörigen der Sowjetarmee. Beide Ver- 
bände sind durch eine Union miteinander verbunden 
und können politisch als eine Gruppe betrachtet 
werden. 

Nach einer ursprünglich engen Zusammenarbeit 
mit den Solidaristen — anfänglich war die Zugehörig- 
keit zum NTS und SBONR miteinander vereinbar 


— trennten sich beide Organisationen, als der 


Kampfbund sich entschieden auf eine republikanisch- 
demokratisch ausgerichtete „linke“ Politik festlegte. 
Der entscheidende Schritt war dabei der Bruch 
mit der oben erwähnten militärischen Organisation 
AZODNR®, zu der zunächst auch die Angehörigen 
des SBONR gehörten, die aber unter starkem solida- 
ristischen Einfluß stand und auch monarchistische 
Strömungen erkennen ließ — alles unter der Flagge 
der „Nichtvorherbestimmung“. Bei dem Bruch war 
die Beurteilung der Wlassow-Politik und seine 14 
Punkte, auf die sich ja alle beriefen, entscheidend. 


Die Anhänger des SBONR vertraten nämlich die 
Ansicht, daß Wlassow nur aus Rücksicht auf die da- 
maligen Machtverhältnisse seine wahrhaft demo- 
kratisch-republikanische Einstellung nicht noch stär- 
ker betont habe. Sie brachen mit dem Grundsatz 
der Nichtvorherbestimmung, erklärten, daß dieser 
logisch zu „Verschwommenheit, Verwirrung und 
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Mangel an Festigkeit“ führen müsse und daß die 
Aufgabe im Gegenteil darin bestehe, „durch eine 
klare ideologische und politische Konzeption das 
nachzuholen, was früher (mit Rücksicht auf die 
Deutschen während des Krieges) nicht möglich 
war®“. Den Nichtvorherbestimmern machten sie 
jetzt den Vorwurf, daß sich unter dieser farblosen 
Flagge in Wirklichkeit sehr vorherbestimmte, näm- 
lich reaktionäre bzw. faschistische Ziele verbergen””. 
Deshalb traten sie im August 1949 aus dem 
AZODNR aus und bezogen damit eine klare politi- 
sche Position. 

Der Kampfbund grenzt die „Befreiungsbewegung“, 
in deren Dienst er sich gestellt hat, sehr scharf von 
der „weißen Bewegung“ ab, da diese konterrevolu- 
tionär und monarchistisch gewesen sei. Das Rück- 
 grat der „weißen Bewegung“ hätten Männer ge- 
bildet, die „kategorisch die Februarrevolution und 
den  Oktoberumsturz abgelehnt“ hätten”, eine Be- 
hauptung, die übrigens geschichtlich nicht zutrifft, 
‘ da die „weiße Bewegung‘ im Namen der Ideale 
des „Februar“ entstanden war und von liberalen 
Generälen geführt wurde, die zur kaiserlichen Zeit 
als rot gegolten hatten und sich betont auf den Bo- 
den der Februarrevolution stellten (Kornilow, Deni- 
kin). Erst im Verlauf des Bürgerkrieges nahmen mon- 
archistische Tendenzen überhand. In dieser Be- 
ziehung ist die „weiße Bewegung“ durchaus nicht 
einheitlich gewesen”. In den Augen vieler neuer 
Emigranten, die damals gegen die „Weißen“ auf 
seiten der „Roten“ gekämpft hatten, blieb die „weiße 
Bewegung“ der typische Niederschlag der Konter- 
revolution. 

Seine Tradition des antibolschewistischen Kampfes 
leitete der Kampfbund nicht von den „Generälen auf 
dem weißen Roß“ her, sondern von dem Aufstand, 
den die Kronstädter Matrosen im Jahre 1921 unter 
der Losung: „Alle Macht den Sowjets“ und „So- 
wjets ohne Bolschewiken“ gegen die bolschewistische 
Parteiherrschaft gemacht hatten. 

In diesem Punkte gab es übrigens auch im eigenen 
Lager Gegensätze, da die Londoner Gruppe des 
SWOD erklärte, „nicht nur der Aufstand der Kron- 
städter Matrosen, der Tambower und Altaier Bauern, 
sondern auch die ganze weiße Bewegung müßten 
als Vorläufer der Befreiungsbewegung anerkannt 
werden“, eine Aeußerung, die begreiflicherweise 
von den Monarchisten sehr beifällig aufgenommen 
wurde!, 

Seinen ersten Kongreß hielt der Kampfbund ‚,‚ir- 
gendwo in Europa“ am 12. November 1949 ab. Bei 
dieser Gelegenheit distanzierte er sich bereits scharf 
von den Solidaristen, mit denen eine politische Zu- 
sammenarbeit nicht möglich sei. Mit großer Schärfe 
wurden alle „faschistischen und führerischen‘“ Ten- 
denzen abgelehnt. „Seit Jahrzehnten leidet unser 
Volk unter dem Herrschaftssystem eines totalen 
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Staates, unter dem Joch des von einem ‚Führer‘ aus- 
geübten Terrors. Der SBONR verhält sich zu allen 
politischen Organisationen, die einen faschistischen 
oder führerischen (woshditskij) Charakter tragen, 
ablehnend'®!.“ 

Organisatorisch knüpft der Kampfbund in hohem 
Maße an die Traditionen der früheren russischen 
revolutionären Kaderorganisationen an, wobei er sich 
unverkennbar auch die Erfahrungen der bolsche- 
wistischen Partei zunutze macht. Die Organisation 
ist laut ihrem Parteistatut in drei Zweige aufgeglie- 
dert: einen legalen, einen halblegalen und einen 
streng konspirativen!”. Im Bunde besteht, wie 
seinerzeit bei den Bolschewiken, eine besondere 
Kampforganisation (bojewaja organisazija). Im Bunde 
gibt es Mitglieder (Aktivisten) und Sympathisierende 
(Mitläufer). Der Kern der Partei besteht natürlich 
aus den Aktivisten. Diese müssen — genau ent- 
sprechend den Forderungen Lenins bei der Spaltung 
der russischen Sozialdemokratischen Partei im Jahre 
1903 — zu einer der Gliederungen gehören, eine 
tagtägliche Arbeit nach den Weisungen der Bundes- 
leitung leisten und einen entsprechenden Eid ab- 
legen!®, Jedes Mitglied ist verpflichtet (!), unermüd- 
lich an der Stärkung der Organisation und an der 
Verbreitung ihres Einflusses zu arbeiten (Artikel 21), 
gegen die kommunistische Agentur (Artikel 22) und 
gegen künstliche separatistische Bestrebungen (Artikel 
23) zu kämpfen. Wie die bolschewistische Partei be- 
tont auch der Kampfbund die innerparteiliche De- 
mokratie (Artikel 11). Alle Parteiorgane werden ge- 
wählt; jedes Mitglied hat nicht nur das aktive und 
passive Wahlrecht, sondern auch das Recht der Kri- 
tik, der Appellation (an die höhere Parteiinstanz), 
des Austritts und auch das Recht der „abweichen- 
den Meinung“ (Artikel 30). Letzteres entbindet aber 
nicht von der Verpflichtung, die Parteibeschlüsse 
auszuführen. 

Neben dem Grundsatz der innerparteilichen De- 
mokratie steht der Grundsatz der revolutionären 
Disziplin, das heißt der „strengen Unterordnung von 
unten nach oben“ und der „strengen Kontrolle von 
oben nach unten“ (Artikel 11). 

Organisatorisch zeigt der Bund den üblichen pyra- 
midenartigen Aufbau; die unterste organisatorische 
Einheit ist das „Objekt“, das seinerseits in Gruppen 
von zehn bis fünfzehn Mann aufgegliedert werden 
kann. Diese Kader können nach nationalen Gesichts- 
punkten als ukrainische, weißruthenische usw. ge- 
bildet werden. Aber alle größeren Einheiten, wie 
auch natürlich der Bund selbst, umfassen grundsätz- 
lich alle Völker Rußlands ohne Unterschied der Na- 
tionalität, der Rasse und der Religion. 


Programm und Ideologie 


Der Kampfbund hat — auf dem Kongreß vom 
13. November 1949 — ein Parteistatut verabschiedet, 
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das gleichzeitig als Programm des Bundes anzusehen 
ist, und hat außerdem im gleichen Jahre eine sehr aus- 
führliche, über siebzig doppelspaltige Seiten füllende 
„ideologische Doktrin“ als ein „antikommunistisches 
Manifest‘ veröffentlicht. Diese Doktrin, von D. Ka- 
pitan-Galkin ausgearbeitet, ist allerdings nicht als 
parteiamtlich anzusehen. In bezug auf einzelne For- 
mulierungen und Begriffe, wie etwa „kommunisti- 
scher Faschismus“, bestehen noch Meinungsverschie- 
denheiten. Aber die Parteiführung hat diese Schrift 
ausdrücklich als „Rückgrat unserer Ideologie“ be- 
zeichnet, so daß man sie unbedenklich als zuverläs- 
sige Quelle betrachten kann!"*, Es gehört allerdings 
viel Geduld dazu, um sich durch dieses Gestrüpp 
von Philosophie, Soziologie, Wirtschaftstheorie, Kri- 
tik (am Bolschewismus) und Politik hindurchzuarbei- 
ten; der geschulte Marxist Abramowitsch hat dieser 
Doktrin, „deren theoretischer Wert den Aufwand an 
Zeit und Mühe, der für eine Analyse notwendig 
wäre, nicht rechtfertigt“, eine recht grausame Ab- 
fuhr erteilt!®, 

Immerhin sind beide Dokumente von hohem Inter- 
esse. Sie lassen deutlich erkennen, daß der Kampf- 
bund sowohl ideologisch wie organisatorisch aus der 
sowjetischen Sphäre hervorgegangen ist. Mit Recht 
weist Achminow darauf hin, daß das Denken der 
Kampfbündler an die „marxistische Vorstellung vom 
Vorhandensein der Klassen, die verschiedene Inter- 
essen haben“ anknüpft. Der SBONR macht daraus 
auch durchaus kein Geheimnis, sondern betont im 
Gegenteil ausdrücklich, daß es sich in seinem Mani- 
fest um eine „antikommunistische Ideologie ehe- 
maliger Sowjetmenschen“ handelt!°®,. Als die Haupt- 
quellen für die eigene Doktrin werden Arbeiten 
sowjetischer Gelehrter und Soziologen erwähnt, 
ebenso die Aeußerungen der ehemaligen Sowjet- 
generale der Wlassow-Bewegung Truchin, Malysch- 
kin, Shilenkow; auch auf Bucharin wird gelegentlich 
Bezug genommen’”, 

Aus dieser Tatsache aber den Schluß zu ziehen, 
wie das seitens ihrer politischen Gegner immer wie- 
der geschieht, daß die Angehörigen des Kampfbun- 
des deshalb keine aufrichtigen und überzeugten 
Gegner des Bolschewismus seien, erscheint durchaus 
nicht begründet. Nicht nur Wlassow, sondern auch 
viele andere nichtrussische ehemalige Kommunisten, 
wie beispielsweise Köstler, Reuter, Silone, haben der 
Welt eine sehr eindrucksvolle Lehre davon gegeben, 
daß ein früheres Bekenntnis zum Kommunismus kein 
Hindernis für eine aufrichtige, erbitterte und aktive 
Gegnerschaft zum Bolschewismus sein kann. 

Der Kampfbund betont in seinem Statut schr ent- 
schieden, daß er sich zum Ziel gesetzt hat, die ‚‚wahr- 
haft demokratischen‘ Ideen der Befreiungsbewegung 
des Generals Wlassow weiter zu vertreten (Artikel 2). 
Als Motto steht über dem Statut ein Satz aus dem 
Prager Manifest: Rußland ist unser! Die Vergangen- 
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heit Rußlands ist unser! Die Zukunft Rußlands ist 
auch unser! Das Prager Manifest bleibt auch für den 
Kampfbund die Grundlage „bis zur völligen Ver- 
nichtung des Bolschewismus“ (Artikel 83). 

Eine ausgearbeitete Verfassung hat der Kampf- 
bund nicht veröffentlicht. Im „Statut“ erklärt er sich 
für eine republikanisch-demokratische Ordnung, über- 
läßt aber die letzte Entscheidung einer konstituieren- 
den Versammlung (Artikel 4). In der „Doktrin“ wird 
aber ein etwas detaillierteres Bild der angestrebten 
Ordnung im künftigen Rußland gezeichnet. Auch 
hier finden wir viele Berührungspunkte mit den 
Solidaristen; so spielt auch in diesem Programm der 
Begriff der „Nationalen Solidarität“ eine große 
Rolle!®s, 

Das Projekt des Kampfbundes sieht für das künf- 
tige Rußland ein Zweikammersystem vor. Die erste 
Kammer, Reichsduma, wird von der ganzen Nation 
nach vierschwänzigem Wahlrecht gewählt Die zweite 
Kammer, Nationale Versammlung, setzt sich aus ge- 
wählten Vertretern der einzelnen Völker und der 
Berufsstäinde zusammen. Außerdem ist noch ein 
Oberster Senat vorgesehen, bestehend aus gewählten 
parteilosen angesehenen Persönlichkeiten. Seine Auf- 
gabe ist die Einhaltung der Verfassung „nach Geist 
und Buchstaben“, die Rechtsprechung und die Ueber- 
wachung der Erziehung der Nation. Die administra- 
tive Gewalt, streng von der Legislative getrennt, soll 
in Händen einer „konstitutionell verantwortlichen 
Regierung“ liegen, die einer Bestätigung durch das 
Parlament nicht bedarf. Die Regierung wird ernannt 
von einem plebiszitär auf vier Jahre gewählten Prä- 
sidenten, wobei ausdrücklich erklärt wird, daß auch 
über eine etwaige Rückkehr zur Monarchie ein Ple- 
biszit entscheiden werde!”®., 

Trotz ihrer betonten Tendenz nach „links“ — oder 
sollte man richtiger sagen infolgedessen! — bezeich- 
nen sich die Kampfbündler ausdrücklich als Nationa- 
listen. Sie definieren ihren Nationalismus nicht sehr 
exakt als ‚Anerkennung der Nation als den höchsten 
sozialen Wert und das höchste soziale Gebilde“ 
(wysscheje sozialnoje obrasowanije) und grenzen ihn 
scharf von Antisemitismus und Chauvinismus ab. 
Auch in diesem Zusammenhang weisen sie auf das 
Beispiel der Sowjetunion hin, wo eine jüdische Frage, 
wie das alte Rußland sie kannte, überhaupt nicht 
mehr existiere!!®, Selbstverständlich ist ihr Nationa- 
lismus, ebenso wie jener der Solidaristen ‚kein bio- 
logischer“; er ist nicht volklich, sondern: staatlich be- 
stimmt, also kein russischer, sondern ein rußländi- 
scher. Uebrigens lehnen sie es ausdrücklich ab, ihr 
Bekenntnis zum Nationalismus durch die heute so 
beliebt gewordene Vokabel „Patriotismus“ zu ver- 
wässern'"!, 

Sehr positiv und „mit tiefer Ehrfurcht‘ verhalten 
sie sich im Unterschied zu den „linken“ — und 
auch hier sowjetische Einflüsse nicht verleugnend — 
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dem Staat gegenüber. „Für uns hat der Staat einen 
ungeheuren Wert, und die Sorge um ihn und um 
sein Schicksal ist unsere größte Sorge'!?.“ Auch das 
Ziel des Kampfbundes ist, wie bereits gesagt, eine 
Revolution, die er nicht als nationale, sondern als 
' völkerbefreiende bezeichnet. Auch er meint, daß es 
möglich sei, den Bolschewismus auf diesem Wege 
zu vernichten, „ohne auf die Zufälligkeit eines 


äußeren bewaffneten Zusammenstoßes zu warten“'!?, 


Interessanterweise hat Achminow, selbst ein (emi- 
grierter) Vertreter der jungen Sowijetintelligenz, diese 
Doktrin als ‚„unverkennbare Ideologie der neuen 
Technischen Intelligenz“ bezeichnet, das heißt eine 
Ideologie von Leuten, aus deren Worten der „in- 
- zwischen Manager gewordene, seiner Unentbehrlich- 
keit bewußte Ingenieur, Betriebsleiter, Erfinder, der 
zukünftige Generaldirektor“ spricht!!?a. 


In der Emigration strebt der Kampfbund einen 
„tätigen Kontakt mit allen demokratischen Organi- 
sationen“ an und lehnt ausdrücklich einen Kampf 
innerhalb der Emigration ab. Allerdings hat er da- 
durch nicht verhindern können, in die Gegensätze 
und Streitigkeiten der Emigranten hineingezogen zu 
‘werden. Uebrigens bezeichnet sich der Kampfbund 
ausdrücklich als eine Partei und macht sich über die 
anderen lustig, die „großspurig die Bezeichnung Be- 
 wegung für sich in Anspruch nehmen“, 


Stellung zum Sozialismus und Solidarismus 


Die sozialistischen Gruppen der alten Emigration 
haben für den Kampfbund von vornherein starkes 
Interesse gezeigt in der offenbaren Hoffnung, ent- 
'scheidenden Einfluß auf ihn gewinnen und damit 
ihrer eigenen überalterten Partei neuen Nachwuchs 
sichern zu können. Hierbei wurde sehr deutlich, daß 
der Marxismus, in welcher Form auch immer, auf 
den ehemaligen „Sowjetmenschen“ überhaupt keine 
Anziehungskraft mehr ausübt. Auch der Versuch der 
Sozialdemokraten, die Kampfbündler durch das Ar- 
gument zu gewinnen, sie kennten als ehemalige 
‚Sowjetmenschen den Marxismus ja nur als Lenin- 
Stalinismus, es gebe auch noch einen anderen, ver- 
fing nicht. Zwar lehnt der Kampfbund die Sozia- 
listen, zumal die Sozialrevolutivnäre, nicht ab und 
ist zu einer enge Zusammenarbeit mit ihnen bereit, 
aber er selbst ‚könne sich mit dem Marxismus nicht 
versöhnen“ und erkläre sich ausdrücklich als anti- 
marxistisch und Gegner der menschenverächtlichen 
Theorie des Klassenkampfes!'5, Auch sei er kein An- 
hänger des philosophischen Materialismus und seine 
Stellung zur Religion und deren „positiver Bedeu- 
tung für die moralische Erziehung des Menschen“ 
sei eine andere als die der Marxisten. Der Inter- 
nationalismus wird als „verbrecherisches, vollkommen 
bankrott gegangenes Prinzip“ mit großer Schärfe ab- 
gelehnt!!®, 
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' Die ideologische und organisatorische Verwandt- 
schaft zwischen SBONR und NTS ist natürlich augen- 
fällig, und von den anderen Gruppen ist auch oft 
behauptet worden, daß sie im Grunde ein und das- 
selbe seien und nur persönliche Gegensätze sie trenn- 
ten. Die Kampfbündler selbst haben sich aber ideo- 
logisch von den Solidaristen ebenso scharf abge- 
grenzt wie von den Sozialisten. Der Kampfbund 
weist darauf hin, daß er einen grundsätzlichen Un- 
terschied zwischen ‚„schöpferisch Tätigen“ (twor- 
jaschtschije) und „Werktätigen“ (trudjaschtschijesja) 
nicht macht, infolgedessen auch die Theorie von der 
Elitebildung durch die führende Schicht (der schöp- 
ferisch Tätigen) verwirft. Nach Ansicht des Kampf- 
bundes streben die Solidaristen — auch wenn sie 
es noch so oft leugnen — im Grunde doch danach, 
einen „von einer führenden Schicht aus den Reihen 
des NTS geleiteten Einparteistaat nach dem Führer- 
prinzip“ zu errichten!!”, 

Demgegenüber erklärt der Kampfbund, ganz und 
gar auf dem Boden der Demokratie zu stehen, aller- 
dings nicht der französischen, für die er „gar keine 
Begeisterung zu haben vermöge“!!® — wer vermöchte 
das auch! Die auch vom Kampfbund gegen die Soli- 
daristen erhobenen Vorwürfe der Utopie, der Un- 
aufrichtigkeit, der Dreherei und Vermengung dessen, 
was Gottes ist, mit dem, was des Kaisers ist, dürfte 
nicht so schwer ins Gewicht fallen. Ebenso nicht die 
als „Eckpfeiler des Gegensatzes‘‘ bezeichnete Frage, 
ob die Solidarität zur sozialen Gerechtigkeit führt 
(These der Solidaristen) oder umgekehrt, die soziale 
Gerechtigkeit zur Solidarität (These des Kampf- 
bundes)!!?, 

Jedenfalls erhebt der Kampfbund für sich den An- 
spruch, fester auf dem Boden der realen Wirklich- 
keit zu stehen und weniger mit Phrasen und großen 
Worten zu operieren als die Solidaristen. Auch 
durch seinen überspitzten Rationalismus verrät der 
Kampfbund seine sowjetische Schulung, wenn er 
etwa erklärt, die gesellschaftliche Entwicklung werde 
zu einer Katastrophe führen, ‚wenn sie sich nicht nach 
den Ergebnissen der Wissenschaft richten wird“, wo- 
gegen nach Ansicht der Solidaristen die optimale Ent- 
scheidung der sozialen Probleme „Sache der staats- 
männischen Intuition der führenden Kreise“ sei. 

Praktisch ist der Gegensatz zwischen SBONR und 
NTS auch dadurch zum Ausdruck gekommen, daß 
der Kampfbund, wie noch darzulegen sein wird, sich 
sehr entschieden hinter die Bestrebungen der Ameri- 
kaner zur Bildung eines sogenannten „Zentrums“ ge- 
stellt und deren Zielsetzungen angenommen hat, 
wogegen die Solidaristen verschiedene Bedingungen 
der Amerikaner ablehnten und sich aus dem neuen 
Gremium wieder zurückzogen. Das Verhältnis beider 
russischer Organisationen zueinander ist jedoch 
schwankend, so daß eine neuerliche Annäherung 
nicht unwahrscheinlich erscheint. 
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‚Trotz seiner Ablehnung eines Kampfes innerhalb 
der Emigration hat der Kampfbund es nicht ver- 
meiden können, selbst außerordentlich scharf ange- 
griffen zu werden, wobei seinen Anhängern immer 
wieder nicht nur ihre kommunistische Vergangenheit, 
sondern auch ihre kommunistisch beeinflußte Geistes- 
haltung vorgeworfen wird. Die Nationalpatrioten, 
die den Kampfbund anfangs konstant als die Partei 
ehemaliger Kommunisten bezeichneten, sind neuer- 
dings dazu übergegangen, ihn einfach eine „kommu- 
nistische Organisation‘ zu nennen!?, Auch von an- 
deren werden die Kampfbündler als nur „subjektive 
Gegner der Herrschaft Stalins“ bezeichnet und als 
„unfähig, sich vom kommunistischen Geiste zu be- 
freien!*‘. Auch „antibolschewisierende Kommuni- 
sten“!®, „Neokommunisten“** oder „durch Zufall 
ins Ausland geratene innerparteiliche Opposi- 
tion““!?* sind sie genannt worden. Wenn sie sich 
selbst für Nichtemigranten erklären, so werden sie 
vom ganzen „rechten“ Flügel der Emigration über- 
haupt nicht als Antibolschewiken anerkannt. 


Im Gegensatz dazu beurteilen die sozialistischen 
Gruppen der alten Emigration und die Narodniki 
den Kampfbund außerordentlich positiv. Der Sozia- 
list Dalin weist auf das „ausgezeichnete, wertvolle 
Menschenmaterial“ hin, das hier zusammengeschlos- 
sen wurde; diese Leute verkörperten die besten Tra- 
ditionen der russischen revolutionären Bewegung 
und ihre demokratische Gesinnung sei unbedingt 
aufrichtig und ehrlich. Besonders betont er, daß 
„auch nicht ein Anflug von Faschismus oder Nazis- 
mus bei ihnen zu finden sei‘!?”,. Ein ungenannter 
Narodnik stellt die opferbereite, glühende, revolu- 
tionäre Atmosphäre, die im Kampfbund herrscht, und 
dessen demokratische Diszipliniertheit den alten 
Emigranten als nachahmenswertes Beispiel vor 
Augen: „Bitte richten Sie ihre Aufmerksamkeit dar- 
auf, wie die Bolschewiken, indem sie mit der Demo- 
kratie spielen, ohne es zu wollen, das Volk zu einem 
demokratischen Verhalten erzogen haben!?®.“ 


Diese positive Beurteilung verhinderte allerdings 
nicht, daß auch von einzelnen alten Sozialdemokra- 
ten, zum Beispiel von Abramowitsch, sehr ernste Be- 
denken gegen die „bolschewistische Mentalität“, „die 
billige Spitzfindigkeit nach der Art des Komsomol“ 
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geltend gemacht wurden. Geistig seien sie nach wie 


vor abhängig von ihren Vätern, „die mit ihrem 
Glauben und ihrer Wahrheit (weroj i prawdoj) Stalin 
dienten“!?”, 


Schon sehr früh hat der SBONR sich für eine Ver- 
einigung der „linken“ antibolschewistischen Kräfte zu 
einem Block eingesetzt und hat später auch, wie noch 
zu zeigen sein wird, in sehr enger Zusammenarbeit 
mit dem Amerikanischen Komitee zur Befreiung der 
Völker Rußlands bei den Bemühungen um ein „Zen- 
trum“ des antibolschewistischen Kampfes aktiven An- 
teil gehabt. 


Die Zentrale des Kampfbundes befindet sich in 
Deutschland. Sein Zentralorgan, früher (ab 1947) 


Bor’ba, ist seit dem Mai 1951 die gleichzeitig als 
Organ des SWOD „mit moralischer und materieller 
Unterstützung des Amerikanischen Komitees zur Be- 
freiung der Völker Rußlands“ erscheinende Wochen- 
zeitung Golos Naroda, mit dem Untertitel: Organ 
des demokratischen Gedankens'?’a, Chefredakteur ist 


zur Zeit Jewgenij Koljushnyj. — Das Organ des 


SBONR in England ist Majak Swobody, in Argen- 
tinien Rodina, in Belgien Signal. 
Die Führung im Bunde hat wiederholt gewechselt. 


Zur Zeit steht Oberst G. I. Antonow als Vorsitzen- 


der an der Spitze. Zu den führenden Persönlich- 
keiten gehört auch der Leiter des von den Ameri- 
kanern ideell und finanziell unterstützten Münchener 
„Institut für die Erforschung der Kultur und Ge- 
schichte der Sowjetunion‘ (Institut po isutscheniju 


kultury i istorii sowjetskowo sojusa), B. A. Jakowlew 


(Pseudonym für Nareikis). Jakowlew ist auch der 
Herausgeber der unter Förderung des FIF (Fund 
for Intellectual Freedom) erscheinenden Zeitschrift 
Literaturnyj Sowremennik (Der literarische Zeit- 
genosse). 

Die Militärorganisation des Kampfbundes, SWOD, 
hat neuerdings (November 1952) ihre Leitung — 
den Militärrat — nach den Vereinigten Staaten über- 
geführt mit der Motivierung, daß das Gros der Mit- 
glieder inzwischen nach Nord- und Südamerika über- 
gesiedelt sei. An der Spitze des SWOD steht der 
Oberst i. G. A. G. Aldan; sein Stellvertreter und 
gleichzeitig Leiter der europäischen Gruppen ist 
Oberst Antonow, der Vorsitzende des SBONR. 


Die republikanisch-demokratischen Einigungsbestrebungen 


Auch im republikanisch-demokratischen Lager der 
alten Emigranten fällt eine bemerkenswerte Ab- 
neigung dagegen auf, als Partei zu erscheinen. Be- 
vorzugt werden Bezeichnungen wie „Bewegung“, 
„Vereinigung“, „Liga“, „Bund“, womit aber über 
die faktisch außerordentlich weitgehende Zersplitte- 
rung auch in diesem Sektor nicht hinweggetäuscht 
werden kann. 
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Die Entwicklung in diesem Lager ist außerordent- 
lich unstabil. Den intensiven Einigungs- und Verein- 
heitlichungsbestrebungen, die fortgesetzt zu Neu- 
gründungen führen, stehen dauernde Spaltungen 
und Absplitterungen gegenüber. Während die Neu- 
gründungen in der Regel sich lärmend vollziehen 
und von der entsprechenden Presse entsprechend ge- 
rühmt werden, so erfolgen die Spaltungen und Tren- 
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nungen in der Regel leise und oft kaum bemerkt, 
so daß man von ihnen erst bei einem neuen Zu- 
sammenschluß etwas erfährt. 

Es darf dabei nicht übersehen werden, daß nach 
dem Zweiten Weltkriege infolge der politischen Ten- 
denz der Siegermächte die republikanisch-demokra- 
tischen Emigrantenkreise sich international einer 
weit größeren Resonanz erfreuten als beispielsweise 
die monarchistischen und die offen oder getarnt fa- 
schistischen. Für die „linken“ war es nicht nur leich- 
ter, Beziehungen zu führenden Politikern des Aus- 
landes anzuknüpfen, sondern auch materielle und 
propagandistische Unterstützung hauptsächlich in 
‘ Amerika zu finden, so daß diese Kreise in der inter- 
nationalen öffentlichen Meinung eine stärkere Be- 
achtung fanden, als es ihrem Gewicht innerhalb der 
Emigration entsprach. 

Nach dem Ersten Weltkrieg war Paris als wich- 
tigstes Zentrum der russischen Emigration auch die 
Zentrale dieser Kreise gewesen. In Paris hatte die 
„russische politische Delegation“, eine Art Exilregie- 
rung, während des Bürgerkrieges gesessen, und in 
Paris fand der erste und einzige Versuch statt, in der 
Emigration so etwas wie ein Exilparlament zu bil- 
den!?®, In Paris war bis zum Zweiten Weltkrieg die 
einzige Tageszeitung der russischen Emigration, die 
republikanisch-demokratische Poslednija Nowosti 
unter der Leitung des führenden liberalen Exponen- 
ten des „Februar“, Prof. Miljukow, erschienen. Im 
Laufe der Jahre hatten sich aber die allgemeinen po- 
litischen Verhältnisse verschoben und zu einer wach- 
senden Abwanderung der russischen Emigranten nach 
Uebersee geführt, so daß Paris seine führende Be- 
deutung für die russische Emigration verlor. Es blieb 
zunächst aber noch die Zentrale der zwar zusammen- 
geschmolzenen, aber geistig hochstehenden liberalen 
Gruppe. 


Der liberale Freiheitsverband (SBSR) 


Nach Miljukows Tod wurde S. Melgunow, wie 
jener Geschichtsprofessor, der Führer der liberalen 
Gruppe. Er begründete den „Verband zum Kampf 
für ein freies Rußland“ (sojus bor‘'by sa swobodu 
Rossii), hier kurz Freiheitsverband genannt, der sich 
von den anderen demokratischen Gruppen vor allem 
dadurch unterschied, daß schon in seinem Titel nicht 
von den „Völkern Rußlands‘“ die Rede ist, sondern 
von Rußland als einem einheitlichen unteilbaren 
Begriff. Damit hat sich Melgunow unmißverständ- 
lich zum Verfechter des keineswegs nur von reaktio- 
nären Monarchisten, sondern auch von weiten Krei- 
sen des russischen Liberalismus vertretenen Grund- 
satzes des „Einem unteilbaren Rußland“ (jedinaja 
nedjelimaja) gemacht!”®. Melgunow selbst bezeichnet 
‚ seine Konzeption als die „Vorstellung von Rußland 
als einem festen, geschichtlich gewordenen, politi- 
schen Körper, ausgezeichnet durch seinen kollektiven, 
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rußländischen Verstand und seinen kollektiven ruß- 
ländischen Willen, der allein dazu berufen ist, ver- 
antwortlich über das Schicksal des Ganzen und über 
das seiner Teile zu entscheiden‘, 

Obgleich Melgunow und sein Verband a be- 
tont auf dem Boden der. Nichtvorherbestimmung 
stehen und infolgedessen auch kein detailliertes Pro- 
gramm ausgearbeitet haben, hat ihre eindeutige 
Festlegung in dieser entscheidenden Frage zu schar- 
fen Gegensätzen bei den Bemühungen um ein so- 
genanntes „Zentrum“ innerhalb der russischen Emi- 
gration geführt, auf die wir noch zurückkommen 
werden. 

Melgunow hatte in Paris bereits im Jahre 1946 in 
scharfem Gegensatz zur damaligen Politik der Sieger- 
mächte — als man damit zumindest seine Freiheit 
und als Russe wohl auch sein Leben riskierte — mit 
der Herausgabe betont antibolschewistischer Schrif- 
ten begonnen, in denen er sich bemühte, den Alliier- 
ten die Augen über ihre damaligen Verbündeten zu 
öffnen. Er hat sich damit auch in den monarchisti- 
schen Kreisen der russischen Emigration ausgespro- 
chene Sympathien erworben. Obgleich er bei den 
Monarchisten als „Linker“ gilt und sich selbst als 
Republikaner bezeichnet, lehnt er auch in der Frage 
der Staatsform eine Vorherbestimmung ab und ist 
bereit, die Entscheidung darüber künftig der ‚freien 
Willensmeinung des Volkes“ zu überlassen. Die 
Monarchisten ihrerseits zeigen auch seiner Person 
gegenüber eine unverkennbare Achtung und bezeich- 
nen ihn, in erholendem Unterschied zu den üblichen 
Beschimpfungen politischer Gegner, als einen „ehr- 
lichen Patrioten und anständigen Menschen“!®!, 


Zur Frage Monarchie oder Republik präzisiert er 
seinen persönlichen Standpunkt wie folgt: 

„Ich sehe die monarchistische Plattform zur Zeit nicht 
nur als unzweckmäßig, sondern als verhängnisvoll für 
die Sache der Befreiung Rußlands an..., aber. man kann 
die Augen davor nicht verschließen, daß das Leben auch 
eine Revision dieser Position verlangen könnte. Wichtig 
ist die Freiheit des Menschen und der demokratische 
Staatsaufbau. Und das kann unter Umständen in einer 
Monarchie besser verwirklicht werden, als in einer Re- 
publik... Die Frage Monarchie oder Republik darf nicht 
eine Frage der Weltanschauung oder einer verbindlichen 
Doktrin, sondern muß ausschließlich eine Frage der 
Zweckmäßigkeit sein. Wenn im Zuge der weiteren Ent- 
wicklung Rußland auf gesetzmäßigem Wege, das heißt 
durch eine freie Entscheidung der Völker, zu einer Mon- 
archie wird, dann muß sie sie akzeptieren und darf nicht 
eine Revolution gegen sie machen!32.“ 


Wie zu zeigen sein wird, ist diese Einstellung 
grundsätzlich die gleiche, die auch die gemäßigten 
Monarchisten einnehmen mit dem Unterschiede na- 
türlich, daß sie persönlich auf dem Boden der Mon- 
archie stehen. 

Das politische Organ Melgunows ist die in Paris 
erscheinende Monatsschrift Rossijskii Demokrat. Seine 
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‘Die Entwicklung der rußländischen Emigration 


Gruppe steht politisch den Solidaristen nahe und läßt 
ihre Editionen in Deutschland durch den solidaristi- 
schen Verlag des Possew vertreiben. 


Die Liga 

Mit der Verlagerung des politischen Schwer- 
gewichts der russischen Emigration nach Uebersee 
war New York zu einem neuen Zentrum geworden. 
Hier geriet die Führung der Einigungsbestrebungen 
innerhalb des republikanischen Lagers in die Hände 
der sozialistischen (sozialdemokratisch-menschewisti- 
schen und sozialistisch-revolutionären) alten Emi- 
granten, die als Exponenten des „Februar“ und 
gleichsam als lebendige Erinnerung an ihn seine 
Traditionen in betontem Gegensatz zu allen mon- 
archistischen und restaurativen Bestrebungen wieder 
aufleben lassen wollten. 


Am 13. März 1949 wurde in New York als ein 
„überparteilicher Zusammenschluß von Personen 
und Gruppen, die gegen die bolschewistische Dik- 
tatur und für ein freies wahrhaft demokratisches 
Rußland‘ kämpfen wollen, die „Liga zum Kampf 
für die Volksfreiheit“ (Liga bor’by sa narodnuju 
swobodu) begründet. Die Neugründung wurde pro- 
pagandistisch sehr stark herausgestellt. Zahlreiche 
demokratische Organisationen der ganzen Welt — 
auch das Pariser Büro der noch zu behandeinden 
Narodniki — veröffentlichten zum Teil überschweng- 
liche Artikel und schickten Adressen mit ihrer Zu- 
stimmung zum Einigungswerk. Auch die amerikani- 
sche große Presse und der amerikanische Rundfunk 
konnten eingeschaltet werden. Alle großen ameri- 
kanischen Blätter berichteten ausführlich darüber, 
der Rundfunk übertrug die Reden in mehreren 
Sprachen, und die „Stimme Amerikas“ brachte eine 
speziell für die Sowjetunion bestimmte Sendung in 
russischer Sprache. Auch durch den britischen und 
französischen Nachrichtenapparat wurde die Auf- 
merksamkeit der Weltöffentlichkeit auf dieses Er- 
eignis gelenkt. Es mag dadurch vielfach der unrich- 
tige Eindruck entstanden sein, als handele es sich 
dabei um einen Zusammenschluß der ganzen oder 
zumindest des größten Teiles der russischen Emi- 
gration. Das war jedoch durchaus nicht der Fall. 


In Wirklichkeit war hier nur eine neue, in ihrem 
Umfang beschränkte politische Gruppe innerhalb 
der russischen Emigration entstanden, die übrigens 
nicht nur eine Vereinigung, sondern auch eine Zer- 
setzung bereits bestehender Gruppen zur Folge 
hatte. So kam es bei den Menschewiken zu einem 
scharfen Konflikt im Zusammenhang mit der Politik 
der Liga. Die Liga selbst spaltete sich durch den 
Wiederaustritt einiger ihrer Begründer bald wieder, 
und in der Folgezeit hat sie nie eine andere Rolle 
gespielt als die einer politischen Gruppe unter vielen 
anderen. 
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Mit der Begründung der Liga trat eine in der 
russischen Oeffentlichkeit außerordentlich umstrittene 
Persönlichkeit wieder auf die politische Bühne — 
Alexander Kerenskij. Er galt von vomherein — 
später wurde das abgeleugnet — als der eigentliche 
Initiator. Außer ihm gehörten noch einige andere, 
bereits „historische“ Persönlichkeiten der Initiativ- 
gruppe an, wie der fast achtzigjährige Sozialrevolu- 
tionär (SR) Victor Tschernow, ehemaliger Präsident 
der von den Bolschewiken auseinandergejagten kon- 
stituierenden Versammlung, der SR Sensinow, die 
Menschewiken Abramowitsch, Nikolajewskij, Dalin 
und einige andere Exponenten der alten russischen 
revolutionären Intelligenzija, die ihr eigenes An- 
sehen in weiten Kreisen der russischen Emigration 
offenbar recht überschätzten. Allein die Person 
Kerenskijs schloß alle Gegner des ‚Februar‘ von 
einer Beteiligung an der Liga von vornherein aus. 
Aber auf die ausländischen Gönner der Liga, zu- 
mal auf die Amerikaner, übte der hohe Rang des 
ehemaligen Premiers einer demokratischen Regierung 
eine geradezu unwiderstehliche Anziehungskraft aus. 
Uebrigens befanden sich unter den Führern der Liga 
auch einige neue Emigranten, wie Professor B. Kon- 
stantinowskij, der Fliegerleutnant A. Barsow und 
andere. Später wurde die Initiativgruppe der Liga 
zu einem Rat umgebildet, an dessen Spitze nicht, 
wie allgemein erwartet, Kerenskij, sondern der Men- 
schewik Professor Nikolajewskij trat. Kerenskij wurde 
der Herausgeber des amtlichen Organs der Liga, 
Grjaduschtschaja Rossija. 

Die Liga hat, weil sie keine Partei sein will, kein 
politisches Programm vorgelegt, wohl aber eine so- 
genannte Plattform, in der sie ihre Ziele immerhin 
so scharf umreißt und so stark begrenzt, daß sie 
praktisch eine klar erkennbare Parteirichtung reprä- 
sentiert. Sie stellt sich betont auf den Boden der 
Errungenschaften des „Februar“, knüpft damit 
einerseits ausdrücklich an die vorbolschewistische 
Zeit an und grenzt sich gleichzeitig scharf gegenüber 
„allen Versuchen der Wiederherstellung des vor- 
revolutionären politischen Systems‘ und gegenüber 
„allen Programmen der politischen und sozialen 
Restauration“ ab!°®, 

Das Ziel ihres Kampfes ist unter Ablehnung einer 
Monarchie in jeder Form „eine demokratisch-repu- 
blikanische Föderation der Völker Rußlands“. Pro- 
fessor Nikolajewskij begründet diesen Standpunkt 
wie folgt: „Wenn in Rußland eine konstitutionelle 
Monarchie nach englischem Muster möglich wäre, so 
würden wir für sie stimmen. Die russische mon- 
archistische Idee trägt aber einen reaktionären Cha- 
rakter, und deshalb vereinigen wir nur Republi- 
kaner!**.“ 

Interessanterweise begründen die in der Liga zu- 
sammengeschlossenen Kreise ihren Anspruch darauf, 
als die eigentlichen Repräsentanten des antibolsche- 
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" wistischen Rußlands zu erscheinen, unter anderem 
damit, daß sie sich der „sowjetischen Infektion“ am 
wenigsten zugänglich gezeigt haben und daß das 
autoritäre Regime Stalins für sie (im Unterschiede 
zum Beispiel von den „Rechten“) keinerlei An- 
ziehungskraft habe!®. 

In der Plattform der Liga werden in 11 Punkten 
die Grundlagen des künftigen Rußlands im Sinne 
der üblichen liberal-demokratischen Forderungen 
festgelegt. 

Als unerläßliche Maßnahmen unmittelbar nach der 
Liquidierung der kommunistischen Diktatur werden 
folgende angeführt: 

1. Die Auflösung der kommunistischen Partei und 
ihrer Organe. 

2. Die Vernichtung der Konzentrationslager und Be- 
freiung aller politischen Gefangenen. 

3. Befreiung des Geisteslebens von der polizeilichen 
Kontrolle. 

4. Sicherstellung der Rechte der Person im Sinne 
der Gleichheit vor dem Gesetz. 

5. Herstellung der völligen Gleichberechtigung aller 
nationalen Gruppen. 

6. Kostenlose Schul- und Hochschulbildung. 

7. „Liquidation des Systems der Zwangskolchose und 
entschädigungslose Uebergabe der Kolchosländereien in 
den Privatbesitz der Bauern“. 

8. Völlige Freizügigkeit und freie Arbeitswahl. 

9. Weite Möglichkeiten für die Privatinitiative in Han- 
del und Industrie. 

10. Beibehaltung der staatlichen Rechte einer Wirt- 
schaftsplanung. 

11. Ausschluß jeder Form einer Aggression und „einer 
eigenmächtigen Einmischung in die innere Angelegen- 
heit anderer Staaten“. 

Als der eigentliche Kernpunkt wird die zentrale 
Forderung aller russischen revolutionären Parteien 
der früheren Zeit aufrecht erhalten: eine von allen 
Völkern des Landes auf Grund des allgemeinen, 
direkten und geheimen Wahlrechtes frei gewählte 
Konstituierende Versammlung, die allein berechtigt 
ist, die Ordnung des künftigen, befreiten Rußlands 
zu bestimmen'*®, 

Die Basis des „Februar“ ist durch diese Platt- 
form recht eingeengt. Denn geschichtlich gesehen, 
waren die Exponenten des „Februar“ nicht allein die 
in der Liga vereinigten Sozialrevolutionäre und 
Sozialdemokraten, sondern vor allem die Kadetten 
und Oktobristen, das heißt sozial verstanden, bürger- 
liche Kapitalisten und 'Gutsbesitzer, dazu erklärte 
Monarchisten, die den schwachen Zaren gestürzt 
hatten, um die Monarchie zu retten. Kerenskij, 
Tschernow und die Menschewiken waren nur Ex- 
ponenten des linken Flügels der russischen Revo- 
lutionäre, eigentlich gar nicht des „Februar“ son- 
dern des „Juli“ 1917 — als Kerenskij sein Kabinett 
bildete. 
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Die Erben der bürgerlichen Liberalen, also die 
eigentlichen Exponenten des „Februar“, erklärten 
denn auch sofort die Liga. für eine sozialistische 
Organisation, die wohl als „Entree zu einer sozia- 
listischen Einheitspartei“, jedoch nicht als eine 
„Ebene für die Errichtung einer einheitlichen demo- 
kratischen Front‘ erscheinen könne!?”. Es half wenig, 
daß Nikolajewskij dem entgegnete, daß auch Nicht- 
sozialisten zum Rat der Liga gehören, so beispiels- 
weise V. Butenko als Vertreter des „bäuerlichen 
Rußland“ (Krestjanskaja Rossija), daß auch Kerenskij 
kein Parteisozialist wäre!®® und daß von den zur 
Liga gehörenden neuen Emigranten nicht ein ein- 
ziger Sozialist sei. Der beherrschende sozialistische 
Einfluß blieb gleichwohl unverkennbar. Auch die 
gemäßigten Monarchisten protestierten ausdrücklich 
gegen die „Verfälschung des Februar“ durch die 
Liga und besonders durch Kerenskij'*. 


Letzterer wurde zur Zielscheibe besonders 
heftiger Angriffe. „Als der Hauptschuldige an der 
russischen Tragödie hatte er nicht das Recht“, er- 
klärten zum Beispiel die Monarchisten, „sich zum 
Verteidiger russischer Interessen zu machen“, Es 
wurden sogar Eingaben an die Regierung der Ver- 
einigten Staaten gemacht, um auf diese Weise 
Kerenskij das Handwerk zu legen’*. 

Kerenskij selbst ließ sich dadurch nicht stören 
und versuchte im Gegenteil, sich noch mehr in den 
Vordergrund zu spielen. Seitens der Liga scheint 
er aber doch als eine gewisse Belastung empfunden 
worden zu sein. Im August 1951 wurde plötzlich 
bekannt, daß der ehemalige Premier aus der eben 
von ihm selbst begründeten Organisation wieder 
ausgetreten sei. Er schwenkte zu der Bewegung der 
Narodniki über. 


Die Volksbewegung (Narodniki, RND) 

Unter Wiederaufnahme der alten revolutionären 
Traditionen des Narodnitschestwo hatte sich zunächst 
in Paris die „Rußländische Volksbewegung‘“ (Ros- 
sijskoje narodnoje dwishenije) als eine „Vereinigung 
aller demokratischen Kräfte der neuen und alten Emi- 
gration aller Völker, die auf dem Territorium der 
Sowjetunion leben“ gebildet und seit dem Dezember 
1948 unter der Redaktion des bekannten Schrift- 
stellers Roman Gul, eines alten Emigranten, der 
vorübergehend ein sogenannter „Umsteller“ ge- 
wesen war, die Zeitschrift Narodnaja Prawda er- 
scheinen lassen!*?, 

Von Anfang an waren die Narodniki bemüht, einen 
engen Kontakt zu den entsprechenden Gruppen 
nicht nur der nicht-russischen Völker Rußlands, son- 
dern auch der Satellitenstaaten zu gewinnen, und 
haben besonders enge Beziehungen zu den unter 
Vorsitz des Polen Mikolajezyk zusammengeschlos- 
senen Bauernparteien und zu dem Büro der inter- 
nationalen sozialistischen Parteien (BIS) angeknüpft. 


Europa-Archiv | 5. Februar 1953 


Infolge dieser engen Zusammenarbeit mit den Sozia- 
listen waren führende Menschewiken auch von An- 
fang an ständige Mitarbeiter der Narodnaja Prawda. 
Im Zuge der Verlagerung des politischen Schwer- 
gewichts der „linken“ Emigranten nach den Ver- 
einigten Staaten verlegten auch die Narodniki die 
Zentrale ihrer Arbeit dorthin und ließen seit 1950 
die Narodnaja Prawda in New York erscheinen. Die 
Narodniki hatten die Liga zunächst als den Eckstein 
einer wichtigen demokratischen Organisation warm 
begrüßt!®, waren aber bald gerade durch sie in eine 
schwere Krise geraten. Während die Liga im offen- 
sichtlichen Bemühen, möglichst weite Kreise zu ge- 
winnen, es vermied, sich in bezug auf die Zukunft 
Rußlands festzulegen, lehnten die Narodniki den 
Grundsatz der Nichtvorherbestimmung mit Ent- 
schiedenheit ab, weil allein der Haß gegen Stalin 
und den „Komfaschismus“ nicht genüge!“. Nur auf 
dem Boden einer klaren politischen und sozialen 
Plattform sei es möglich, gleichdenkende Menschen zu 
einem arbeitsfähigen Organismus zu vereinen. 


Auch sie erklärten es für unmöglich, mit denen 
gemeinsame Sache zu machen, die den Kampf gegen 
Stalin „unter dem Banner der Restauration einer 
Monarchie führen!®“, Auch sie veröffentlichten eine 
Plattform (erstmals im Mai 1948 in Paris), der sie im 
November 1951 im Zusammenhang mit Bemühungen 
um ein „Zentrum“ eine neue, der amerikanischen 
Mentalität weitgehend Rechnung tragende Form 
gaben!*®, 

Bei ihrer Zielsetzung gehen sie von dem aus, was 
„das Volk“, das heißt das Volk der Sowjetunion 
will. Ihr oberster Grundsatz ist: alles für das Volk — 
durch das Volk. „Das Volk will die Freiheit des Men- 
schen, Befreiung von der Zwangsarbeit und eine ge- 
rechte soziale Ordnung.“ Als den Eckstein ihrer 
Ideologie bezeichnen sie die Garantie der Unantast- 
barkeit des Menschenrechtes auf seine persönliche 
politische und geistige Freiheit. In dem sehr literarisch 
gehaltenen deklarativen Teil ihrer Plattform berufen 
sie sich mit vielen Zitaten auf ihre großen Vorgänger 
aus der revolutionären Bewegung vor allem auf 
Herzen, Belinskij, Michailowskij und sogar auf Dosto- 
jewskij, erklären aber ausdrücklich, daß sie nicht das 
alte Narodnitschestwo zum neuen Leben erwecken 
wollten — das sei für immer gestorben! —, sondern 
ein neues entstehen lassen. Interessanterweise betonen 
sie ausdrücklich, übrigens unter Berufung auf einen 
bolschewistischen Artikel der Prawda vom 14. Juni 
1935, daß das Narodnitschestwo „der ärgste Feind 
des Marxismus“ sei, wobei sie offenbar den Kommu- 
nismus als die reinste Form des Marxismus ansehen. 
Immerhin ist damit natürlich der traditionelle Gegen- 
satz zwischen Narodnitschestwo und Sozialdemokratie 
erneut unterstrichen. 

Die konkreten Forderungen ihres Programms sind 
eine föderative demokratische Republik (I, 4) mit 
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einer nach vierschwänzigem Wahlrecht gewählten 


Reichsduma und einer von den Gliedern der .Föde- 


ration gewählten Bundesduma (I, 6) als Träger der‘ 


gesetzgebenden Gewalt. Sie sehen einen parlamen- 
tarisch gewählten Präsidenten der Republik vor und 
ein der Reichsduma verantwortliches Ministerium 
(1, 7). Gleichheit vor dem Gesetz, Garantierung der 
üblichen bürgerlichen Freiheiten werden verlangt, 
ausdrücklich auch die Zulassung politischer Parteien 
mit Ausnahme jener, welche die Freiheit und Rechte 
des Volkes beeinträchtigen (I, 2). In wirtschaftlicher 
Hinsicht wird die Liquidierung der Kolchose undSow- 
chose verlangt und die entschädigungslose Uebereig- 
nung des Landes in bäuerliches Eigentum (II, 4). In 
den Händen des Staates sollen außer Bodenschätzen, 
Transportmitteln usw. auch alle industriellen Unter- 


nehmen bleiben „die eine gesamtstaatliche Bedeutung 


haben“ (II, 8). Die Beteiligung der Arbeiter an der 
Verwaltung und am Gewinn dieser Betriebe ist vor- 
gesehen. Außenhandel, Bank-und Versicherungswesen 
sollen unter der Kontrolle des Staates bleiben; Handel, 
Handwerk und Gewerbe sollen frei sein (II, 5). Auf 
sozialem Gebiet wird unter anderem die 40-Stunden- 
woche verlangt (III, 4). Auf religiösem Gebiet Tren- 
nung von Kirche und Staat und ein „wohlwollendes 


Verhalten des Staates zu den Kirchen aller Bekennt- 


nisse“ (IV, 1—8). Die Verfassung soll in einer Ver- 
sammlung angenommen werden, die von den Narod- 
niki im Unterschied zu den anderen Gruppen nicht 
als konstituierende, sondern als gesamtnationale Ver- 
sammlung bezeichnet wird (VI, 2). Ausdrücklich ist 
vorgesehen, daß die Glieder des (bolschewistischen) 
Politbüros und die Leiter des MWD dem Gericht über- 
geben werden sollen (VI, 4). 

In einer gesonderten Erklärung wird die nationale 
Frage behandelt, wobei hervorzuheben ist, daß aus- 
drücklich das Recht jeder Nation zur Selbstbestim- 
mung einschließlich der Erklärung der staatlichen 
Souveränität vorgesehen ist (1). Die Selbstbestim- 
mung soll auf dem Wege einer „freien Volksabstim- 


mung“ (Plebiszit) aller dort im Augenblick der Ab- 
stimmung wohnenden volljährigen Bürger unter dm 


Schutz der Vereinten Nationen stattfinden (3 und 4), 
eine Bestimmung, die im Hinblick auf die stattgehab- 
ten Umsiedlungen durch die Sowjets von entscheiden- 
der Bedeutung ist und, zumal bei den einzelnen Völ- 
kerschaften (zum Beispiel den Ukrainern), auf schärf- 
sten Widerspruch gestoßen ist. 

Das Verbindende zwischen den Zielsetzungen der 
Narodniki und der Liga liegt auf der Hand. Das 
Trennende solite im Zusammenhang mit den Be- 
mühungen, alle republikanisch-demokratischen Orga- 
nisationen in einem „Zentrum“ zu vereinen, erkenn- 
bar werden. Wir kommen darauf noch zurück. 

Zu diesen Narodniki trat, wie erwähnt, im August 
1951 überraschenderweise der sich der besonderen 
Sympathie der Amerikaner erfreuende Kerenskij über 


5469 


AR 


INTERNATIONALE FLÜCHTLINGSFRAGEN 


und wurde zur allgemeinen Ueberraschung sogleich 
zum Vorsitzenden des sogenannten Nationalkomitees 
der Bewegung gewählt. Damit war Kerenskij an die 
Spitze der Partei getreten, was ihm bei seiner eigenen 
Gründung, der Liga, nicht gelungen war. Kerenskij 
hat zusammen mit Professor Kurganow auch als Ver- 
treter der Narodniki an den späteren Verhandlungen 
mit den anderen Gruppen teilgenommen. Diese Her- 
ausstellung Kerenskijs war um so erstaunlicher, als 
die Narodniki besonderen Wert darauf legten, eine 
Bewegung der neuen Emigranten zu sein. Die heftige 
Gegnerschaft gegen Kerenskij, keineswegs nur bei den 
alten Monarchisten, sondern auch bei den neuen Emi- 
granten, äußerte sich besonders lebhaft anläßlich 
seiner Anwesenheit in Deutschland im Herbst 1951 
und hat unter anderem auch in der deutschen Presse 
ihren Niederschlag gefunden'?”. 


Der Widerstand gegen ihn ließ auch nicht nach, als 
die Narodnaja Prawda sich bemühte, nachzuweisen, 
daß Wlassow sich sehr positiv zu Kerenskij gestellt 
habe, und auch nicht, als Professor Stepun versuchte, 
in der amerikanischen Neuen Zeitung das Ansehen 
des ehemaligen Premiers zu retten!?°. Die offene Krise 
wurde noch durch das Verhalten Kerenskijs in der 
nationalen Frage verschärft und hatte eine neuerliche 
Spaltung zur Folge, als das Zentralkomitee der Volks- 
bewegung im Februar 1952 eine Erklärung veröffent- 
lichte, nach der seine eigenen Delegierten, das heißt 
Kerenskij und Kurganow, nicht im Sinne der ihnen 
erteilten Instruktionen gehandelt hätten. Für diese 
Erklärung wurde wiederum der langjährige Sekretär 
des Zentralkomitees und Mitbegründer der Bewe- 
gung, Roman Gul, aus der Volksbewegung ausge- 
schlossen, nachdem er seinerseits erklärt hatte, daß 
es für ihn „moralisch unmöglich und politisch untrag- 
bar sei, mit Kurganow der gleichen Organisation an- 
zugehören!““, Gul gründete nunmehr eine neue 
Gruppe, die sich im Unterschied zu seiner früheren 
Gründung nicht rußländische Volksbewegung, son- 
dern einfach „Volksbewegung“ nennt. Seit dem März 
1952 ließ er auch in New York eine neue Narodnaja 
Prawda erscheinen'°’, Damit hatten die Narodniki 
sich in zwei Teile gespalten. 


Das waren nur einige der Begleiterscheinungen bei 
den Bemühungen, nur die republikanisch-demokra- 
tischen Gruppen der russischen Emigration unter 
einen Hut zu bringen. 


Die Sozialisten 


Auch die Sozialisten hatten ihre Zentrale nach 
New York verlegt. In ihrem Bestande stark über- 
altert und geführt von ihren alten, hochbetagten 
Parteiführern, sind sie insofern ein konservatives 
Element in der russischen Emigration, als sie, zumal 
die Sozialdemokraten, am unmittelbarsten und ohne 
Bruch ihre alten Parteitraditionen fortführen konnten. 
Nach wie vor unterscheiden sie noch zwischen den 
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Sozialrevolutionären (SR) — W. Tschernow (gestor- 
ben Mai 1952), Sensinow, Wischnjak —, und den 
Sozialdemokraten (SD) — Abramowitsch, Nikolajew- 
skij, Dalin. Aber die SR traten so in den Hintergrund, 
daß sie nicht einmal mehr mit einer eigenen politi- 
schen Konzeption hervortraten, sehr zum Leidwesen 
des „Kampfbundes“ (SBONR), der, wie wir sahen, in 
mancher Hinsicht an die revolutionäre Vergangen- 
heit der SR anknüpft. 

Führend sind im sozialistischen Lager die Sozial- 
demokraten (Menschewiken). Die nach der Flucht 
ihrer Führer (Martow) aus der Sowjetunion im Jahre 
1920 begründete Auslandsvertretung der russischen 
sozialdemokratischen Arbeiterpartei (RSDRP) steht 
seit Jahren unter der Leitung von Abramowitsch!°!. 
Ihr Zentralorgan, der zunächst in Berlin begründete, 
dann nach New York übergeführte Sozialistitscheskij 
Westnik, konnte in unabgerissener Folge sein Er- 
scheinen fortsetzen. Zur Zeit erscheint er in New 
York und in Paris. Die so gewahrte Kontinuität trat 
natürlich auch ideologisch in Erscheinung, wobei die 
Stärke der Sozialisten den anderen gegenüber in der 
wissenschaftlichen Fundierung ihrer Anschauungen 
und in der geschulten Exaktheit ihrer Formulierungen 
liegt, ihre unverkennbare Schwäche aber in einer ge- 
wissen Sterilität undnichtnur physischen, sondern auch 
geistigen Ueberalterung, die ihnen die Anziehungs- 
kraft auf die junge Generation nimmt. 

Es war schon darauf hingewiesen worden, daß die 
Menschewiken sich bemühten, in den Reihen der 
neuen Emigranten einen Nachwuchs zu finden und 
politischen Einfluß auf die „linken“ Wlassowzy zu 
gewinnen. Sie hatten damit gar keinen Erfolg. Vom 
Marxismus, in welcher Form auch immer, wollten die 
ehemaligen Sowjetbürger nichts mehr wissen. 

Im Unterschied zu den anderen politischen Grup- 
pen, lehnen die Sozialisten Wlassow und seine Be- 
freiungsbewegung grundsätzlich ab, da sie auf eine 
„lasterhafte und geschichtlich verwerfliche Idee“ ge- 
gründet war. Das Unternehmen sei in jedem Fall 
zum Scheitern verurteilt gewesen, im Falle eines 
Sieges wie in dem einer Niederlage'?, 

Die Zusammenarbeit mit Hitler und Rosenberg 
wird Wlassow und allen für seine Bewegung politisch 
Verantwortlichen, das heißt, vor allem den daran 
beteiligten Solidaristen in keinem Falle vergeben. 
In einer speziell zu dieser Frage im Herbst 1949 
gefaßten Resolution der Auslandsvertretung der 
RSDRP wird aber ein betonter Unterschied zwischen 
der Führung der Bewegung und den einzelnen 
Kriegern gemacht, deren Zusammenarbeit mit Hitler 
nicht das Ergebnis eines freien Willensentschlusses 
gewesen, sondern der tragischen Situation der Aus- 
weglosigkeit entsprungen sei, in die sie ohne ihr 
Verschulden geraten waren. Mit jenen, die „sich 
nicht befleckt haben mit einer Teilnahme an der 
Hitlerpropaganda und an Gewalttaten... und die 
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 aufrichtige Demokraten seien“, erklärt die Partei 
eine Zusammenarbeit für möglich!°3, 

Aber gerade in diesem Zusammenhang, kam es 
auch bei den Sozialisten zu innerparteilichen Kon- 
flikten. Wir sahen bereits die maßgebliche Beteili- 
gung führender Sozialisten an der Liga (Nikola- 
jewskij). Die Liga trat aber bei den Bemühungen 
um ein „Zentrum“ im Jahre 1951 in nahe Zusammen- 
arbeit mit den Solidaristen. Dagegen empörten sich 
andere sozialistische Führer, so Abramowitsch, die in 
den Solidaristen Exponenten einer „sehr volksfeind- 
lichen, sehr antidemokratischen Ideologie im Sinne 
des reaktionären Slawophilentums und durchtränkt 
mit russischem Nationalismus, Antisemitismus, und 
Chauvinismus“ sahen!°*, 

Am nachdrücklichsten von allen russischen Emi- 
grantengruppen weisen die Sozialisten warnend auf 
die selbstverständlich sehr naheliegende Möglichkeit 
hin, daß der Bolschewismus in Rußland eines Tages 
nicht durch eine Demokratie, sondern durch ein „an- 
deres, seinem Wesen nach totalitäres und chauvi- 
nistisches System“, also durch eine andere Diktatur 
abgelöst werden könnte. Sie spielen dabei unver- 
kennbar auf die Ziele und Hoffnungen der Soli- 
daristen an. In diesem Zusammenhang ist ein Artikel 
von G. Aleksandrow von Interesse, weil er zeigt, wie 
eng diese Frage mit der russischen Geschichts- 
betrachtung verbunden ist. Hier leben nämlich die 
alten, und man möchte sagen ewigen Gegensätze 
zwischen Westlern und Slawophilen wieder auf. 
Denn diese Gegensätze sind es, die der sehr scharf 
gewordenen Kontroverse zwischen (westlerischen) 
Sozialisten und (slawophilen) Solidaristen eigentlich 
zugrunde liegen. „So traurig es ist“, heißt es im 
Soz. Westnik, „so müssen wir doch daran erinnern, 
daß die Völker Rußlands im Laufe ihrer ganzen 
Geschichte keine Gelegenheit hatten, ein demokra- 
tisches System kennenzulernen. Alle drei staatlichen 
Gebilde auf dem Territorium Rußlands bis auf den 
heutigen Tag, das vorpetrinische, asiatische Mosko- 
wien, das nachpetrinische, petersburgische autokra- 
tische Rußland und das stalinsche asiatische Chanat, 
das sich SSSR nennt, sind nur verschiedene Spielarten 
der Despotie... Man muß bekennen, daß die jahr- 


hundertelange Sklavenexistenz im russischen Volke 
die Fähigkeit nur wenig gefördert hat, sich die Frei- 
heit zu erobern und sie zu nutzen!’®, 

Es sind dieses Gedankengänge, die bekanntlich in 
der Rußlandliteratur des Westens seit über hundert 
Jahren — seit dem berühmten Buch des Marquis 
de Custine über das Nikolaitische Rußland (1839) — 
immer wieder vertreten worden sind, die aber von 
den Russen slawophiler Tradition mit großer Schärfe 
abgelehnt und als Verunglimpfung und Schmähung 
des russischen Volkes bezeichnet werden. In diesem 
Sinne haben auch die Solidaristen den Sozialisten 
geantwortet!°®. Hinter dieser Kontroverse steht aber 
das Zentralproblem der russischen Geschichte, der 
Vergangenheit, Gegenwart und wohl auch Zukunft 
Rußlands überhaupt, die Frage nämlich nach der 
Eigenständigkeit der russischen Geschichtsentwick- 
lung, die heute wieder so aktuell gewordene, durch 
die gesamte Rußlandliteratur aller Sprachen gei- 
sternde und sehr unterschiedlich beantwortete Frage, 
ob und wie weit Rußland zum europäischen Abend- 
lande gehört: und das ist gleichzeitig die Frage, ob 
eine Europäisierung beziehungsweise Amerikanisie- 
rung Rußlands, was politisch gleichbedeutend wäre 
mit Demokratisierung, also eine Angleichung der 
rußländischen Verhältnisse an jene des abendlän- 
dischen Westens überhaupt möglich ist oder nicht. 

Der direkte Einfluß der Sozialisten auf die Emi- 
gration über ihre Parteiorganisation ist gering und 
beschränkt sich auf die grundsätzlich nichtsozia- 
listische „Liga“. Ihr indirekter Einfluß ist aber 
zweifellos weit größer, einmal über die sozialistische 
Internationale und dank der Stärke der sozialisti- 
schen Parteien innerhalb der verschiedenen Gast- 
länder der Emigranten und zweitens durch die guten 
Beziehungen russischer Sozialisten zu jenen Ameri- 
kanern, die in wachsendem Maße begannen, sich 
politisch und auch fianziell für die russische Emi- 
gration zu interessieren. Diese Beziehungen wurden 
bei den bereits wiederholt erwähnten Bemühungen 
um ein „Zentrum“ im Jahre 1951 besonders wichtig. 
Wir kommen im Zusammenhang mit dem Amerika- 
nischen Komitee zur Befreiung der Völker Rußlands 
darauf zurück. 


Anmerkungen 


94) Vgl. das erste Referat auf dem Kongreß des SBONR im 
November 1949. 

95) Vgl. EA 22-23 1952, S. 5319 ff. 

9) Bor'ba Nr. 24. 

97) ebenda. 

88) ebenda. 

99) Vgl. H. von Rimscha: „Der russische Bürgerkrieg“. 

100) Vgl. Nascha Strana Nr. 71 und Wlassowez 1951 Nr. 5/6. 


101) Vgl. die eingehenden Berichte über den Kongreß in 
Narodnaja Prawda Nr. 6, und Griaduschtschaja Rossija Nr. 15. 
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102) Parteistatut, Art. 84. 

103) ebenda, Art. 12. 

104) Die Doktrin ist abgedruckt in Bor‘ba 1949, Nr. 8/7. 
105) Soz, Westnik Nr. 637. 

106) Ideologische Doktrin, Einleitung S. II. 

107) ebenda, S. IV, V. 

108) Doktrin, Abschnitt 60. 

100) ebenda, Abschnitt 55. 

110) Doktrin, Einleitung $. VII. 
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111) ebenda, S. VII. 

112) ebenda, S. VII. 

118) ebenda, S. VII. 

113a) Achminow S. 265/66. 

114) Doktrin VI. 

115) ebenda, S. VII und Abschnitt 56. 
116) Doktrin, Abschnitt 54. 

117) Doktrin, Einleitung S. VI. 
118) ebenda, S. VII. 

119) ebenda, S. V. 

120) Nabat Nr. 34. 

121) ebenda. 

122) Vgl. Bulletin des AZODNR. 
123) Nabat Nr. 34. 

124) Nascha Strana Nr. 41. 


125) D. Dalin: „Drei Monate mit der neuen Emigration“ in 
Narodnaja Prawda Nr. 1. 


126) Ein Gast in Narodnaja Prawda Nr. 6. 
127) Soz. Westnik 1950, Nr. 630. 


127) Vgl. den Leitartikel über die Entwicklung der Zeitung 
in Golos Naroda Nr. 100 vom 21. Dezember 1952. 


' 128) Vgl. Rimscha: „Bürgerkrieg“ a. a. O., S. 52 und 115 ff. 


129) Der Ausdruck Jedinaja ist schwer zu übersetzen, weder 
einig, noch einzig, noch einheitlich trifft den Sinn ganz. Das 
russische Wort soll weder die Einigkeit noch die Einzigkeit 
noch die Einheitlichkeit ausdrücken, sondern, daß Rußland als 
Einheit im Gegenteil zu einer Vielheit verstanden wird. 


130) Rossijskii Demokrat Nr. 2, 1948. 
181) Iswestija WMS Nr. 2. 
132) Rossijskij Demokrat 1948, Nr. 2, 1948. 


133) Die Plattform ist unter dem Titel „Grundlagen (ocnow- 
nyje poloshenija) der Liga“ u. a. veröffentlicht in Narodnaja 
Prawda Nr. 3. 


134) Griaduschtschaja Rossija Nr. 7. 
135) ebenda. 
136) Grundlagen der Liga. 


137) Melgunow in Rossijskij Demokrat, Mai 1949. Ebenso 
Cheraskow in Russkaja Myjsl. 


138) Griaduschtschaja Rossija Nr. 7. 
139) Solonewitsch in Nascha Strana. 


140) Vgl. ein im November 1949 in Amerika verbreitetes 
monarchistisches Flugblatt. 


141) Grjaduschtschaja Rossija Nr. 14. 


12) Zu der Initiativgruppe der Volksbewegung gehörten 
noch: N. Turow, W. Butenko, D. Prushan, K. Shicharew, N. 
Serow, A. Petrosjan. 


143) Vgl. Narodnaja Prawda Nr. 3. 


144) Der 1948 gebrauchte Ausdruck „Komfaschismus“ wurde 
später einfach durch Diktatur ersetzt. 


145) Narodnaja Prawda Nr. 2. 


146) Der Wortlaut dieser neuen Fassung ihrer Plattform ist 
abgedruckt in Narodnaja Prawda Nr. 17/18. 


147) Vgl. Süddeutsche Zeitung Nr. 189 und Die Welt Nr. 194. 
148) Die Neue Zeitung Nr. 199, 

149) Vgl. Golos Naroda Nr. 59. 

150) Die erste Nummer erschien am 15. März 1952. 

151) Vgl. Rimscha: „Bürgerkrieg“ a. a. O., S. 64 u. S. 114. 
152) Abramowitsch in Soz. Westnik Nr. 637. 


: a Thesen der RSDRP sind abgedruckt im Soz. Westnik 
r. 837. 
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154) Soz. Westnik Nr. 647. 
155) ebenda, Nr. 625. 
156) Vgl. Possew vom 25. Mai 1952. 


Bedeutung der Abkürzungen 


Im Text ist bei der erstmaligen Verwendung der Ab- 
kürzung stets deren Bedeutung erwähnt. Im weiteren 
Verlauf der Darstellung wurden meist nur die Abkürzun- 
gen verwandt. 


ABN — Antibolschewistitscheskij blok narodow (Antibolsche- 
wistischer Block der Nationen). 

AZODNR — Antibolschewistitscheskij zentr oswoboditel’nowo 
dwishenija narodow Rossii (Antibolschewistisches Zentrum 
der Befreiungsbewegung der Völker Rußlands). 

BSMNR — Bojewoi sojus molodeshi narodow Rossii (Kriegs- 
verband der Jugend der Völker Rußlands). 

KONR — Komitet oswoboshdenija narodow Rossii (Befreiungs- 
komitee der Völker Rußlands). 

KOW -— Komitet objedinjonnych Wlassowzew (Komitee der 
vereinigten Wlassowzy). 

KZAB — Koordinazionnyj zentr antibolschewistitscheskoj bor 

KZAB — Koordinazionnyj zentr antibolschewistitscheskoj bor by 
(Koordinationszentrum des antibolschewistischen Kampfes). 

NAZPRE — Nazionalnoje predstawitel’stwo rossijskoi emi- 
grazii (Nationale Vertretung der russischen Emigration). 

NRPD — Neue Rußlandpolitik Deutschlands. 

NSNP — Nazionalnyi sojus nowowo pokolenija (Nationalver- 
band der neuen Generation). 

NTS — Nazionalno-trudowoj sojus (Nationaler Bund des 
Schaffens, nationaler Arbeitsverband). 

NTSNP — Nazionalno-trudowoj sojus nowowo pokolenija (Na- 
tionaler Bund des Schaffens der neuen Generation). 

ODNR — Oswoboditel’noje dwishenije narodow Rossii (Be- 
freiungsbewegung der Völker Rußlands). 

ORA — Organisazija rossijskich antikommunistok (Organi- 
sation russischer Antikommunistinnen). 

RFS — Rossijskij faschistskij sojus (Russischer Faschistenbund). 


RND — Rossijskoje narodnoje dwishenije (Rußländische Volks- 
bewegung). 


RNO — Rossijskoje nazionalnoje ob jedinenije (Russische 
nationale Vereinigung). 

ROA — Russkaja oswoboditel’naja armija (Russische Be- 
freiungsarmee). 


RONDD — Rossijskoje obschtschenazional’noje narodno-der- 
shawnoje dwishenije (Russische nationale Volks- und Reichs- 
bewegung). 


ROWS — Russkij obschtsche-woinskij sojus (Verband russischer 
Krieger). 

RSDRP — Rossijskaja sozialdemokratitscheskaja rabotschaja 
partija (Russische Sozialdemokratische Arbeiterpartei). 


SAF — Sojus Andrejewskawo flaga (Verband der Andreas- 
fahne). 


SBONR —- Sojus bor’by sa oswoboshdenije narodow Rossü 
(Kampfbund zur Befreiung der Völker Rußlands). 


SBSR — Sojus bor by sa swobodu Rossii (Bund zum Kampf 
für die Freiheit Rußlands). 


SONR — Sowjet oswoboshdenija narodow Rossii (Befreiungs- 
rat der Völker Rußlands). 


SWOD — Sojus woinow oswoboditel’nowo dwishenija (Krie- 
gerverband der Befreiungsbewegung). 


WMS — Wysschij monarchitscheskij sowjet (Oberst - 
archistischer Rat). EIS TEE 


WO — Wlassowskoje objedinenije (Union der Wlassowzy). 


UKROA — Uprawlenije kadrami rossijskoj oswoboditel’noj 
armii (Kaderverwaltung der russischen Befreiungsarmee). 


ZPRE — Zentralnoje predstawitel’stwo rossiiskoi i i 
) jskoj, emigrazii 
(Zentrale Vertretung der russischen Eraisratiöch, : 
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3. FOLGE 


Der vierte Jahresbericht des Europäischen Wirtschaftsrates 
vom 13. Dezember 1952* 


Teil I. Grundzüge eines Programms zur Erreichung wirtschaftlicher 
Lebensfähigkeit und Stärke 


A. Die Problemstellung 


1. Die westeuropäische Wirtschaft kann jetzt nach Ab- 
lauf des Europäischen Wiederaufbauprogramms beträcht- 
liche Fortschritte gegenüber den unmittelbaren Nach- 
kriegsjahren aufweisen. Diese Tatsache allein ist ein 
Maßstab für den Erfolg des Marshall-Plans. Die in- 
dustrielle Produktion Westeuropas beträgt jetzt das Ein- 
einhalbfache des Standes von 1947. Der private Ver- 
brauch hat im Durchschnitt das Vorkriegsniveau wieder 
erreicht und um ein Geringes überschritten. In dem Be- 
streben, zu einer Lösung des Zahlungsbilanzproblems zu 
kommen, hat man die Einfuhr etwas unter dem Vor- 
kriegsstand gehalten, während die Ausfuhr um fast zwei 
Drittel gesteigert wurde. Darüber hinaus hat Europa die 
Grundlagen für eine bessere Zukunft gelegt, indem es 
umfassende Investierungsprogramme in Angriff nahm, 
einen beträchtlichen Prozentsatz seines Handels libera- 
lisierte und ein multilaterales Zahlungssystem einführte, 
in das auch die abhängigen Ueberseegebiete und das 
gesamte Sterlinggebiet einbezogen sind. Derartige Er- 
gebnisse wären zwar ohne die Marshall-Hilfe unaus- 
denkbar gewesen, sie sind aber gleichzeitig ein sicheres 
Zeichen für den Schwung, mit dem Westeuropa selbst 
an die Lösung seiner Wirtschaftsprobleme herangeht. 

2. Trotz dieser Fortschritte und trotz aller Anzeichen 
einer vorhandenen Lebenskraft ist die gegenwärtige 
wirtschaftliche Lage Westeuropas keineswegs zufrieden- 
stellend. Man hatte angenommen, daß es möglich sein 
würde, wenn die Nachkriegsperiode des Wiederaufbaus 
einmal beendet wäre, den hohen Beschäftigungsstand und 
das schnelle Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung 
innerhalb eines weltweiten multilateralen Handels- und 
Zahlungssystems beizubehalten, das man als unerläßliche 
wirtschaftliche Voraussetzung für einen festeren Zu- 
sammenhalt der westlichen Welt ansah. Aber das ist noch 
nicht erreicht worden. 

3. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind zwar in den 
Mitgliedstaaten durchaus verschiedenartig, aber es lassen 
sich in der gegenwärtigen Situation einige gemeinsame 
Züge feststellen: 


*) Vgl. die Anmerkung auf Seite 5482. 
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i) Die Produktion in den verschiedenen Ländern steigt 
entweder überhaupt nicht oder weist nur eine ganz 
langsam steigende Tendenz auf. 


— 


ii 
hat gute Fortschritte gemacht. Es bestehen jedoch 
immer noch inflationistische Tendenzen in einigen 
Ländern und deflationistische in anderen, die einen 
stetigen Fortschritt verhindern. 


iii) Die Zahlungsbilanzen verschiedener Mitgliedstaaten 
weisen immer noch Ausgleichsstörungen auf. ö 


iv) Fast alle Mitgliedstaaten haben schwerwiegende Stö- 
rungen in ihren Zahlungsbilanzen mit dem Dollar- 
gebiet. 


v) In der Liberalisierung des innereuropäischen Handels. 


ist ein Stillstand eingetreten, und einige größere 
Länder mußten die auf bestimmten Gebieten bereits 
eingeführten Liberalisierungsmaßnahmen wieder ein- 
schränken, wodurch sie dem allgemeinen Rückgang 
des Handels noch Vorschub leisteten. 


4. Leider besteht keinerlei Grund zu der Annahme, 
daß die gegenwärtigen Schwierigkeiten außergewöhn- 
lichen Faktoren zuzuschreiben sind, die mit der Zeit 
fortfallen würden. Diejenigen Faktoren, die man bisher 
oft in diesem Sinne heranzog, haben entweder ihre Be- 


deutung für die gegenwärtigen Schwierigkeiten verloren a x 


oder sind wirklich derart, daß man sie als dauernde 
Erscheinungen ansehen muß. So haben sowohl die ma- 
teriellen Zerstörungen und die Desorganisation, die im 
Gefolge des Zweiten Weltkrieges auftraten, als auch die 
durch den Ausbruch des Korea-Krieges hervorgerufenen 
Störungen — beides Erscheinungen, die man in ihren 
Auswirkungen auf die Wirtschaft als vorübergehend an- 
sehen konnte — ihre Bedeutung für die wirtschaftliche 
Lage verloren. Nicht als vorübergehend anzusehen sind 
andererseits diejenigen Faktoren, denen ein großer Teil 
der gegenwärtigen Schwierigkeiten zuzuschreiben ist: Die 
Notwendigkeit, die Verteidigung der Mitgliedstaaten und 
der angeschlossenen Länder aufzubauen, der Rückgang 
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des Ost-West-Handels und die im Vergleich zur Vor- 
kriegszeit ungünstige Entwicklung der Handelsbeziehun- 
gen. Mit den Verteidigungsaufgaben muß man als einer 
dauernden Belastung rechnen, da es sich nicht nur um 
den Aufbau einer ausreichenden Verteidigung, sondern 
auch um die Erhaltung über eine längere Zeitspanne 
hin handelt. Ebenso sind auch die Verhältnisse, die zu 
dem Rückgang im Ost-West-Handel und zu der un- 
günstigen Entwicklung der Handelsbeziehungen geführt 
haben, nicht derart, daß man in absehbarer Zeit mit 
einer Wendung rechnen könnte. 


5. Die Mitgliedstaaten sind in ihrer Analyse ihrer wirt- 
schaftlichen Aussichten, die sie als Grundlage für die Aus- 
arbeitung des vorliegenden Berichts geliefert haben, eben- 
falls zu der Schlußfolgerung gekommen, daß die gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten nicht vorübergehender Natur 
sind. Aus diesen Prognosen spricht die allgemeine Erwar- 
‚tung, daß bei den gegenwärtig in der Welt vorherrschen- 
den wirtschaftspolitischen Gegebenheiten nur eine be- 
grenzte wirtschaftliche Expansion in den Mitgliedstaaten 
möglich sein wird, daß schwerwiegende Ausgleichsstörun- 
gen in der Dollarbilanz weiterhin bestehen werden und 
daß eine Verbesserung des Zahlungsbilanzausgleichs, wenn 
sie überhaupt eintritt, eher durch einen Rückgang der Ein- 
fuhren als durch eine Ausweitung der Ausfuhren hervor- 
gerufen werden wird. Wenn Europa aus dieser Sackgasse 
herauskommen soll, ist es unbedingt erforderlich, daß 
durch erneute Initiative auf internationaler Ebene ein Weg 
aufgezeigt wird, der weitere Fortschritte für die Zukunft 
verspricht. Klares Denken ist notwendig bei der Auswahl 
der zu ergreifenden Maßnahmen und energisches Handeln 
bei ihrer Durchführung, wenn die Probleme gelöst werden 
sollen, vor denen die europäische Wirtschaft noch steht. 
Diese Probleme sollen im folgenden in ihrem allgemeinen 
Rahmen untersucht werden. Eine ins einzelne gehende Be- 
wertung der Faktoren, durch die sie bestimmt werden, 
findet sich in den Teilen II und III® des vorliegenden Be- 
richts, wo die in den Ländern herrschenden verschieden- 
artigen Verhältnisse berücksichtigt sind. 


Das Dollar-Defizit 

6. Im Brennpunkt dieser genaueren Untersuchung steht 
das Problem des Dollardefizits, das gleichzeitig Aus- 
gangspunkt und Folgeerscheinung für alle gegenwärtigen 
Schwierigkeiten ist. Trotz der seit Kriegsende erzielten 
Fortschritte besteht immer noch ein beträchtliches Defizit. 
Die Tatsache, daß dieses Defizit sich auch jetzt, nachdem 
die Wiederaufbauperiode der Nachkriegszeit praktisch 
beendet ist, noch erhalten hat, ist ein Beweis dafür, daß 
es nicht automatisch verschwinden wird. Die Höhe dieses 
Defizits gibt, so beträchtlich sie auch ist, keinen Anhalts- 
punkt für das Ausmaß der ihm zugrundeliegenden Gleich- 
gewichtsstörung, denn es ist abgegrenzt durch strenge Ein- 
schränkungsmaßnahmen, die in der Absicht eingeführt 
wurden, Dollarimporte einzusparen. 

7. Die Tatsache, daß das Dollardefizit laufend weiter- 
besteht, ist ein Hindernis für den wirtschaftlichen Fort- 
schritt Westeuropas. In den Ländern, deren Devisenreser- 
ven niedrig sind, führt es dazu, daß restriktive Maßnahmen 
eingeführt werden müssen, die wiederum die Möglichkei- 
ten einer Ausweitung der Produktion und der Kapazität 


®) Hier nicht abgedruckt. 
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dieser Länder beeinträchtigen. Auf dem Gebiet der Han- 
delsbeziehungen zwingt es zur Beibehaltung diskrimini- 
natorischer Bestimmungen. Es verhindert auch die Libera- 
lisierung des innereuropäischen Handels, da der Dollar in 
der Europäischen Zahlungsunion das letzte Verrechnungs- 
mittel darstellt. Dadurch wird die Steigerung der Produk- 
tivität, die an sich zur Verminderung des Dollardefizits 
beitragen könnte, verhindert. 


8. Ein Aktionsplan müßte daher auf jeden Fall eine 
Lösung des Dollarproblems vorsehen. Er müßte ein 
Europa anstreben, das in der Lage ist, seine grundlegen- 
den Ziele ohne amerikanische Wirtschaftshilfe zu errei- 
chen, und das sich diese Fähigkeit nicht nur erhalten, son- 
dern weitere wirtschaftliche Fortschritte machen kann. 


9. Die amerikanische Wirtschaftshilfe war sicherlich un- 
entbehrlich und wird es vielleicht auch für einige Länder 
in Zukunft noch bleiben, sei es, weil die Verteidigungsauf- 
gaben ihnen besonders schwere Lasten auferlegen, sei es, 
weil sie, wie es bei einigen wenigen Ländern der Fall ist, 
durch die Kriegsfolgen in eine besonders kritische Lage ge- 
raten sind, oder weil sie vor besonders schwierigen struk- 
turellen Problemen stehen. Aber es geht nicht an, daß sich 
ein allgemeines Hilfssystem zur normalen Praxis ent- 
wickelt. Westeuropa würde das ebensowenig wollen wie 
die Vereinigten Staaten. Es müssen also Verhältnisse ge- 
schaffen werden, die eine solche Hilfe überflüssig machen. 


10. In der unmittelbaren Zukunft werden die „off 
shore“-Bestellungen der Vereinigten Staaten und andere 
ungewöhnliche Verteidigungsausgaben in Europa eine 
merkliche, wenn auch bei der Lage der Dinge nur vor- 
übergehende Entlastung der Dollarknappheit bringen. Da- 
durch wird eine Atempause gewährt und damit die Ge- 
legenheit geboten, grundlegende Lösungsmöglichkeiten 
für das Dollarproblem zu entwickeln und die europäischen 
Verteidigungsanstrengungen auf ein festes Fundament zu 
stellen. 


Sicherstellung der übergeordneten Ziele 


11. Der Suche nach diesen Lösungsmöglichkeiten dürfen 
aber nicht die wesentlichen Ziele zum Opfer fallen, denen 
von den Regierungen beiderseits des Atlantik die absolute 
Priorität eingeräumt worden ist. Man darf nicht in dem Be- 
mühen, die Dollarlücke zu schließen, nach den Allheilmit- 
teln greifen, die einen wirtschaftlichen Stillstand, große 
Arbeitslosigkeit, unzureichende Verteidigungsvorbereitun- 
gen oder einen so niedrigen Lebensstandard bedeuten 
würden, daß der soziale Friede gefährdet wäre. Damit 
wäre keine wirkliche Lösung des Problems erreicht. Dieses 
Problem läßt sich nicht einfach durch eine radikale Kür- 
zung der westeuropäischen Einfuhren aus dem Dollar- 
gebiet auf den Stand der Dollareinnahmen lösen. Abge- 
sehen von den schwerwiegenden Konsequenzen, die ein 
solches Vorgehen in bestimmten Zweigen der amerikani- 
schen Landwirtschaft und Industrie haben würde, hätte 
der Verzicht auf lebenswichtige landwirtschaftliche und in- 
dustrielle Erzeugnisse, die zur Zeit nur aus dem Dollar- 
gebiet bezogen werden können, verheerende Auswirkun- 
gen in Europa. Westeuropa kann seinen wirtschaftlichen 
Wiederaufstieg nicht verwirklichen, indem es sich mit 
einem auf das Existenzminimum herabgesetzten Lebens- 
standard zufrieden gibt und seine Produktion stagnieren 
läßt. 
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‚12. Damit soll nicht gesagt sein, daß die Bemühungen 
um eine Senkung der Dollareinfuhren durch Steigerung 
der Produktion im Raume der Europäischen Zahlungs- 
union nicht weiterhin im Vordergrunde stehen müßten. In 
der Kohle- und Oelproduktion sind beispielsweise bereits 
Fortschritte erzielt worden, aber es muß noch mehr erreicht 
werden. Ebenso muß Europa bestrebt sein, seinen Bedarf 
an landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Rohstoffen und be- 
stimmten Industrieausrüstungen in zunehmendem Maße 
entweder aus der eigenen Produktion oder aus der seiner 
überseeischen Gebiete zu decken. 


13. Andererseits muß man sich davor hüten, an Stelle 
der jetzt aus der Dollarzone bezogenen Güter einfach 
eigene Erzeugnisse oder Einfuhren zu setzen, die nur zu 
höheren Preisen erhältlich sind und dadurch die Konkur- 
renzfähigkeit der europäischen Industrie und den Lebens- 
standard der Bevölkerung beeinträchtigen würden. Schon 
die Beibehaltung der gegenwärtig für Dollareinfuhren 
geltenden Beschränkungen über eine längere Zeitspanne 
hin würde solche Auswirkungen nach sich ziehen. Es 
müßten also wirtschaftliche Verhältnisse geschaffen wer- 
den, die es Europa ermöglichen, nicht nur seine wesent- 
lichen Dollareinfuhren aus eigenen Einnahmen zu be- 
zahlen, sondern auch allmählich die diskriminatorischen 
Beschränkungen bei allen Einfuhren aufzuheben. 


Wesentliche Elemente einer Dauerlösung 


14. Es ergibt sich somit ein klares Bild von den wesent- 
lichen Zügen, welche die anzustrebende Lösung aufweisen 
muß. Europa muß von der amerikanischen Wirtschaftshilfe 
unabhängig sein, und zwar mit Hilfe einer anhaltenden 
Expansionspolitik, durch die es seine Konkurrenzfähigkeit 


Der vierte Jahresbericht des Europäischen Wirtschaftsrates 


wiedergewinnen, seine Dollareinnahmen steigern und ein 
dauerhaftes Gleichgewicht in einem weltweiten, liberali- 
sierten Handels- und Zahlungssystem erreichen kann. Da- 
zu ist es erforderlich, daß Westeuropa und die ihm ange- 
schlossenen Währungsgebiete sowie die Vereinigten Staa- 
ten und Kanada in gemeinsamem Vorgehen auf breiter 
Basis gleichzeitig handeln. Die Hauptverantwortung liegt 
zweifellos bei den Ländern Europas, denn es ist eine 
Grundforderung, die an jede Gemeinschaft gestellt wird, 
daß sie sich aus eigener Kraft erhält. Aber ebenso klar 
liegt es auf der Hand, daß die Mitarbeit der wirtschaftlich 
stärkeren Mitglieder der westlichen Gemeinschaft, das 
heißt der Vereinigten Staaten und Kanadas, unentbehrlich 
ist. Das ergibt sich auch aus der Tatsache, daß einerseits 
dem Dollardefizit in der übrigen Welt ein Ausfuhrüber- 
schuß der Vereinigten Staaten mit den meisten Gebieten 
der Welt entspricht und daß andererseits der wirtschaft- _ 
liche Fortschritt der westlichen Welt eine anhaltende und 
stetige wirtschaftliche Expansion in den Vereinigten Staa- 
ten zur Voraussetzung hat. 


15. Die einzelnen Grundzüge eines diesen Forderungen 
entsprechenden Aktionsplans können nichts besonders 
Neues enthalten. Die Koordination der diesseits und jen- 
seits des Atlantik getroffenen Maßnahmen und ihre ener- 
gische Durchführung könnte jedoch eine Neuerung darstel- 
len. Im wesentlichen besteht die Aufgabe, die den Ver- 
einigten Staaten zufällt, darin, dafür zu sorgen, daß ein 
verhältnismäßig stetiger Dollarabfluß ermöglicht wird, der 
dem hohen Exportvolumen der Vereinigten Staaten ange- 
messen ist. Europa dagegen muß dafür sorgen, daß es den 
Dollaranteil, den es benötigt, durch eigene Einnahmen ein- 
bringt. 


B. Die europäische Verantwortung 


16. Europas Verantwortung wird in erster Linie darin 
liegen, daß es sich dazu entschließt, im Rahmen seiner Mit- 
tel zu leben, ohne dabei gewisse übergeordnete Ziele auf- 
zugeben. Es muß seinen Bedarf aus der außereuropäischen 
Welt nach möglichst rationalen Gesichtspunkten bestim- 
men und durch die erforderlichen Umstellungen in seiner 
eigenen Wirtschaft dafür sorgen, daß dieser Bedarf aus 
laufenden Einnahmen bezahlt werden kann. Die Tatsache, 
daß Europa dazu zur Zeit nicht in der Lage ist, muß einer- 
seits auf finanzielle und strukturelle Mißstände und an- 
dererseits auf die Unzulänglichkeit der Hilfsquellen zu- 
rückgeführt werden. In einer gemeinsamen Aktion zur 
Wiederherstellung der Zahlungsfähigkeit und zur Stär- 
kung der Wirtschaft muß Europa also ein dreifaches Ziel 
anstreben: 

i) Die innere finanzielle Stabilität zu erhalten; dabei muß 
die Preis- und Kostenstruktur mit den auf dem 
Weltmarkt herrschenden Verhältnissen vereinbar sein. 

ii) Die Ausweitung der Produktion sicherzustellen, unter 
besonderer Berücksichtigung derjenigen Erzeugnisse, 
die in der Bedeutung für den inländischen Bedarf so- 
wohl als auch für die Ausfuhrkapazität an hervor- 
ragender Stelle stehen. 

iii) Durch die richtige Kombination der oben angeführten 
Richtlinien eine stetige Expansion des Exportvolumens 
herbeizuführen. 
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17. Wenn man von der Verantwortung Europas und von 
den politischen Maßnahmen spricht, die es ergreifen 
sollte, bewegt man sich gewissermaßen in abstrakten Be- 
griffen. Die meisten der in diesem Bericht empfohlenen 
Maßnahmen müssen von den einzelnen Regierungen er- 
griffen werden, und ihre Wirksamkeit wird weitergehend 
davon abhängen, inwieweit sie von allen Ländern gleich- 
zeitig angewandt werden, wobei es allerdings den größe- 
ren Ländern zufallen würde, eine führende Rolle zu 
spielen. 

Innere finanzielle Stabilität 


18. Die europäische Wirtschaft seit dem Kriegsende war 
charakterisiert durch die ständig wiederkehrende Tendenz 
eines die vorhandenen Hilfsquellen übersteigenden Be- 
darfs. An diese Wirtschaft sind vielfache und dringende 
Anforderungen gestellt worden, die sich aus dem Investi- 
tionsbedarf für den Wiederaufbau und für die notwendi- 
gen strukturellen Umstellungen sowie aus der Not- 
wendigkeit ergeben haben, die Verteidigungskräfte zu 
schaffen und zu unterhalten und den Lebensstandard zu 
erhalten und zu verbessern. Diese Tendenz hat sich im 
allgemeinen und zu bestimmten Zeiten noch besonders 
durch die ungünstige Entwicklung der Handelsbeziehun- 
gen verstärkt, die eine Folge der erhöhten Einfuhrpreise 
war. Ein übermäßig gesteigerter Inlandsbedarf hat schwer- 
wiegende internationale Auswirkungen, denn er kann zu 
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einer Ausweitung des Einfuhrbedarfs führen, während 
gleichzeitig die Ausfuhrmöglichkeiten und der Anreiz zur 
Ausfuhr vermindert werden. Vor allem die Länder, die ein 
Defizit gegenüber der gesamten übrigen Welt aufzuweisen 
haben, müssen also jeden übermäßigen, die verfügbaren 
Quellen übersteigenden Geldbedarf vermeiden, um die 
Herstellung des Gleichgewichts in ihrer Gesamtbilanz zu 
ermöglichen. Um den größtmöglichen Nutzen aus den 
äußeren Gegebenheiten zu ziehen, die ihnen Gelegenheit 
zur Steigerung ihrer Dollareinnahmen bieten, müssen die 
Länder Europas jeden inflationistischen Druck durch An- 
wendung geeigneter wirtschafts- und finanzpolitischer 
Maßnahmen im Lande energisch bekämpfen. 


19. Die europäischen Länder haben bedeutende Vertei- 
digungsprogramme, und um ihre wirtschaftliche Entwick- 
lung fortsetzen zu können, ist es erforderlich, daß sie 
ihre Investitionen auf einem hohen Stand halten und die 
Ausfuhr steigern. Die Durchführung dieses Programms 
würde an sich schon die Ursache für eine latente inflatio- 
nistische Entwicklung darstellen. Wollte man, um dieser 
möglichen Gefähr zu begegnen, Maßnahmen einführen, 
welche die Produktion und die Investierungen im allge- 
meinen einschränken würden, so würde man damit nur 
diejenigen Ziele aufgeben, denen höchste Priorität zu- 
‘kommt. Es ergibt sich also die Notwendigkeit, den Ver- 
brauch und die unwichtigen Investitionen einzuschränken. 


20. Bei der Bekämpfung der inflationistischen Entwick- 
lung kommt es in den meisten Ländern darauf an, daß die 
finanz- und währungspolitischen Mittel schnell und nach- 
drücklich genug angewandt werden. Bei den heutigen Ver- 
hältnissen wird auf eine Preissteigerung meistens bald ein 
Ansteigen der Löhne folgen, so daß die daraus resultie- 
rende Gleichgewichtsstörung mit der Außenwelt in der 
Kosten- und Preisstruktur verankert liegt. Es ist also 
wichtig, daß man mit der Anwendung der finanz- und 
währungspolitischen Maßnahmen nicht zu ängstlich ist. 


21. In einigen Ländern ist es jedoch äußerst schwierig, 
angemessene Stabilisierungsmaßnahmen durchzuführen, 
weil der finanz- und währungspolitische Apparat den heu- 
tigen Anforderungen nicht gewachsen ist. In diesen Län- 
dern ist ein grundlegendes Finanzreform-Programm ange- 
zeigt, das sich sowohl auf die juristischen als auch auf die 
administrativen Seiten des Finanzsystems beziehen muß. 


22. In vielen Fällen haben die Regierungen offensicht- 
lich gezögert, die finanz- und währungspolitischen Maß- 
nahmen mit allem erforderlichen Nachdruck anzuwenden, 
denn es sind grobe Werkzeuge, die mit dem Nebensäch- 
lichen auch leicht Wesentliches wegschneiden könnten. 
Aber die in einigen Ländern erzielten Ergebnisse bewei- 
sen, daß man durch sorgfältige Wahl der anzuwendenden 
Mittel und durch Koordinierung von finanziellen und wirt- 
schaftlichen Maßnahmen diese Klippe umgehen kann. 


23. Wenn in den vorhergehenden Abschnitten besonders 
auf die immer noch bestehende Verpflichtung hingewiesen 
wurde, jede übersteigerte Nachfrage einzudämmen, so soll 
damit nicht etwa gesagt sein, daß sich im Augenblick 
starke inflationistische Tendenzen bemerkbar machen. Die 
gegenwärtige Situation ist in den meisten Ländern nicht 
inflationistisch im Sinne eines merklichen Ansteigens der 
inländischen Preise. Tatsächlich ist sogar eine rückläufige 
Bewegung in der Produktion und dem Verbraucherbedarf 
zu verzeichnen. Gleichgewichtsstörungen in der allgemei- 
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nen Zahlungsbilanz und teilweise auch die Störungen in 
der Dollarbilanz sind daher viel eher darauf zurückzufüh- 
ren, daß das inländische Niveau und die Struktur der 
Preise und Kosten den äußeren Marktverhältnissen nicht 
angepaßt sind. Abgesehen von restriktiven Praktiken auf 
privater Basis beeinträchtigen auch verschiedene von den 
Regierungen eingeführte direkte Kontrollmaßnahmen in 
vielen Fällen die notwendige Elastizität der Wirtschaft. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß die direkten Kontrollen 
eine Aufgabe zu erfüllen haben, wenn es sich darum han- 
delt, die Erreichung von Prioritätszielen sicherzustellen. In 
einigen Ländern sind diese Kontrollen mit gutem Erfolg 
angewandt worden und haben zur raschen Durchführung 
des Wiederaufbaus und zur Wiederherstellung des Gleich- 
gewichts in der Zahlungsbilanz beigetragen. Aber wenn 
die direkten Kontrollen mißbraucht werden, um Schwä- 
chen in der Finanz- oder Währungspolitik auszugleichen, 
dann können sie sich leicht einengend auf die Anpassungs- 
fähigkeit der Wirtschaft auswirken und die Herstellung 
des äußeren Gleichgewichts sehr erschweren. Viele dieser 
direkten Kontrollsysteme können durch geeignete Umstel- 
lungen derart geändert werden, daß sie erheblich dazu 
beitragen würden, das Warenangebot und die Nachfrage 
so zu lenken, wie es für das internationale Gleichgewicht 
erforderlich ist. 


24. Besondere Bedeutung kommt der Kontrolle der 
Wechselkurse zu, die sehr tiefgreifende Auswirkungen auf 
das relative Preis- und Kostenniveau haben. Es wird Sache 
der betreffenden Regierungen sein, unter Berücksichti- 
gung ihrer internationalen Verpflichtungen festzustellen, 
ob im Rahmen der Reformen auch an eine Anpassung der 
Wechselkurse gedacht werden sollte, und zu entscheiden, 
auf welche Weise und zu welchem Zeitpunkt diese voll- 
zogen werden soll. Aber durch die Anpassung der Wech- 
selkurse allein wird die Forderung nach einer Eindäm- 
mung der übersteigerten Nachfrage nichts an Dringlich- 
keit verlieren. Im Gegenteil, die Erfahrung hat gezeigt, 
daß diese extremen Maßnahmen bald ihre heilsame Wir- 
kung verlieren, wenn nicht zuvor die tieferen Ursachen 
der Gleichgewichtsstörungen beseitigt werden. 


25. Eine besonders schwere Verantwortung fällt den 
großen handeltreibenden Ländern, wie Großbritannien 
und Frankreich, zu. Sie können sich kein großes Defizit 
leisten, ohne schwere Spannungen innerhalb der Europä- 
ischen Zahlungsunion hervorzurufen, und wenn sie restrik- 
tive Maßnahmen zur Einschränkung des Imports einfüh- 
ren, gefährden sie die Liberalisierung des Handels. Da sie 
ihre Devisenreserven, die auf einenabnormniedrigen Stand 
gesunken sind, wieder aufbauen und gleichzeitig ihren 
Kapitalexport nach Ueberseegebieten und unterentwickel- 
ten Ländern fortsetzen müssen, ist es notwendig, daß sie 
in ihrer Gesamtbilanz einen Ueberschuß anstreben. Das 
muß im Rahmen einer expansionistischen Handelspolitik 
und im Zusammenhang mit der Wiedereinführung von 
Liberalisierungsmaßnahmen geschehen. 


26. Andererseits ist es wichtig, daß kein Mitgliedstaat 
der OEEC den übrigen Mitgliedern ihre Aufgaben noch 
dadurch erschwert, daß er eine restriktive Finanzpolitik 
verfolgt, die eine volle Ausnützung der eigenen Hilfs- 
quellen verhindern würde, wenn eine solche Politik nicht 
aus Gründen des Gleichgewichts in der Zahlungsbilanz 
unbedingt erforderlich ist. Länder, die in ihrer Gesamt- 
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‚suchen, ob sie nicht über eine unausgenützte Spanne ver- 
fügen, die durch eine Auflockerung in der Weltpolitik zum 
Nutzen aller Beteiligten verwendet werden könnte. 


27. Zu einer vollen Ausnutzung der finanziellen Stabili- 


tät kann es nur dann kommen, wenn es gelingt, sie zum 
Dauerzustand zu machen und die Uebel der Inflation 
sowohl als auch der Deflation zu vermeiden, da dann eine 
stetige Expansion, gesteigerter Sparwillen und eine gün- 
stige Entwicklung der Kapitalbildung gewährleistet sind. 


Die Produktionsstruktur 


28. Abgesehen von dem Mangel an finanzieller Stabili- - 


tät und dem Mißverhältnis in der Preis- und Kostenrelation 
treten mit dem Dollarproblem, wenn man es vom west- 
europäischen Standpunkt aus betrachtet, die grundlegen- 
den Fehler in der Produktionsstruktur zutage. Diese Struk- 
turfehler können nicht durch eine plötzliche und einschnei- 
dende Umstellung der Investitionsmittel behoben werden, 
die große Arbeitslosigkeit und eine Desorganisation der 
Wirtschaft zur Folge haben würde. Eine Lösung dieses 
Problems muß in erster Linie durch eine in ausgewählten 
Zweigen der Produktion durchgeführte Expansion gesucht 
werden. Die Expansionsbestrebungen müssen also auf die 
Produktion der Güter konzentriert werden, denen eine 
hohe Priorität für den inländischen Bedarf zukommt, sowie 
derjenigen, die für Westeuropa die Möglichkeit bedeuten 
würden, Dollareinnahmen zu erzielen oder Dollarausgaben 
zu vermeiden. 


29. Auf den Gebieten der Kohlenförderung, der Produk- 
tion von Stahl, Kraftstrom und Nahrungsmitteln sind erst 
kürzlich im Rahmen der OEEC gründliche Studien und 
konkrete Empfehlungen über Bedarf und Produktions- 
kapazität in Westeuropa ausgearbeitet worden. Hier sind 
bereits Erfolge zu verzeichnen, und auf einigen Gebieten 
sind die weiteren Aussichten sehr ermutigend. Man muß 
aber noch erneute gemeinsame Anstrengungen machen, 
insbesondere um die Zuwachsrate in der Kohlenförderung 
zu steigern und um das vorgesehene Programm für Elek- 
trizitätserzeugung durchzuführen. Verschiedene Komitees 
der OEEC haben die Möglichkeiten einer weiteren Expan- 
sion der landwirtschaftlichen Erzeugung, besonders bei 
Getreide und Futtermitteln, und einer Expansion der Roh- 
stoff-Produktion in Westeuropa und in den Ueberseege- 
bieten untersucht. Diese Möglichkeiten müßten jetzt durch 
energische Maßnahmen auf nationaler und internationaler 
Ebene ausgenutzt werden. 


30. Den Prognosen zufolge, die von den Mitgliedstaaten 
aufgestellt wurden, wird die wirtschaftliche Aktivität sich 
in den nächsten zwei Jahren nicht in dem Maße steigern, 
wie es in dem mit der Erklärung vom 29. August 1951 
verkündeten Expansionsprogramm vorgesehen war, Aber 
erneute Anstrengungen auf den oben erwähnten Gebieten 
würden der Gesamtproduktion einen starken Aufschwung 
geben und würden Europa in die Lage versetzen, seinen 
vollen Beitrag zur Lösung des Dollarproblems zu leisten 
und gleichzeitig seinen wesentlichen Bedarf zu decken. 


Verteilung der Investitionsmittel und die Notwendigkeit 
größerer Elastizität 

31. Eine solche Expansion der Produktion setzt ein 

anhaltend hohes Niveau der wichtigen Investitionen in 

allen Ländern, eine Erhöhung des Investitionsniveaus in 
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anz. einen Ue erschuß "haben, ‚müssen "daher unter- 


ht des Europäischen Winschaftsraten | 


einigen Ländern sowie die Einführung eis, Maß- 
nahmen zur Steigerung der Produktivität voraus. In den 
Volkswirtschaften, welche die Vollbeschäftigung erreicht 


oder annähernd erreicht haben, sind diese Maßnahmen 


noch dadurch zu ergänzen, daß Investitionsmittel den 


Industrien zugeleitet werden, die weiterentwickelt werden 
sollen. Br 


32. Es wurde bereits hervorgehoben, welche Bedeutung 
einer dauerhaften finanziellen Stabilität zukommt, wenn 
man ein hohes Investitionsniveau erreichen will. Dazu 
müßten noch weitere Maßnahmen kommen, um die Spar- 
einlagen auf einen besseren Stand zu bringen und ein 
günstiges Klima für internationale Kapitalbewegungen 
sowohl innerhalb Europas als auch aus der Dollarzone zu 
schaffen und das Handelsrisiko auf ein Mindestmaß herab- 
zusetzen. Vielleicht wird es auch notwendig sein, gewisse 
institutionelle Umstellungen vorzunehmen, um die Finan- 
zierung von Investitionen zu erleichtern und die Kapital- 
märkte zu verbessern, 


33. Wenn geeignete Umstellungsmaßnahmen durchge- 


führt werden und dafür gesorgt wird, daß die Elastizität ha 


der Preise erhalten bleibt, wird das ebenfalls dazu bei- 
tragen, die zur Verfügung stehenden Mittel in die rich- 

tigen Sektoren zu leiten, und einen Anreiz zur Leistungs- 
steigerung geben. In vielen Fällen bieten solche Umstel- 
lungsmaßnahmen zwar wirkliche Schwierigkeiten im 
Hinblick auf ihre möglichen Auswirkungen für die 
niedrigen Einkommensklassen. Aber dieser Nachteil kann 


oft wiedergutgemacht werden durch Entschädigungsmaß- > 


nahmen wie Steuererleichterungen und Familienzulagen 


für die Einkommensklassen, deren Lebensstandard ge- = 


schützt werden muß. Es ist zum Beispiel klar, daß es, so- 
lange die Preise für Kohlen und Elektrizität auf einem 


niedrigen Stand gehalten werden, für die Produzenten 


schwierig ist, die Investitionsmittel aufzubringen, die zur 
Ausweitung der Produktion erforderlich sind. Das Beispiel 
der strengen Mietpreiskontrollen in einigen Ländern zeigt, 
wie durch strenge Kontrollen oft ein Rückgang des 
Angebots und eine Fehlleitung des Bedarfs entstehen 
kann. Obgleich nachteilige soziale Auswirkungen auf 
diesem Gebiet sorgfältig vermieden werden müssen, wäre 
es eine nützliche Reform, wenn durch eine Umgestaltung 

der Mietpreis-Struktur Verhältnisse geschaffen würden, 
die einen wirklichen Anreiz lieferten, besonders soweit es 
sich um Wohnungseinheiten handelt, die nicht von den 

niedrigen Einkommensklassen bewohnt werden. ; 


34. Diese Wahrung der sozialen Gerechtigkeit muß ein 
Grundsatz sein, der für alle Maßnahmen zur Wiederher- 
stellung einer gesunden und ausgeglichenen Wirtschaft 
maßgebend ist. Insbesondere dürfen geldpolitische und 
andere Maßnahmen, die der Einschränkung des Gesamt- 
verbrauchs gelten, nicht so beschaffen sein, daß sie in den 
unteren Einkommensklassen Mangel und soziale Not 
hervorrufen. 


Die Produktivität 


35. Wenn auf dem Sektor der Investierungen ein hohes 
Niveau erreicht und gehalten werden kann, so wird das 
einen starken Anreiz zur Leistungssteigerung bedeuten. Es 
wäre aber verkehrt, zu glauben, daß hohe neue Investie- 
rungen immer eine Vorbedingung dafür wären. Die Lei- 
stungsfähigkeit kann oft durch die Aufhebung restriktiver 
Praktiken und durch die Anwendung moderner Produk- 
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tionsmethoden erheblich gesteigert werden, ob sich nun 
an der vorhandenen Ausrüstung etwas geändert hat oder 
nicht. Die Mitgliedstaaten sind bereits einzeln und ge- 
meinsam in dieser Richtung tätig, wobei sie von den Ver- 
einigten Staaten gemäß dem Moody-Zusatz zum Gesetz 
für die gemeinsame Sicherheit von 1952 unterstützt 
werden. Diese Tätigkeit muß noch auf ein weites Gebiet 
der Forschung, der technischen Ausbildung und der Popu- 
‚ larisierung ausgedehnt werden. 


86. In zahlreichen, von den technischen Hilfskommis- 
sionen verfaßten Berichten sind für eine ganze Reihe von 
Industrien die anzuwendenden Methoden bereits beschrie- 
ben worden. Die Hauptmethoden, die für eine allgemeine 
Anwendung in Frage kommen, sind die Entwicklung der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung (die wegen 
der damit verbundenen hohen Kosten häufig Gemein- 
schaftsaktionen erforderlich machen werden); die Schaffung 
von Musterbetrieben (pilot plants) und die Bildung von 
Spezialistenteams für Produktivitätsfragen; die Verbrei- 
tung von Informationen über erprobte Verfahren; die 
Standardisierung von Erzeugnissen usw. Eine wesentliche 
Vorbedingung für den Erfolg ist die Förderung des Lei- 
stungswillens. Daher ist es nicht nur wichtig, daß die 
Techniker eine ausreichende Ausbildung erhalten, sondern 
daß die Vorteile der gesteigerten Produktivität allen 
Bevölkerungsgruppen klar vor Augen geführt werden, 
besonders denjenigen, die wie etwa die Gewerkschaften 
in der Lage sind, die Einstellung der Arbeiter zu der 


Einführung neuer und leistungssteigernder Verfahren zu 
‘ beeinflussen. 


Anreize für die Sozialpartner 


37. Es ist klar, daß gute Fortschritte in bezug auf die 
Produktivität sowohl als auch auf die in der Produktions- 
struktur erforderlichen Veränderungen nur dann erzielt 
werden können, wenn ein hinreichender Anreiz in Form 
eines finanziellen Vorteils gegeben ist. Daß günstige 
Preisrelationen einen wirksamen Anreiz darstellen, ist 
bereits erwähnt worden. Außerdem müssen aber auch 
diejenigen Anreize angeführt werden, die sich direkt auf 
den Verdienst der Arbeitnehmer oder der Unternehmen 
beziehen, unter anderem auch Lohn- oder Steuervorteile. 
Ein Beispiel für die Wirksamkeit geeigneter steuerlicher 
Anreize sind die Erfolge, die man in den vergangenen 
zwei Jahren in den Vereinigten Staaten und Kanada bei 
der Lenkung von Investitionen nach Prioritätssektoren 
dadurch errungen hat, daß man in ausgewählten Fällen 
eine schnelle Amortisierung neuer Investitionen er- 
möglichte. 


Liberalisierung des Handels und Schaffung eines 
gemeinsamen Marktes 


38. Der stärkste Anreiz zur Leistungssteigerung in der 
Produktion muß schließlich von der Wirkung der Konkur- 
renzkräfte und von den Möglichkeiten ausgehen, die ein 
größerer Markt der Produktion bietet. Zu diesem Zweck 
müssen die europäischen Länder erneute Anstrengungen 
machen, um einen gemeinsamen Markt zu entwickeln. 
Dadurch würde der allmähliche Umstellungsvorgang be- 
schleunigt werden, den die europäische Produktion durch- 
machen muß, wenn man zu einer besseren Ausnutzung der 
Hilfsquellen und Möglichkeiten kommen will. Dazu gehört 
nicht nur die Einführung einer gemeinsamen Politik des 
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weiteren Abbaues der quantitativen Restriktionen im 
innereuropäischen Handel, sondern auch ein Angriff auf 
die Zollschranken. Mit dem Schuman-Plan haben sich sechs 
europäische Länder zur Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes für die Kohle- und Stahlindustrien durch den 
progressiven Abbau von Restriktionen im Handel, wie 
beispielsweise Quoten, Zölle und andere diskriminina- 
torische Praktiken, bereit erklärt. Diese Art des Vorgehens 
könnte auch auf anderen Gebieten Anwendung finden. 
Auf jeden Fall ist klar, daß die Mitgliedstaaten in dem 
gegebenen Rahmen der OEEC ebenfalls durch entschlos- 
sene Bekämpfung aller restriktiven Maßnahmen weitere 
Fortschritte zur Liberalisierung des Handels und zu einem 
gemeinsamen Markt machen könnten. Erneute Bemühun- 
gen um die Liberalisierung des innereuropäischen Handels 
und die Aufstellung einer gemeinsamen Warenliste sind 
um so notwendiger, als auf diesem Gebiet kürzlich Rück- 
schläge zu verzeichnen waren. Wichtig ist auch, daß in 
der Handelspolitik der Mitgliedstaaten ein höherer Grad 
von Stabilität erreicht wird, damit abrupte Aenderungen 
in den Handelsbeziehungen vermieden werden. Die beiden 
Methoden, die zu einem größeren und freieren Markt in 
Europa führen, sollten so angewandt werden, daß sie 
einander ergänzen und nicht die übergeordnete Ziel- 
setzung gefährden. Eine enge Zusammenarbeit der euro- 


päischen Wirtschaftsorganisationen untereinander ist daher 
unerläßlich. 


Fortsetzung der Bemühungen zur Steigerung 
der Ausfuhr 


839. Eine Verstärkung der Bemühungen, die Ausfuhr 
nach der übrigen Welt zu steigern, bildet den dritten 
Punkt des Programms, welches die europäischen Staaten 
durchführen müssen, um eine dauerhafte Lösung des 
Dollarproblems zu gewährleisten. Wenn die Notwendig- 
keit der Ausfuhrsteigerung hier so stark hervorgehoben 
wird, soll damit nicht der ungeheure Fortschritt verkannt 
werden, den die europäischen Länder bereits gemacht 
haben, in dem Bemühen, im Rahmen ihrer Mittel zu 
leben. Aber diese Fortschritte müssen noch weiter verfolgt 
werden. 


40. Die wichtigsten Maßnahmen, die zur Steigerung 
des Ausfuhrpotentials eingeführt werden müßten, sind 
bereits im Zusammenhang mit den Problemen der finan- 
ziellen Stabilität und der Expansion der Produktion unter- 
sucht worden. Bei Durchführung dieser Maßnahmen würde 
sich die Lage so entwickeln, daß die europäischen Erzeug- 
nisse auf ausländischen Märkten konkurrenzfähiger wären, 
daß keine übersteigerte Nachfrage auf dem Inlandsmarkt 
die Bemühungen beeinträchtigt, einen Teil der Erzeugung 
dem Exportmarkt zuzuleiten, und daß durch eine Expan- 
sion in bestimmten Zweigen der Produktion diejenigen 
Industrien gefördert würden, für deren Erzeugnisse im 
Ausland eine besondere Nachfrage besteht. Es ist jedoch 
klar, daß noch mehr getan werden muß, um das Export- 
geschäft auf einen höheren Stand zu bringen. Dazu gehört, 
daß man vollen Gebrauch der verkaufstechnischen Möglich- 
keiten macht, Auslandsvertretungen errichtet und Vorkeh- 
rungen für den Kundendienst trifft. Die Verantwortung 
hierfür liegt in erster Linie bei der Geschäftswelt, aber die 
Regierungen müssen diese Bemühungen unterstützen und 


in einigen Fällen die erforderlichen Voraussetzungen 
schaffen. 
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Der vierte Jahresbericht des Europäischen Wirtschaftsrates 


Die Wirtschaftspolitik der angeschlossenen Währungs- 
gebiete 


41. Der Erfolg des Programms, das hier für die Länder 
Westeuropas entworfen wurde, kann auch von den wirt- 
schaftspolitischen Maßßnahmen beeinflußt werden, die von 
ihren Ueberseegebieten und den angeschlossenen Wäh- 
rungsgebieten eingeschlagen werden. Besonders die im 
Sterling-Gebiet befolgte Politik wird sich auf die Fähigkeit 
der europäischen Länder auswirken, ihre Aufgaben zu 
erfüllen, denn das Sterling-Gebiet bildet die größte ein- 
heitliche Währungszone der Welt und steht in enger 
Verbindung zur Europäischen Zahlungsunion. Eine rasche 
wirtschaftliche Entwicklung im Sterling-Gebiet wird sehr 
viel zur Verbesserung der Versorgungslage für Nahrungs- 
mittel und Rohstoffe beitragen, die nicht mit Dollar bezahlt 
zu werden brauchen. Außerdem würde eine solche Ent- 
wicklung die Ausdehnung des Marktes für den euro- 
päischen Export bedeuten. Für die Verwirklichung dieser 
Möglichkeiten ist jedoch eine Politik erforderlich, welche 
die gegenseitigen Handelsbeziehungen auf einen hohen 
Stand bringt. 


Zusammenfassung 


42. Das sind also die Faktoren, die für einen westeuro- 
päischen Aktionsplan herangezogen werden müßten, wenn 
er einen wesentlichen Beitrag zur Schließung der Dollar- 
lücke darstellen soll, ohne daß dabei andere übergeordnete 
Ziele der Regierungen aufgeopfert werden müßten: die 
Herstellung der inneren finanziellen Stabilität und einer 
angemessenen Preis- und Kostenrelation mit der Außen- 
welt, eine Expansion der Produktion mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Zweige, die eine hohe Priorität für den 
Inlandsbedarf oder für die Anforderungen des Exports 
besitzen, und eine Intensivierung der Bemühungen zur 
Steigerung des Exports. Für die europäischen Regierungen 
bedeutet die Einführung all dieser Maßnahmen, die zur 
Verwirklichung dieses Programms notwendig sind, eine 
schwierige Aufgabe, zu deren Lösung sie die aktive Unter- 
stützung ihrer Bevölkerung benötigen werden. Diese kann 
aber sicherlich im Rahmen eines gemeinsamen Programms 
gewonnen werden, wenn die Erkenntnis sich durchsetzt, 
daß hier für Europa der einzige Weg liegt, auf dem es _ 
seine Zukunft aus eigener Kraft aufbauen kann. 


C. Die Rolle der Vereinigten Staaten 


43. Es wurde bereits hervorgehoben, daß neue An- 
regungen zur Lösung des Dollarproblems in erster Linie 
von europäischer Seite kommen müssen. Es ist jedoch 
offensichtlich, daß die aktive Unterstützung und Mitarbeit 
der Vereinigten Staaten erforderlich ist, wenn diese Be- 
mühungen erfolgreich sein sollen, ohne andere, übergeord- 
nete Ziele, denen auf beiden Seiten des Atlantik die höchste 
Priorität zugesprochen wurde, zu gefährden. Die Wirt- 
schaft der Vereinigten Staaten übt schon allein durch ihre 
Dimensionen und durch ihren anhaltend hohen Export- 
überschuß einen beherrschenden Einfluß auf alle anderen 
Länder der Welt aus. Wenn also Verhältnisse hergestellt 
werden sollen, die es der übrigen Welt ermöglichen, ihren 
Dollarbedarf auf dem Wege des normalen Handels- und 
Geschäftsverkehrs zu erwerben, so ist die Mitwirkung der 
Vereinigten Staaten dabei unerläßlich. Ein Aktionsplan, 
der dieses Ergebnis herbeiführen soll, muß folgende 
wesentliche Punkte enthalten: 


i) Die Erhaltung der wirtschaftlichen Stabilität; 
ii) eine liberalere und stabilere Einfuhrpolitik; und 


iii) eine Erhöhung der Auslandsinvestitionen der Ver- 
einigten Staaten. 


Die Erhaltung der wirtschaftlichen Stabilität 


44. Die Erhaltung der wirtschaftlichen Stabilität ist ein 
Grundsatz, dem in der Gesetzgebung und den Verwal- 
tungsvorschriften der Vereinigten Staaten bereits Rechnung 
getragen ist. Man kann die lebenswichtige Bedeutung 
dieses Grundsatzes kaum überschätzen, wenn man die 
Beziehungen zwischen Europa und dem Dollargebiet in 
größerem Zusammenhang betrachtet. Die wirtschaftliche 
Macht der Vereinigten Staaten ist so groß, daß es unver- 
meidlich ist, daß sie einen bedeutenden Einfluß auf die 
Tendenzen des Weltbedarfs und auf die wirtschaftliche 
Stabilität der Länder ausübt, mit denen die Vereinigten 
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Staaten handelspolitische und finanzielle Beziehungen von 
Bedeutung unterhalten. 


45. Dieser Einfluß auf die Volkswirtschaften anderer 
Länder macht sich hauptsächlich über den Dollarabfluß 
geltend, der durch die Auslandszahlungen und Investie- 
rungen der Vereinigten Staaten entsteht, sowie dadurch, 
daß man mit Veränderungen dieses Zustandes rechnen 
muß. Darum kann eine rückläufige Bewegung in der Wirt- 
schaft der Vereinigten Staaten mit dem daraus resultieren- 
den unvermittelt starken Rückgang der Auslandskäufe, wie 
er im Jahre 1949 eintrat, in Westeuropa und den ange- 
schlossenen Währungsgebieten schwerwiegende Folgen 
haben. Ebenso kann eine inflationistische Entwicklung in 
den Vereinigten Staaten, wenn sie gleichzeitig mit einer 
plötzlichen Aenderung im Tempo der Rohstoffeinkäufe 
eintritt, weitreichende Auswirkungen haben, wie es im 
Jahre 1950/51 der Fall war. 


46. Es ist natürlich Sache der übrigen Welt, die Wider- 
standskräfte zu entwickeln, die sie gegen die geringfügigen 
Schwankungen immun machen, die in einer dynamischen 
Wirtschaft, wie die der Vereinigten Staaten, leicht auf- 
treten können. Aber ebenso ist es auch wichtig, daß die 
Vereinigten Staaten ihrerseits die schweren und lang- 
anhaltenden Schwankungen vermeiden, denen die übrige 
Welt nicht gewachsen ist. Wenn die Vereinigten Staaten 
ihre Bereitschaft bekunden, ihre Stabilisierungspolitik 
durchzuführen, sobald die hohen Anforderungen des Ver- 
teidigungsprogramms nachgelassen haben, wird das nicht 
nur in den Vereinigten Staaten, sondern in allen Ländern 
dazu beitragen, das Vertrauen der Wirtschaft zu stärken. 


Stabilisierung der Weltpreise für Rohstoffe 


47. Ein Punkt, der im Zusammenhang mit der wirt- 
schaftlichen Stabilität besondere Beachtung verdient, ist 
die Stabilisierung der Weltpreise für Rohstoffe und des. 
durch Rohstoffeinkäufe bedingten Dollarflusses. Die 
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ungünstigen Auswirkungen stärkerer Schwankungen bei 
diesen Preisen sind in den letzten Jahren besonders deut- 
lich zutage getreten, und es ist klar, daß es einen wirklichen 
Beitrag zur Herstellung des Gleichgewichts in der Zah- 
lungsbilanz bedeuten würde, wenn hier ein größeres Maß 
von Stabilisierung erreicht würde. Das ist eine Angelegen- 
heit, die nicht von den Vereinigten Staaten allein in die 
Hand genommen werden kann, aber als Hauptkäufer von 
Rohstoffen müßten die Vereinigten Staaten hier mit 
anderen Ländern zusammenarbeiten. 


48. Die Notwendigkeit, allzu starke Schwankungen zu 
vermeiden, ist zwar allgemein einleuchtend, aber es gibt 
keine einfache Lösung, die gleicherweise auf alle Waren- 
arten anwendbar wäre. Jede Warenart muß als Sonderfall 
behandelt werden unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Eigenarten und der Interessen der als Käufer und Ver- 
käufer beteiligten Staaten. Es müssen Vereinbarungen 
getroffen werden, die zum beiderseitigen Vorteil des Ver- 
brauchers und des Erzeugers gereichen. Eine Methode, 
die bei der Behandlung dieses schwierigen Problems 
angewendet werden könnte, wäre die der „Commodity 
Agreements“, und man sollte ihre Anwendbarkeit auf die 
wichtigsten Rohstoffe im internationalen Handel genau 
prüfen. Inzwischen würden sich vielleicht Abmachungen 
inoffizieller Art als praktisch erweisen, durch die eine 
Stabilisierung der Einkäufe aus den Rohstofferzeugerlän- 
dern und damit eine Stabilisierung ihrer Dollareinkommen 
gefördert würde. 


Liberale Handelspolitik 


49. Ein gewisses Maß an wirtschaftlicher Stabilität in 
den Vereinigten Staaten ist unerläßlich für eine gesunde 
Weltwirtschaft. Aber außerdem ist es sehr wesentlich, daß 
die Vereinigten Staaten Schritte unternehmen, um anderen 
Ländern größere Gelegenheit zu bieten, sich eine aus- 
reichende Dollarzufuhr durch Handels- und Leihverkehr 
zu sichern. In weiten Kreisen der Vereinig’en Staaten wird 
es anerkannt, daß eine größere Bereitschaft zur Erhöhung 
des Einfuhrvolumens für Waren- und Dienstleistungen 
erforderlich ist, wenn die Vereinigten Staaten weiterhin 
ein bedeutendes Ausfuhrland für landwirtschaftliche und 
industrielle Erzeugnisse bleiben wollen. Eine wesentliche 
Vorbedingung für eine grundlegende Lösung des Dollar- 
problems ist die, daß an Stelle der Hilfsmaßnahmen der 
Handelsverkehr tritt. 


50. Im Rahmen des „Reciprocal Trade Agreement Act“ 
von 1933 haben die Vereinigten Staaten ihre Zollsätze für 
Einfuhren von Fertig- und Halbfertigfabrikaten, die in 
den ersten dreißiger Jahren auf eine noch nie erreichte 
Höhe gestiegen waren, bereits beträchtlich herabgesetzt. 
Aber in vielen Fällen gelten immer noch Zollsätze, die 
praktisch einer Unterbindung der Einfuhr gleichkommen, 
und auf jeden Fall sind die Zölle übersteigert, wenn man 
die chronische Gläubigerstellung der Vereinigten Staaten 
und ihre mächtige Industrie in Betracht zieht, die glänzend 
gerüstet ist, jeden Konkurrenzkampf aufzunehmen. Selbst 
wenn die Vereinigten Staaten sich zu einer sehr liberalen 
Zollpolitik entschließen sollten, würden die Einfuhren von 
Fertigfabrikaten immer noch einen ganz geringen Pro- 
zentsatz im Verhältnis zur inländischen Produktion aus- 
machen. Aber eine zusätzliche Einfuhr, die mengenmäßig 
auf dem amerikanischen Markt eine ganz unbedeutende 
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Rolle spielen würde, könnte doch einen wesentlichen Bei 


trag zur Schließung der Dollarlücke leisten. 


51. Ein weiteres Hemmnis für die Einfuhr nach den 
Vereinigten Staaten liegt in der komplizierten und oft 
unberechenbaren Handhabung der Zollpolitik durch 
gesetzliche Vorschriften, wie beispielsweise dem „Buy 
American Act“, und durch eine ablehnende Haltung ge- 
genüber dem Import, wie sie in dem kürzlich von der 
„Materials Policy Commission“ verfaßten Bericht mit den 
Worten „Folgeerscheinungen einer Krisenpsychose“ be- 
zeichnet wurde. Der Abbau dieser Schranken ist ein Punkt, 
der auch in jedes Liberalisierungsprogramm aufgenom- 
men werden sollte. Auch auf anderen Gebieten, besonders 
in der Schiffahrt und der Landwirtschaft, könnten die Ver- 
einigten Staaten ihre inländische Zielsetzung durch Me- 
thoden erreichen, die weniger stark in Widerspruch zu 
ihrer Stellung und Zielsetzung auf internationaler Ebene 
stehen. Schließlich ist noch wichtig, daß die Vereinigten 
Staaten eine anhaltend stabile Handelspolitik verfolgen, 
wenn die ausländischen Exporteure sich der Mühe unter- 
ziehen und das Risiko eingehen sollen, das ein Vordringen 
auf den amerikanischen Markt für sie bedeutet. 


Ausländische Investitionen 


52. Ein weiteres wichtiges Mittel, das die Vereinigten 
Staaten anwenden könnten, um den Dollarabfluß nach 
der übrigen Welt zu steigern und damit die Finanzierung 
eines anhaltend hohen Exportvolumens aus den Ver- 
einigten Staaten zu sichern, wäre eine Steigerung der Aus- 
landsdarlehen für alle Unternehmungen, die Gelegenheit 
zu nützlichen und lohnenden Investierungen bieten. In 
den meisten europäischen Ländern gibt es gute Möglich- 
keiten in dieser Richtung. Ein besonders ergiebiges Feld 
für zunehmende Auslandsinvestierungen bietet sich jedoch 
in den unterentwickelten Gebieten, einschließlich der in 
Europa gelegenen, die nicht nur einen Bedarf für aus- 
ländisches Kapital aufweisen, sondern auch Gelegenheit 
zu lohnenden Investierungen bieten. In dem Bericht der 
„Materials Policy Commission“ wurde kürzlich hervorge- 
hoben, daß die Expansion der Investierungen in den 
unterentwickelten Gebieten unbedingt notwendig ist für 
eine stetige Entwicklung der Produktion der Rohstoffe, die 
von den Vereinigten Staaten selbst benötigt werden. Selbst 
wenn man von der Auswirkung solcher Investierungen auf 
das Dollarproblem absieht, so gibt es noch gewichtige Er- 
wägungen sozialer und politischer Art, wie sie im Vier- 
Punkt-Programm hervorgehoben werden, die für eine 
Förderung des Fortschritts in den unterentwickelten Ge- 
bieten sprechen und die dringende F orderung nach 
Kapitalinvestierungen unterstreichen. 


53. Bei der Unsicherheit der gegenwärtigen Lage und 
der Struktur des Kapitalbedarfs in den unterentwickelten 
Gebieten ist es klar, daß die private Initiative diese Auf- 
gabe nicht allein lösen kann und vom Staat unterstützt 
werden muß. Für viele der Erschließungsprojekte wird 
nun eine Finanzierung aus Öffentlichen Mitteln möglich 
sein. 

54. Die Beteiligung von offiziellen Institutionen wie die 
„Export-Importbank“ und die „Weltbank für Wiederauf- 
bau und Entwicklung“ ist bereits als Ergänzung zu den 
privaten Investierungen getreten, die natürlich allein nicht 
ausreichen. Für diese Art Hilfe bietet sich ein weites Be- 
tätigungsfeld. Es ist richtig, daß die private Investitions- 
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 tätigkeit bereits eine bedeutende Rolle spielt, die noch 
weiter entwickelt werden könnte, wenn ein günstiges 
Klima für Investierungen geschaffen würde und wenn die 
Empfängerländer oder die Vereinigten Staaten selbst 
Garantien gewähren würden, die sich auf politische und 
sonstige, das normale Maß übersteigende Risiken er- 
strecken. Diese Risiken können nicht ausgeschaltet werden. 
Private Investierungen haben überdies einen natürlichen 
Hang, sich auf die Projekte zu konzentrieren, die den 
größten Gewinn versprechen, während die unterentwickel- 
ten Gebiete erhebliche Investierungen im Transportwesen 
und den öffentlichen Versorgungsbetrieben benötigen, die 
nicht unmittelbar Gewinn abwerfen. Schließlich haben die 
Privatinvestierungen die Tendenz, sich in Zeiten einer 
wirtschaftlichen Depression rückläufig zu entwickeln, also 
gerade in den Zeiten, in denen die Investierungen in ihrer 
Gesamtheit eine stabilisierende Wirkung ausüben sollten. 
Wenn auch jede automatische Regelung, die nicht den 
wirtschaftlichen Realitäten entspricht, abgelehnt werden 
muß, so können doch schon im voraus Pläne aufgestellt 
werden, die dann zur Durchführung kommen könnten, 
wenn die notwendigen Mittel durch eine rückläufige Ent- 
wicklung auf anderen Sektoren freigeworden sind. 


95. Die Expansion der Investierungen in den unter- 
entwickelten Gebieten macht eine Zusammenarbeit zwi- 
schen den in erster Linie in Frage kommenden unterent- 
wickelten Gebieten, Westeuropa und Nordamerika not- 
wendig. Es erübrigt sich, die Rolle hervorzuheben, die 
gewissen europäischen Ländern auf Grund ihrer. beson- 


ni en gegenüber den überseeischen Ge- 
bieten und den ihnen politisch und währungspolitisch 


angeschlossenen Ländern zufällt. Aber die Hauptquelle R 


für zusätzliche Investierungen müssen zwangsläufig die 


Vereinigten Staaten darstellen. Dadurch würde kein hoher 

Prozentsatz der in den Vereinigten Staaten zur Verfügung 

stehenden Mittel in Anspruch genommen werden. Das aus 
den Vereinigten Staaten benötigte Kapital würde sicherlich 

nur einen geringen Prozentsatz des Nationaleinkommens 
der Vereinigten Staaten ausmachen und auch im Verhältnis 
zu der Höhe der Neuinvestierungen in den Vereinigten 
Staaten selbst unbedeutend sein. 


56. Eine solche Entwicklung der amerikanischen Inve- 
stierungen würde einen bedeutenden Beitrag zur Her- 
stellung des Zahlungsgleichgewichts in der ganzen Welt 
darstellen, wobei natürlich Voraussetzung ist, 

i) daß sie nicht in Form von zweckgebundenen An- _ 
leihen gewährt werden, die, sei es nun nach den gesetz- 
lichen Bestimmungen oder in der Praxis, bedingen, daß 
sie für den Einkauf von Waren aus den Vereinte 
Staaten verwendet werden, und 

ii) daß die europäische Industrie so konkurrenzfähig ist, 


daß es für die amerikanisches Kapital empfangenden 
Länder vorteilhaft ist, einen großen Teil ihrer Auf- 


träge für Industrieausrüstungen in Europa zu ver- 
geben. Mit der Erfüllung dieser Bedingungen wäre 
die Wiederherstellung eines dreiseitigen Handels- 
verkehrs zwischen den Vereinigten Staaten, den unter- 
entwickelten Gebieten und Westeuropa gewährleistet. 


D. Größere Freiheit in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen 


Handels- und Zahlungsverkehr 


97. Die wirtschaftliche Wiedergesundung und der Wie- 
deraufbau der Nachkriegszeit haben rasche Fortschritte 
gemacht und sind fast beendet. Es fehlt aber noch ein 
allgemeines System der Konvertibilität und Nichtdiskrimi- 
nierung im Handels- und Zahlungsverkehr, ohne das die 
übergeordneten Ziele der OEEC nicht wirklich erreicht 
werden können. Alle Regierungen haben dieses Ziel als 
erstrebenswert anerkannt und hoffen, daß die Bedingungen 
hergestellt und die Abkommen getroffen werden können, 
in deren Rahmen es erreicht werden könnte. Obgleich 
bereits Besprechungen zu diesem Zweck abgehalten wer- 
den, ist es nicht möglich, genaue Angaben darüber zu 
machen, wann und unter welchen Bedingungen dieser 
Schritt durchgeführt werden kann. Wenn die in diesem 
Bericht aufgezeigten Ziele erreicht würden, so würden 
dadurch Verhältnisse geschaffen, die eine feste Grundlage 
für die Konvertibilität schaffen und ihren Fortbestand 
sichern würden. Außerdem würde damit eine progressive 
Durchführung des nicht-diskriminatorischen und zu- 
nehmend liberalen Handels- und Zahlungsverkehrs 
ermöglicht, was die wirtschaftliche Einheit Westeuropas 
stärken und ihr neue Lebenskraft zuführen würde. 


58. Eine Wiederbelebung der langfristigen internatio- 
nalen Kapitalbewegungen, nicht nur durch den Kapital- 
export der Vereinigten Staaten, sondern auch in Form 
innereuropäischer Ueberweisungen, würde eine Erleich- 
terung der angespannten Lage auf dem Gebiet der inter- 
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nationalen Zahlungen hervorrufen und damit zu der’ 
Schaffung und Erhaltung eines allgemeinen Systems der 
Währungskonvertibilität und Nichtdiskriminierung im 
Handels- und Zahlungsverkehr beitragen. 


59. Solange das Dollardefizit Westeuropas besteht iS 
die Gold- und Dollarreserven der meisten westeuro- 


päischen Länder im Verhältnis zu dem Volumen ihres sw 


internationalen Handels auf einem niedrigen Stand blei- 
ben, wird es notwendig sein, internationale Zahlungs- 


mechanismen beizubehalten, die es den beteiligten Staaten 


ermöglichen, Gold- und Dollareınsparungen zu erzielen 
und zeitlich begrenzte Kredite für kurzfristigen legitimen. 
Bedarf zu bekommen und gleichzeitig ihr Handelsvolumen 
auszuweiten. Zu diesem Zweck muß besonderer Wert 
darauf gelegt werden, daß die Leistungen der bestehenden 
Institutionen wie beispielsweise der Europäischen Zah- 
lungsunion und des Internationalen Währungsfonds und 
anderer Abkommen, wie zum Beispiel des OEEC-Liberali- 
sierungs-Kodex und des GATT, noch verbessert werden. 


Auswanderung 


60. Um die wirtschaftlichen und politischen Bindungen 
der westlichen Welt zu stärken, wird es auch wichtig sein, 
daß eine größere Bewegungsfreiheit im Personenverkehr 
über die nationalen Grenzen gewährt wird. Es ist dringend 
erforderlich, die Unausgeglichenheit des Arbeitsmarktes zu 
beseitigen, bei der Vollbeschäftigung und Mangel an 
Arbeitskräften in einigen Ländern neben der starken 
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Arbeitslosigkeit in anderen steht. Bei der Bekämpfung der 
"starken Arbeitslosigkeit muß zunächst der Versuch gemacht 
werden, den Beschäftigungsstand im Lande zu heben. 
Aber in den Ländern, in denen auf diesem Wege keine 
vollständige Lösung des Problems herbeigeführt werden 
kann, muß eine Abwanderung von Arbeitskräften nach 
anderen Ländern in Erwägung gezogen werden. Die Mit- 
gliedstaaten der OEEC haben sich verpflichtet, die größt- 
mögliche Bewegungsfreiheit untereinander herbeizuführen. 
Alle haben sich mit diesem Ziel einverstanden erklärt. 


61. Auch die Auswanderung nach Uebersee muß ver- 
stärkt werden. Im Augenblick liegen allerdings Anzeichen 
für ein Absinken der Auswanderung nach Uebersee vor. 
Aus diesem Grunde ist es besonders beachtenswert, daß 
die Vereinigten Staaten diesem Problem in zunehmendem 
Maße ihre Aufmerksamkeit widmen. Man hofft auch, daß 
die Empfehlungen der vom Präsidenten ernannten Kom- 
mission „den nächsten Kongreß in die Lage versetzen 
werden, das Thema bald und verständnisvoll zu beraten“, 


wie des Präsidenten eigene Worte lauten. Eine steigende 
Auswanderung aus den überbevölkerten Ländern Europas 
nach den Vereinigten Staaten wäre vom sozialen und 
politischen Gesichtspunkt aus eine ungeheure Entlastung. 
Kanada hat seit dem Kriege ein positives und elastisches 
System entwickelt, wonach, je nach den Erfordernissen des 
Augenblicks, die Anzahl von Einwanderern bestimmter 
Kategorien zugelassen wird, die das Land ohne Schwie- 
rigkeiten absorbieren kann. In jedem Jahr ist eine große 
Anzahl von Einwanderern, darunter viele Flüchtlinge, aus- 
gesucht worden, die jetzt in befriedigenden Verhältnissen 
in Kanada ansässig sind. Die Anpassungsfähigkeit des 
kanadischen Systems und die rasche Entwicklung der 
kanadischen Wirtschaft sollten hinreichend Garantie dafür 
sein, daß die in diesem Jahr erfolgte Herabsetzung der 
Einwanderungsziffern vorübergehender Natur ist. Jede 
wesentliche Steigerung der Auswanderung in die übrige 
Welt hat zur Vorbedingung, daß die potentiellen Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten durch gesteigerte Investierungen in 
tatsächliche Arbeitsplätze umgewandelt werden. 


E. Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit 


62. Aus der Betrachtung der Probleme, vor welche die 
westliche Welt gegenwärtig gestellt ist, tritt vor allen Din- 
gen die Notwendigkeit der Zusammenarbeit deutlich zu- 
tage. Die Probleme lassen sich nicht ausschließlich durch 
unkoordiniertes Vorgehen seitens einzelner Staaten lösen. 
Eine der unerläßlichen Vorbedingungen für den Erfolg 
ist es also, daß gemeinsame Anstrengungen und ein ge- 
meinsamer Aktionsplan unternommen werden. Die euro- 
päischen Länder sind entschlossen, ihre Zusammenarbeit 
so zu entwickeln und zu stärken, daß sie der Lösung ihrer 
gemeinsamen Probleme nach und nach näherkommen. In 
diesem Sinne müßten auch die europäischen Wirtschafts- 
organisationen zusammenarbeiten, denen gegenüber ge- 
wisse Länder besondere Verpflichtungen eingegangen 
sind und die das gleiche Ziel, die Schaffung eines gemein- 
samen Marktes, verfolgen. Es ist jedoch klar, daß die 


Lösung einiger dieser Probleme die Einbeziehung eines 
weiteren Gebietes in die gemeinsame Aktion erforderlich 
macht; dazu gehören insbesondere die Vereinigten Staaten 
und Kanada. Die gesunde Entwicklung der Wirtschaft in 
der westlichen Welt setzt voraus, daß die verschiedenen 
Regierungen schwierige Maßnahmen ergreifen, durch die 
zum Teil auch Sonderinteressen berührt werden. Nur 
wenn diese Maßnahmen im Rahmen eines gemeinsamen 
internationalen Vorgehens getroffen werden, können die 
Regierungen sie mit dem erforderlichen Nachdruck durch- 
setzen und die Ueberzeugung aufbringen, daß sie zur 
erfolgreichen und dauernden Lösung der Probleme führen 
werden. 


Quelle: „Europe — the way ahead“. Fourth Annual 
Report of the OEEC. Paris: Dezember 1952. 358 S. Ueber- 
setzung: Erika Feldmann. 


ee ZT BEBE SE TESTER I BEE ER Bra an SP El I un. 


*) Teil II behandelt aktuelle Wirtschaftsprobleme und ent- 
hält die Empfehlungen der OEEC zu ihrer Ueberwindung, 
in Teil III sind die Lageberichte der einzelnen Mitgliedstaaten 
veröffentlicht. 
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Eine vollständige Uebersetzung des Berichts wird demnächst 
en Bundesministerium für den Marshall-Plan herausgegeben ” 
werden. 


Europa-Archiv | 5. Februar 1953 


-8. JAHR 


AUS DEM ZEITGESCHEHEN 


5. FEBRUAR 1953 


Pr 1” 


SEO LGE 


” 


Kurzberichte und Zeittafel 


Zum Stand der Europäischen Verfassung 


ie Entschließungen des Verfassungsausschusses zum 
D Statut der Europäischen Politischen Gemeinschaft 
(vgl. Europa-Archiv 2/1953, Seite 5455) sind vom 
7. bis 10. Januar in Straßburg von der ad hoc-Versamm- 
lung in erster Lesung beraten worden. Im allgemeinen 
hat die Versammlung die Entschließungen des Ausschusses 
bestätigt. 

Die Diskussion und die gefaßten Beschlüsse für die 
weitere Bearbeitung im Verfassungsausschuß haben aber 
nicht nur eine Reihe wesentlicher Gesichtspunkte, sondern, 
insbesondere für die Frage der Zuständigkeiten und den 
Aufbau der Organe, auch einige Aenderungsvorschläge ge- 
bracht, die dem Ausschuß zum ersten Male spezielle Richt- 
linien der Versammlung selbst zu grundsätzlichen Fragen 
an die Hand geben. 

Danach bietet sich — in Abweichung von den Ent- 
schließungen des Ausschusses — für Zuständigkeiten und 
Aufbau der Gemeinschaft folgendes Bild: 


1. Zuständigkeitsbereiche 

Ueber die vom Ausschuß vorgeschlagenen Zuständig- 
keiten auf wirtschaftlichem Gebiet hinaus wurden von 
niederländischen und belgischen Abgeordneten Erwei- 
terungen gefordert, die es ermöglichen sollen, das Pro- 
blem der Wirtschaftseinheit, insbesondere die Zollunion, 
schrittweise in Angriff zu nehmen. In Anerkennung der 
wesentlichen Bedeutung der wirtschaftlichen Zuständig- 
keiten für die tatsächliche Wirksamkeit der Gemein- 
schaft soll sich der Verfassungsausschuß mit dieser 
Frage nochmals eingehend befassen. Dabei soll er auch 
die Zuständigkeit der Gemeinschaft zur Vorbereitung, 
Errichtung und Kontrolle weiterer europäischer Sonder- 
behörden mit begrenzter Funktion (beispielsweise Agrar- 
union) prüfen. 


2. Aufbau 

Gegen die direkte Wahl der Völkerkammer wurden 
durch niederländische und belgische Abgeordnete eine 
Reihe von Bedenken geltend gemacht und beantragt, 
für die erste Legislaturperiode, wenigstens aber für die 
Anpassungszeit die Abgeordneten durch die nationalen 
Parlamente bestimmen zu lassen. Demgegenüber setz- 
ten sich insbesondere die Franzosen Teitgen und Rey- 
naud dafür ein, die Völker von Anfang an zu beteiligen, 
Nach einer Abstimmung von 49 gegen 11 Stimmen blieb 
es bei der vom Verfassungsausschuß vorgeschlagenen 
direkten Wahl. 

Einer besonderen Diskussion unterlag die Sitzvertei- 
lung in der Völkerkammer. Sie führte zu einer Aende- 
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rung des Ausschußvorschlages, der eine Verteilung der 
Sitze nicht im Verhältnis zur Bevölkerung, sondern nach 
dem Gewicht der einzelnen Länder unter Zugrunde- 
legung von bereits ausgehandelten Zahlen vorgesehen 
hatte. Mit der Begründung, daß bei dieser Regelung 
nicht jeder Staatsbürger in seiner parlamentarischen 
Vertretung gleichgestellt sei, wurde ein belgischer An- 
trag eingebracht, wonach die Sitzverteilung im Ver- 
hältnis zu der Bevölkerung eines jeden Mitgliedstaates 
vorgenommen werden soll. Eine absolute Mindestzahl 
soll gewährleisten, daß die großen politischen Rich- 
tungen eines Staates innerhalb seiner Quote vertreten 
sind. Eine lebhafte Diskussion wurde durch einen An- 
trag des Abgeordneten der Französischen Union, Sen- 
ghor, ausgelöst, in den Bevölkerungsschlüssel für Frank- 
reich auch seine überseeischen Gebiete mit einzu- 
beziehen, weil diese nach der französischen Verfassung 
untrennbar zur Republik gehörten. Der Abgeordnete 
von Brentano stellte dazu fest, daß nach einer Wieder- 
vereinigung Deutschlands dann auch die Zahl der deut- 
schen Sitze erhöht werden müßte. Schließlich wurde auf 
den Vorschlag des Präsidenten Spaak, neben der Min- 
destzahl auch eine Höchstzahl der Sitze vorzusehen, 
über den Abänderungsantrag abgestimmt. Mit 26 
gegen 22 Stimmen (9 Enthaltungen) wurde die Aende- 
rung der Sitzverteilung von der Versammlung angenom- 
men. Die deutschen Vertreter hatten teils dagegen ge- 
stimmt, teils sich der Stimme enthalten. 

Das Problem des Senats als Zweiter Kammer stellte 
sich im Zusammenhang mit der Frage der Stellung des 
Rates der nationalen Minister in der Exekutive. Je we- 
niger Bedeutung beim letzteren für die nationale Ver- 
tretung liegt, um so mehr muß sie dem Senat zufallen 
und umgekehrt. Nachdem man bereits im Verfassungs- 
ausschuß den Senat als Staatenkammer im bundes- 
staatlichen Sinne abgelehnt hatte, konzentrierte sich die 
Diskussion besonders auf die Sitzverteilung im Senat 
und die Befugnisse des Ministerrates. Belgische und 
niederländische Anträge auf Gleichberechtigung der 
kleinen Staaten im Senat verfielen der Ablehnung, so 
daß es hier bei der „gewichteten“ Verteilung der Sitze 
bleiben soll. 

Gegen die vom Ausschuß vorgeschlagene Stellung des 
Rates der nationalen Minister und seine Befugnisse 
neben dem Exekutivrat wurde insbesondere von Mon- 
net, Spaak und de Menthon eingewandt, daß eine 
solche zweiköpfige Exekutive, bei der alle Beschlüsse 
des Exekutivrates von der Zustimmung des Minister- 
rates abhängig seien, ohne daß der Ministerrat als solcher 
dem Europäischen Parlament verantwortlich ist, zu 
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einer Lähmung der Souveränität des Parlaments führen 
müsse. Auf Grund von Abänderungsanträgen Reynauds 
wurde fast einstimmig beschlossen, den Ministerrat von 
der Exekutive zu trennen und ihn außer den Befug- 

‘nissen in Montan- und Verteidigungsangelegenheiten 
grundsätzlich damit zu betrauen, die Tätigkeit des 
Exekutivrates mit derjenigen der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten in Einklang zu bringen. Auf Grund einer 
knappen Abstimmung (mit einer Stimme Mehrheit) soll 
außerdem der Präsident des Exekutivrates nicht vom 
Ministerrat, sondern vom Senat als der Vertretung der 
Staaten gewählt werden. Der Verfassungsausschuß 
wurde beauftragt, die entsprechenden Abänderungen 

hinsichtlich des Ministerrates im einzelnen für den Ent- 
wurf vorzunehmen. 


Eine weitere Abänderung hat die Ausschußvorlage 
zur Frage der parlamentarischen Verantwortung des 
Exekutivrates erfahren. Während der Ausschuß den Miß- 
trauensantrag einer Kammer für den Zwang zum Rück- 
tritt ausreichen ließ, sollen nun Anträge beider Kam- 
mern erforderlich sein. Das Mißtrauen soll sich auch auf 
einen einzelnen Minister beziehen können, Nur auf den 
Gebieten der Montanunion und der künftigen EVG ist 

. Zweidrittel-Mehrheit vorgesehen; im übrigen soll ein- 
fache Mehrheit ausreichen, um dem Parlament eine er- 
höhte Kontrolle zu geben. 


‚Im allgemeinen hat sich gezeigt, daß sich das Verhältnis 
zwischen dem Problem der Zuständigkeiten und dem des 
Aufbaues der Gemeinschaft bei der Frage der Gestaltung 
der Exekutive am meisten auswirken muß. Je mehr supra- 
nationale Zuständigkeiten man der Gemeinschaft beilegen 
will, um so mehr wird die Stellung der Exekutive um- 
stritten sein, weil die nationalen Regierungen um ihren 
Einfluß auf die oberste Instanz der Gemeinschaft bemüht 
sind. Im Interesse einer von Anfang an handlungsfähigen 
europäischen Exekutive wird man möglicherweise bereit 
sein müssen, den Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft 
zunächst enger zu belassen, weil es leichter erscheint, ihn 
später zu erweitern, als eine gelähmte Exekutive wirksam 
‚zu gestalten. In diesem Sinne hat sich auch Spaak auf 
einer Straßburger Vorbesprechung der Europäischen Be- 
wegung geäußert. 

Im Anschluß an die Tagung der ad hoc-Versammlung 
ist der Verfassungsentwurf mit den Aenderungsbeschlüssen 
in der Beratenden Versammlung des Europarats vom 
14. bis 18. Januar dem größeren Kreis der europäischen 
Staaten vorgelegt worden. Hier kam es vor allem darauf 
an, die auch für die weitere Arbeit des Verfassungsaus- 
schusses wichtige Einstellung der übrigen Nationen zu 
dem Projekt festzustellen. Nach dem in den Grundzügen 
vorgetragenen Bericht von Brentanos, der im einzelnen 
in den Kommissionen erörtert worden ist, und nach auf- 
schlußreichen Reden, u. a. von Lord Layton, Lord Hope, 
Robens, Spaak, Teitgen, Reynaud, Monnet, Mollet und 
General Koenig, hat man dem Entwurf — auch seitens der 
Vertreter der neun außerhalb der Gemeinschaft stehenden 
Staaten — mit großer Mehrheit zugestimmt. Im Interesse 
möglichst enger „Assoziationen“ zu diesen Staaten, ins- 
besondere zu Großbritannien, sollen auch solche Verein- 

“ barungen ins Auge gefaßt werden, die nicht von den Parla- 
menten ratifiziert werden müssen. Es wurde auch vor- 
geschlagen, daß möglichst viele Beobachter dieser Staaten 
bei möglichst vielen Angelegenheiten zugegen sein soll- 
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ten; jedenfalls soll aber jährlich wenigstens eine gemein- 
same Sitzung stattfinden. Weiter soll der Senat der vor- 
gesehenen Politischen Gemeinschaft gleichzeitig die Ver- 
tretung der beteiligten Staaten im Europarat sein, so daß 
die gemeinsamen Sitzungen identisch mit Sitzungen des 
Europarates wären. 


Die Resolutionen der Beratenden Versammlung müssen 
noch dem Ministerkomitee des Europarates unterbreitet 
werden, ehe sie den vierzehn Regierungen und Parla- 
menten zugestellt werden können. Gleichzeitig hat die 
Mehrheit des Europarats dem Ministerkomitee empfohlen, 
die Satzung des Europarats der Verfassung der neuen 
Politischen Gemeinschaft zwecks engster Zusammenarbeit 
anzupassen. 


Der Verfassungsentwurf wird zusammen mit den Richt- 
linien der ad hoc-Versammlung und den Anregungen der 
Beratenden Versammlung des Europarats Anfang Februar 
der weiteren Bearbeitung des Verfassungsausschusses 
unter dem Vorsitz von Brentanos unterliegen. 


Die Regierungskrise in Frankreich und ihre Aus- 
wirkungen auf das Zustandekommen der EVG 


ls sich Ministerpräsident Antoine Pinay am 23. De- 

zember 1952 zum Rücktritt entschloß, stürzte seine 
Regierung über eine an sich unbedeutende Teilfrage des 
Budgets. Die Volksrepublikaner (MRP), die Partei Außen- 
minister Schumans, hatten in einer dermit dem Budget ver- 
bundenen Vertrauensfragen, und zwar der über die Fa- 
milienzulagen, der Regierung die Gefolgschaft verweigert. 
Daraus zog Pinay die Konsequenz, schon vor der Abstim- 
mung zurückzutreten, obwohl ein verfassungsmäßig gül- 
tiges Mißtrauensvotum nicht unbedingt zu erwarten war. 


Die schnelle Resignation Pinays ließ erneut deutlich 
werden, daß die bisherige Koalition für eine stabile Re- 
gierung nicht ausreicht. Nachdem die Sozialisten durch 
die Weigerung Guy Mollets, den Auftrag zur Regierungs- 
bildung anzunehmen, dokumentiert hatten, daß sie sich 
nach wie vor nicht zur Zusammenarbeit mit den Mittel- 
parteien in der Lage sehen, blieb als Lösung der Krise nur 
die Erweiterung der Regierungsbasis auf die Gaullisten 
(RPF). Damit aber verschob sich das Schwergewicht der 
Krise eindeutig auf die Außenpolitik und speziell auf die 
Frage des EVG-Vertrages. Es hätte kaum noch des Inter- 
views von General de Gaulle mit der Reuter-Agentur vom 
2. Januar 1953 bedurft, um anzuzeigen, daß das RPF für 
seine Tolerierung der neuen Regierung keinen geringeren 
Preis als die Opferung des EVG-Vertrages in seiner jetzi- 
gen Form fordern würde. De Gaulle schlug als Alternative 
zur EVG vor, die nationalen Armeen der sechs Staaten 
der Montanunion als geschlossene Einheiten zu erhalten 
und lediglich ihre Zusammenarbeit durch die Bildung 
einer politischen Gemeinschaft sicherzustellen. 


Nachdem Georges Bidault (MRP) und Jacques Soustelle 
(RPF) vergeblich versucht hatten, einen für die Mittel- 
parteien und die Gaullisten in gleicher Weise annehm- 
baren Kompromiß herbeizuführen, fand sich schließlich der 
Radikalsozialist Ren& Mayer bereit, den Gaullisten die 
Konzessionen zu machen, die ihnen ein Einschwenken auf 
den Regierungskurs ermöglichten. Am 6. Januar stellte 
Mayer sich der Nationalversammlung und erhielt mit 389 
gegen 205 Stimmen eine beachtliche Mehrheit für seine 
Investitur (nur die Sozialisten und Kommunisten stimm- 
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ten gegen ihn). In seiner Regierungserklärung kündigte 
Mayer an, daß er vor der Ratifizierung des Deutschland- 
vertrages und des EVG-Vertrages die Aufstellung von 
Zusatzprotokollen anstreben werde, um gewisse Klauseln 
„umzuformen, zu ergänzen, zu präzisieren oder zu klären“. 
Dies ergänzte er später noch durch die ausdrückliche Ver- 
sicherung, daß er sich für die Wahrung der Geschlossen- 
heit der französischen Armee einsetzen werde. Außerdem 
verlangte er kategorisch eine Lösung der Saarfrage auf 
der Grundlage der Autonomie, bevor an eine Ratifizierung 
zu denken sei. 

Die Kursänderung, die sich in diesen Worten klar ab- 
zeichnete, war für Außenminister Schuman, der bis zuletzt 
gegen alle Widerstände für die Ratifizierung der unver- 
änderten Vertragstexte eingetreten war, nicht mehr trag- 
bar. In einer Fraktionssitzung des MRP am 8. Januar gab 
er seinen Verzicht auf die Leitung des Außenministeriums 
bekannt, da er sich nicht mehr im Besitz des Vertrauens 
der Mehrheit des Parlaments betrachte. Nachfolger wurde 
sein Parteifreund Georges Bidault, der zwar ebenfalls 
grundsätzlich auf dem Boden der Europapolitik Schumans 
steht, der jedoch andererseits schon erkennen ließ, daß er 
den EVG-Vertrag nicht als unantastbar ansieht. 


Außer dem Wechsel im Außenministerium gab es nur 
unwesentliche Aenderungen in den Schlüsselstellungen des 
Kabinetts, mit Ausnahme des Finanzministeriums, das 
wieder vom Amte des Ministerpräsidenten abgetrennt und 
dem Radikalsozialisten Maurice Bourges-Manoury über- 
tragen wurde. Der bisherige Vorsitzende des Außenpoliti- 
schen Ausschusses der Nationalversammlung, Edouard 
Bonnefous (Demokratische Widerstandsunion), wurde als 
Staatsminister ohne Portefeuille in das Kabinett aufge- 
nommen. Erstmals an der Regierung beteiligt ist die im 
Juli 1952 von den Gaullisten abgespaltene Gruppe, die 
sich jetzt Republikanisch-Soziale Aktion (ARS) nennt; 
allerdings bekam sie lediglich das Ministerium für Vete- 
ranen und Kriegsopfer. 

Ministerpräsident Mayer gab am 14. Januar den Be- 
schluß des neuen Kabinetts bekannt, die Vertragswerke 
zwar den zuständigen Kommissionen der Nationalver- 
sammlung zur Prüfung zuzuleiten, inzwischen jedoch 
Verhandlungen über die Erstellung von Zusatzprotokollen 
anzubahnen. Gleichzeitig soll ein neuer Versuch unter- 
nommen werden, eine noch engere Verbindung der EVG 
mit Großbritannien herzustellen. 

Im Ausland, und namentlich in Deutschland, ist die 
französische Entwicklung aufmerksam verfolgt worden. 
Bundeskanzler Adenauer antwortete bereits am 7. Januar 
in einem Rundfunkvortrag auf Mayers Regierungserklä- 
rung. Er wertete den Wunsch nach Zusatzprotokollen als 
Bestätigung seiner Auffassung, daß das Vertragswerk 
kraft der in ihm liegenden Dynamik in Form von Zusatz- 
protokollen und Erläuterungen präzisiert und entwickelt 
werden müsse. Am 12. Januar nahm er in einer Rede vor 
dem Deutschen Presseklub erneut zu dieser Frage Stellung 
und ließ durchblicken, daß auch die Bundesregierung für 
den Fall einer Wiederaufnahme von Verhandlungen ge- 
wisse Wünsche habe. Er stellte jedoch klar, daß die Bun- 
desregierung mit aller Entschiedenheit an den Verträgen 
festhalte und keine Verzögerung der Ratifizierung wün- 
sche, da eine solche nur die Hoffnung des Kremls stärken 
werde, daß seine Politik des Auseinandermanövrierens 
schließlich doch Erfolg habe. In der gleichen Rede setzte 
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Kurzberichte 


sich der Kanzler mit der innerdeutschen Opposition gegen 
die Verträge auseinander und kritisierte eine Geisteshal- 
tung, die noch immer nicht begriffen habe, um was es im 


Kalten Kriege geht. Unter Hinweis auf General Eisen- 


howers wiederholtes Eintreten für die EVG warnte er vor 
den Vorstellungen, nationale Armeen in den europäischen 
Staaten erhalten zu können. 


Auch aus Großbritannien und den Vereinigten Staaten 
kamen gewichtige Stimmen für die baldige Ratifizierung 
des EVG-Vertrages. Außenminister Eden erklärte am 
6. Januar in einer Rundfunkrede, die britische Regierung 
bedaure die Verzögerung, die im Ratifizierungsprozeß 


eingetreten sei, und hoffe, daß Deutschland und Frank- 


reich die Verträge bald ratifizieren. Er wies darauf hin, 
daß Großbritannien der EVG alle nur möglichen Garantien 
gegeben habe. Der neue amerikanische Präsident, Dwight 
D. Eisenhower, der bereits in seinen Neujahrsbotschaften 
an General Ridgway und Bundeskanzler Adenauer ein- 
deutig für die EVG eingetreten war, ersuchte in seiner 


Antrittsrede am 20. Januar die westeuropäischen Nationen 


erneut, die Einheit Europas herzustellen. Er betonte, daß 
auch die amerikanische Hilfe Europa nicht wirksam 
schützen könne, wenn es seine Stärke nicht vereint auf- 
biete. 


Tagung des Exekutivkomitees der Liberalen 
Weltunion 


as Exekutivkomitee der Liberalen Weltunion, der die 

liberalen Parteien von zehn westeuropäischen Län- 
dern angehören, tagte am 3. und 4. Januar in Amsterdam, 
wobei die Diskussionsthemen für den im August stattfin- 
denden Jahreskongreß festgelegt wurden: Europäische 
Einigung, Stellung zu dem geplanten politischen Zusam- 
menschluß der Staaten der Montanunion, Situation des 
Liberalismus außerhalb Europas. 


In seiner politischen Aussprache befaßte sich das Komi-: 
tee mit den Möglichkeiten, die liberalen Prinzipien in’ 
Wirtschaft und Politik durchzusetzen, und mit der Not- 
wendigkeit, engere Beziehungen zum außereuropäischen 
Liberalismus anzuknüpfen. Der Präsident der Liberalen 
Weltunion, Senator Roger Moitz, brachte in seiner An- 
sprache die Ueberzeugung zum Ausdruck, daß die Ge- 
sundung der europäischen Wirtschaft weniger im Rah- 
men regionaler Institutionen als vielmehr durch Anwen- 
dung der liberalen Prinzipien im Welthandel herbeige- 
führt werden kann. Die wesentlichen Gedankengänge 
seiner Ausführungen fanden ihren Niederschlag in einem 
an den neuen Präsidenten der Vereinigten Staaten, Dwight 
D. Eisenhower, gerichteten Telegramm. Darin wird die 
Hoffnung ausgedrückt, daß der zukünftige Präsident „eine 
Politik begünstigen werde, die durch den Abbau der Zoll- 
schranken und durch die Förderung der Bewegungsfrei- 
heit der Menschen und Kapitalien auf eine Vergrößerung 
des Handelsvolumens abzielt“. Die liberalen Parteien 
wollen ihrerseits den Regierungen ihrer Länder nahe- 
legen, die Abschaffung der Devisenkontrolle und anderer 
Handelsrestriktionen anzustreben. Ein gemeinsamer euro- 
päischer Markt und der freie Handel zwischen den Ver- 
einigten Staaten, dem britischen Commonwealth und 
Kontinentaleuropa wird als Voraussetzung für den wirt- 
schaftlichen Wohlstand und damit für den Erfolg der 
Verteidigungspolitik der NATO bezeichnet. 
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AUS DEM ZEITGESCHEHEN 


Im Hinblick auf die Entwicklung der europäischen Eini- 
gungsbestrebungen wurde in der Aussprache die Notwen- 
digkeit einer stärkeren Zusammenarbeit der europäischen 
Liberalen und einer gemeinsamen Stellungnahme zu der 
Frage eines Wahlsystems für die zukünftige europäische 
politische Gemeinschaft hingewiesen. Der Ansatzpunkt 
hierzu ist in der im vergangenen Jahr gegründeten „Libe- 
ralen Bewegung für ein Vereinigtes Europa“ (vgl. EA 
20/1952, S. 5226) bereits vorhanden; sie soll durch Bil- 
dung nationaler Sektionen weiter entwickelt werden. Die 
Tatsache, daß die Beziehungen zum außereuropäischen 
Liberalismus vorläufig noch nicht zu enger regelmäßiger 
Zusammenarbeit geführt haben wurde in dem Bericht des 
Generalsekretärs, McCallum, mit der mangelnden Kennt- 
nis der gegenseitigen politischen Verhältnisse erklärt. Hier 
soll zunächst durch einen Austausch von Informationen 
Abhilfe geschaffen werden. 

In einer Aussprache über die Haltung der Freien Demo- 
kratischen Partei in der Bundesrepublik Deutschland 
brachten die Vertreter der liberalen Parteien anderer Län- 
der ihre Besorgnis über die Vorgänge beim vorjährigen 
Parteitag in Bad Ems zum Ausdruck. Senator Motz machte 
die FDP auf die Rückwirkungen ihres Verhaltens auf- 
merksam, das im Ausland besonders genau beobachtet 
werde und das nicht von taktischen Bedürfnissen diktiert 
sein dürfe. Der deutsche Delegierte Dr. Middelhauve er- 
klärte demgegenüber, daß der liberale und demokratische 
Charakter der Partei nicht durch die Aufnahme von Kräf- 
ten gefährdet werde, die sich vom Nationalsozialismus 
abgewandt haben und zur positiven Mitarbeit am demo- 
kratischen Staat bereit sind. 


Die Konferenz der Sozialisten Asiens in Rangun 


Ph ersten Male traten Vertreter von 14 sozialistischen 
Parteien Asiens vom 6. bis 15. Januar in Rangun zu 
einer gemeinsamen Konferenz zusammen. Es war dies der 
erste Versuch einer Koordination zwischen diesen Parteien, 
die — mit Ausnahme der burmesischen — in ihren 
Ländern noch keine große politische Rolle spielen. 

In Anbetracht der explosiven politischen und sozialen 
Situation in den meisten Ländern Asiens wurden die Er- 
eignisse der Konferenz nicht nur in Asien und nicht nur 
bei den Sozialisten mit Interesse verfolgt. Die Sozialistische 
Internationale, die ihr Interesse an einer engen Verbin- 
dung mit den asiatischen Sozialisten erst kürzlich auf ihrem 
Mailänder Kongreß betont hatte (vgl. EA 2223/1952, 
S. 5343), trug dieser Bedeutung Rechnung. indem sie an 
der Spitze einer zahlreichen Delegation den Führer der 
britischen Labour Party, Clement R. Attlee, nach Rangun 
entsandte. Auch die Kommunistische Partei Jugoslawiens, 
die sich in letzter Zeit mehr und mehr dem sozialistischen 
Lager nähert, war durch zwei einflußreiche Mitglieder, 
Milovan Djilas und Ales Bebler, vertreten. 

Die Erwartungen der europäischen Gäste wurden jedoch 
insofern enttäuscht, als die asiatischen Sozialisten erkennen 
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ließen, daß sie ihre eigenen Wege gehen wollen. Gerade 
in den brennendsten Fragen, nämlich dem Kolonialpro- 
blem und dem Ost-West-Konflikt, weichen ihre Anschau- 
ungen wesentlich von denen der europäischen Bruder- 
parteien ab. So war es nur folgerichtig, daß der von den 
europäischen Sozialisten gewünschte und von einigen 
asiatischen Parteien (Japan) auch vorgeschlagene Anschluß 
an die Sozialistische Internationale nicht zustande kam. 
Statt dessen wurde beschlossen, eine eigene Organisation 
der Sozialisten Asiens zu gründen. Maßgeblichen Einfluß 
auf diese Entscheidung hatten die Vertreter Indiens, Bur- 
mas und Indonesiens, die stets als geschlossener Block auf- 
traten. Sie setzten sich mit ihrer Forderung nach Neutrali- 
tät der asiatischen Staaten im Kalten Kriege auch gegen 
die Einwände anderer Vertretungen, insbesondere der 
japanischen, durch und erreichten, daß in der Resolution 
„Asien und der Weltfriede“, die die Konferenz am Schluß- 
tage annahm, die asiatischen Staaten aufgefordert wurden, 
„international unabhängig“ zu bleiben und sich zu einem 
Block zusammenzuschließen. 


Noch schärfer trat der europäisch-asiatische Gegensatz 
in der Kolonial- und Rassenfrage zutage, wo die euro- 
päische Delegation manchen ungeschminkten Vorwurf zu 
hören bekam. Vergeblich versuchte Attlee darzulegen, daß 
eine verfrühte Gewährung der Unabhängigkeit in manchen 
Kolonien gleichbedeutend mit einer Rückkehr zu feuda- 
listischen Verhältnissen wäre, ebenso vergeblich versuchte 
er, das Durchgreifen der britischen Regierung gegen die 
Terroristen in Malaya und Kenya zu rechtfertigen. In der 
Resolution zu diesem Problem wurde der Kampf bis zur 
vollen Unabhängigkeit aller Länder als klares Ziel heraus- 
gestellt und außerdem ein Führungsanspruch Asiens in 
diesem Kampfe postuliert. Der Sozialistischen Internatio- 
nale wurde unverhüllt vorgeworfen, daß sie in dieser 
Frage keinen entschiedenen Standpunkt einnehme. 


Weitere Resolutionen befaßten sich mit gemeinsamen 
politischen und sozialen Problemen der asiatischen Län- 
der, mit den Fragen der Bodenreformen und der wirt- 
schaftlichen Entfaltung sowie im einzelnen mit den natio- 
nalen Befreiungsbewegungen in Malaya, Kenya, Uganda, 
und Französisch-Nordafrika. In einer „Erklärung der Prin- 
zipien des Sozialismus“ distanzierten sich die asiatischen 
Sozialisten klar vom Kommunismus, sie erklärten jedoch 
auch, daß der Sozialismus in Asien mit seinen riesigen 
Massen verarmter Landbevölkerung ein anderes Gesicht 
tragen müsse als der Sozialismus des Westens. 


Die gegründete Organisation der Sozialisten Asiens wird 
ihren Sitz in Rangun haben und alle zwei Jahre eine ge- 
meinsame Konferenz abhalten. In der Zwischenzeit wird 
in Rangun ein Ständiges Büro arbeiten, zu dessen Präsi- 
denten der burmesische Verteidigungsminister, U Ba Swe, 
gewählt wurde. Die erste Anweisung an dieses Büro war 


die Empfehlung, ein Ständiges Antikoloniales Büro zu 
gründen. 
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Zeittafel vom 1. bis 15. Januar 1953 


Zeittafel vom 1. bis 15. Januar 1953 


Die Ereignisse in Europa 


Europäische Integration 


7.—10. Sitzung der ad hoc-Versammlung in Straßburg. 


Erste Lesung des Entwurfs der Verfassung der 
Europäischen Politischen Gemeinschaft. (Vgl. Kurz- 
bericht auf S. 5483.) 


10.—13. Zweite Sitzungsperiode der Versammlung der 


14. 


15. 


Montanunion. Die Versammlung errichtet folgende 
sieben Ausschüsse: 

l. für Fragen des gemeinsamen Marktes, 

2. für Investitionen, Finanzierung und Produktions- 

entwicklung, 

8. für Fragen der Sozialpolitik, 

4. für politische Angelegenheiten und Außenbezie- 

hungen, 

3. für Verkehrsfragen, 

6. für Haushalts- und Verwaltungsfragen, 

7. für Geschäftsordnung, Petitionen und Immunität. 
Der Präsident der Hohen Behörde, Jean Monnet, legt 
den ersten Bericht der Hohen Behörde über die Lage 
der Gemeinschaft vor, in dem die Situation der Mon- 
tanindustrie in den Mitgliedstaaten und die Auswir- 
kungen der Bildung des Gemeinsamen Marktes dar- 
gelegt sind. Monnet erklärt dazu in seiner Rede, daß 
die Vorbereitungszeit nun abgeschlossen sei und die 
Hohe Behörde zu verantwortlichem Handeln über- 
gehen werde. 

Beginn einer Sondersitzung der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates zur Erörterung des Ent- 
wurfs der Verfassung der Europäischen Politischen 
Gemeinschaft. (Vgl. Kurzbericht auf S. 5483.) 

Der Ministerrat der Montanunion tritt in Luxemburg 
zusammen, um die Probleme zu behandeln, die sich 
aus der Errichtung des gemeinsamen Marktes für 
Kohle und Erz ergeben werden. 


Nordatlantikpakt-Organisation 


Der Oberbefehlshaber der NATO-Landstreitkräfte 
in Mitteleuropa, Marschall Alphonse-Pierre Juin, 
wendet sich in einer Rede in Straßburg gegen die 
Auffassung, man könne auf den deutschen Vertei- 
digungsbeitrag verzichten, indem man die Verteidi- 
gungslinie weiter zurückverlege. Dieser Auffassung, 
die unverhüllt die Preisgabe wichtiger Gebiete be- 
fürworte, müsse entgegengetreten werden. Der Mar- 
schall wendet sich ferner scharf gegen jedes Nach- 
lassen der Rüstungsanstrengungen der NATO-Mächte. 
Er bezeichnet es als eine äußerst gefährliche Theorie, 
sich hinsichtlich des Ausmaßes der Rüstungsanstren- 
gungen auf die durch nichts begründete Annahme zu 
stützen, daß die Sowjetunion zur Zeit keine Angriffs- 
absichten hege. 

Der Oberste Alliierte Befehlshaber in Europa, Gens- 
ral Ridgway, gibt auf einer Pressekonferenz in Paris 
der Hoffnung Ausdruck, daß auf der kommenden 
Tagung des Atlantikrates die militärischen Notwen- 
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digkeiten besser berücksichtigt werden. Er sagt, die 
bisherigen Fortschritte der atlantischen Verteidigung 
seien noch keineswegs befriedigend. Am 13. Januar 
spricht sich General Ridgway in einem Fernseh- 
interview für die sofortige Aufstellung deutscher 
Streitkräfte aus. 


Dänemark 


. Die fünf großen Parteien einigen sich über die 


Grundsätze einer Verfassungsreform. Die wichtigsten 
Aenderungen sind die Einführung des Einkammer- 
systems und der weiblichen Thronfolge. 


Deutschland 


. Die Zeitung Neues Deutschland veröffentlicht einen 


Beschluß des Zentralkomitees der SED zum Ergebnis 
des Prager Slansky-Prozesses. Darin werden die Zio- 
nisten als eine Agentur des amerikanischen Imperia- 
lismus bezeichnet und der Kosmopolitismus und 
Internationalismus der Juden auf das schärfste ange- 
griffen. Schwere Beschuldigungen werden gegen das 
frühere Mitglied des Politbüros der SED Paul 
Merker wegen angeblicher Beziehungen zum jüdi- 
schen Finanzkapital und gegen den ehemaligen zwei- 
ten Vorsitzenden der KPD in Westdeutschland, Kurt 
Müller, wegen Beziehungen zu Trotzkisten erhoben. 
Der gleichfalls in dem Beschluß angegriffene Präsi- 
dent der zentralen Volksrichterakademie und frühere 
Leiter der Präsidialkanzlei des Staatspräsidenten, 
Professor Leo Zuckermann (SED), ist wenige Tage 
vorher nach Berlin geflohen. 


. Generalmajor Thomas S. Timberman löst den bis- 


herigen amerikanischen Stadtkommandanten von 
Berlin, Lemuel S. Mathewson, ab. General Pierre 
Manceaux-Demiau übernimmt den Posten des fran- 
zösischen Stadtkommandanten, den bisher General 
Pierre Carolet bekleidete. 


. In einem Schreiben an Bundeskanzler Adenauer 


weist der Regierende Bürgermeister von Berlin, 
Reuter, auf die schwierige Situation hin, die in 
Berlin durch den anhaltenden Flüchtlingsstrom aus 
der sowjetischen Zone entstanden ist. Am 9. Januar 
berichtet der Bevollmächtigte der Bundesregierung 
in Berlin, Heinrich Vockel, dem Kabinett über diese 
Zwangslage. Bundeskanzler Adenauer teilt am glei- 
chen Tage Bürgermeister Reuter mit, der Abtrans- 
port der anerkannten Flüchtlinge in die Bundes- 
republik könne beschleunigt vonstatten gehen. Die 
Entscheidung über die nicht anerkannten Flüchtlinge 
wird vom Bundeskabinett noch zurückgestellt. 


. Der Zentralbankrat der Bank deutscher Länder be- 


schließt, die Diskont- und Lombardsätze der Landes- 
zentralbanken und den Zinssatz der BdL und der 
Landeszentralbanken mit Wirkung vom 8. Januar 
1953 um je "/s2 Prozent zu senken. Der Diskont- und 
Zinssatz der Landeszentralbanken und der Zinssatz 
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der Bank deutscher Länder beträgt jetzt 4 Prozent,  dustrie, Fritz Berg, am 14. Januar in einer Rede 


iER der Lombardsatz der Landeszentralbanken 5 Prozent. vor dem Bayerischen an (iitelie des 2 
ge iner gemeinsamen Sitzung des Parteivorstandes, Ernennung von Bernhard Koenen (Mitglied des Zen- 
= i an ee und de Kontrollkommission tralkomitees der SED) zum Botschafter ee 
; : der SPD in Bonn erklärt der Parteivorsitzende, Erich der Diplomatischen Mission der en bei a a 
Ollenhauer, der Bundesrepublik werde durch die zung der Tschechoslowakei. Der er erige bi 5 7 
deutsch-alliierten Verträge auf Jahre hinaus jede Mission, Fritz ‚Grosse, wird an a De 
wirklich freie und unabhängige außenpolitische ws ao für Auswärtige gelegen- 
cheidung unmöglich gemacht. Die Verträge seien eiten € . ie 
N er = de Politik der Wiedever- 12. Ernennung von James B. Conant, Präsident der ER 
Bu. einigung Deutschlands. Ollenhauer fordert inter- vard-Universität, zum neuen a Hoch- 
Ve nationale Verhandlungen für ein neues System der kommissar in der Bundesrepublik. 
ER kollektiven Sicherheit. Ein Sonderausschuß der SPD Außenpolitische Rede von Bundeskanzler Adenauer 
5 wird mit der Ausarbeitung einer Konzeption über vor dem Deutschen Presseklub in Bonn (vgl. Kurz- 
eine deutsche Beteiligung an einem solchen System bericht auf S. 5484). 
beauftragt. Am gleichen Tage richtet die SPD an den Das Deutsche Friedenskomitee beschließt auf seiner 
Bundeskanzler ein Schreiben mit Vorschlägen zu ersten Plenartagung in Berlin (Ost) seine Umbildung 
diesen Fragen. zum „Deutschen Friedensrat“ und wählt sein Präsi- 
Außenpolitische Rede von Bundeskanzler Adenauer dium, dem neben dem Präsidenten, Dr. Walter 
im Bayerischen Rundfunk (vgl. Kurzbericht auf Friedrich, die stellvertretenden Ministerpräsidenten 
o S. 5484). Lothar Bolz und Otto Nuschke, das Mitglied des 
8. Der. Bund Deutscher Jugend (BDJ) wird auf An-. Politbüros der SED Franz Dahlem sowie Johannes: 


R. Becher und Anna Seghers angehören. 


ordnung des hessischen Innenministeriums in Hessen 13, Die Ausgabe Nr. 10 vom 13 pause de 


aufgelöst und als verfassungswidrige Organisation 


} X, i Organs des Zenralkomitees der SED, Neues Deutsch- 
y er: a Ss J ot Ss = Es a ı land, wird auf Anordnung des Staatssicherheits- 

a AMDUrg ZUM a RAT pP dienstes „wegen eines schweren ideologischen Feh- 
Hessens. Der von Frankfurt nach Mainz verlegte Bun- les“ beschlasnahrmt In. dem Blatt en 
desvorstand des BDJ bezeichnet die Verbote als eine En h en e cht-mit der Veberchkis. 10 
parteipolitische Maßnahme. Er z gr BER ! ar 4 e = u : 
22 Funktionäre der verbotenen kommunistischen en Br x BB es nn 
Freien Deutschen Jugend (FDJ) werden im Kreise = nfüh d rd sung 2 DCB R = 
Recklinghausen verhaftet. Am 11. Februar wird die En 5 en er Br = a B = vfah " Bi: 
bayerische FDJ-Zentrale in München ausgehoben. a ee TEEN ae 
Drei Personen werden verhaftet. habe bedeutende Erfolge errungen. 


14. Aufdeckung einer Verschwörung ehemaliger Natio- 
nalsozialisten durch die britische Besatzungsbehörde. 
Sieben ehemalige NS-Funktionäre werden verhaftet. 
Unter den Verhafteten befinden sich der ehemalige 
Staatssekretär im Reichspropagandaministerium, Wer- 
ner Naumann, der ehemalige Reichsstudentenführer 
und Gauleiter von Salzburg, Gustav Scheel, und der 
ehemalige Gauleiter vom Hamburg, Karl Kaufmann. 
Die Verhafteten werden beschuldigt, sich mit Plänen 
zur Wiederergreifung der Macht in Westdeutsch- 
land und mit der Verbreitung anti-westlicher An- 
schauungen und Richtlinien befaßt zu haben. 

. Verhaftung des Außenministers der DDR, Georg 
Dertinger (CDU), durch den Staatssicherheitsdienst. 


9. Bundeskanzler Adenauer behandelt vor dem Kabi- 
nett die gegenwärtige außenpolitische Situation, 
insbesondere im Hinblick auf die Bildung der neuen 
französischen Regierung. Im Anschluß an die Kabi- 
nettssitzung erklärt ein Sprecher, die Bundesregie- 
rung sei zu Verhandlungen über Zusatzprotokolle 
zu den deutsch-alliierten Verträgen bereit, die Ini- 
tiative dazu liege jedoch bei Frankreich. Die Wie- 

Se deraufnahme der deutsch-französischen Saarverhand- 

lungen sei nur durch die französische Regierungs- 

krise verzögert worden. Der Fraktionsvorsitzende 

der CDU/CSU im Bundestag und Präsident des 15 

er: europäischen Verfassungsausschusses, von Brentano, 

spricht sich am 13. Januar vor der Presse in Bonn 


= \ gegen Verhandlungen über Zusatzprotokolle vor der Frankreich 
N Ratifizierung der Verträge durch alle Teilnehmer- 2. Interview des Generals de Gaulle: Alternativvor- 
staaten aus., schlag zur EVG (vgl. Kurzbericht auf S. 5484). 
Be. 10. Der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbun- 7. Investitur von Ren& Mayer als Ministerpräsident. 
N des, Walter Freitag, fordert auf der Landesbezirks- Am 8. Januar Bildung der neuen Regierung (vgl. 
konferenz des DGB in München die Verwirklichung Kurzbericht auf S. 5484). 
der Demokratie in der Wirtschaft. Das Ziel der 12. Oesterreich-Note an die Sowjetunion (vgl. Sowjet- 
gewerkschaftlichen Arbeit sei der Aufbau einer union). 
Wirtschaftsordnung, in der die arbeitenden Men- 14. Beschluß des Ministerrates, neue Verhandlungen 
schen entscheidend mitzubestimmen hätten. Freitag über Zusatzprotokolle zum EVG-Vertrag einzuleiten 
legt den Unternehmern die Machtergreifung Hitlers (vgl. Kurzbericht auf S. 5484). 
zur Last und erklärt, dieselben Kräfte seien heute Wiederwahl von Edouard Herriot zum Präsidenten 
wieder am Werk. Gegen diese Aeußerungen pro- der Nationalversammlung und von Gaston Monner- 
8 testiert der Präsident des Bundesverbandes der In- ville zum Präsidenten des Rates der Republik. 
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su. des 


ei _ Griechenland 


de Gasperi, in Athen. Im Kommuniqu& wird fest- 
‚gestellt, daß beide Länder ähnliche Grundsätze und 
Ziele hätten und daß der Atlantikpakt die gemein- 
same Grundlage ihrer Politik bilde. Besondere Auf- 
merksamkeit sei bei den Besprechungen den Pro- 
blemen Südosteuropas und des östlichen Mittel- 
meeres geschenkt worden. Dazu erklärt Ministerprä- 
sident de Gasperi auf einer Pressekonferenz, Italien 
begünstige jede Vereinbarung, die im Rahmen des 
Atlantikpaktes zur Stärkung der Verteidigung bei- 
trage. Es sei auch bereit, Jugoslawien die Hand hinzu- 
strecken, doch hänge die Zusammenarbeit mit Jugo- 
slawien von der Lösung der Triester Frage ab. 


Großbritannien 


1. Beginn einer weiteren Konferenz über die Bildung 


der Zentralafrikanischen Föderation (Südrhodesien, 
Nordrhodesien, Njassaland) unter Beteiligung von 
Mitgliedern der Regierungen der drei Gebiete und 
der zuständigen britischen Minister. Diskussion des 
Verfassungsentwurfs für die Föderation. Kolonial- 
minister Oliver Lyttleton empfängt während der Kon- 
ferenz auch Delegationen der Eingeborenen Nord- 
rhodesiens und Njassalands, die ihm ihre Bedenken 
gegen die vorgesehene Form des Zusammenschlusses 
vortragen. 


2. Veröffentlichung eines Weißbuches über die Ergeb- 


nisse der Pariser Tagung des Atlantikrates vom 
15. bis 18. Dezember 1952. Darin heißt es, daß die 
Rüstungsanstrengungen der freien Welt nicht nach- 
lassen dürften; man müsse jedoch auch der Gefahr 
Rechnung tragen, die in einer dauernden und über- 
triebenen Beanspruchung der westeuropäischen Wirt- 
schaft liege. 


6. Außenminister Eden erklärt in einem Rundfunk- 


vortrag, die britische Regierung hoffe auf die bal- 
dige Ratifizierung des EVG-Vertrages durch Deutsch- 
land und Frankreich, da von dem Erfolg dieser 
Pläne in vieler Beziehung die Zukunft Europas ab- 
hänge. (Vgl. Kurzbericht auf S. 5484.) 


12. Oesterreich-Note an die Sowjetunion (vgl. Sowjet- 


union). 
Note an Aegypten über die Sudan-Frage (vgl. 
Aegypten). 

Italien 


3. Die Abgeordnetenkammer erklärt den von den Re- 


gierungsparteien eingebrachten Entwurf eines neuen 
Wahlgesetzes für verfassungsmäßig, nachdem dies 
von den extremen Parteien bestritten worden 'war. 
Am 14. Januar beantragt Ministerpräsident de Gasperi 
die Annahme des Entwurfs und verbindet damit 
die Vertrauensfrage. 


8.—11. Parteitag der Sozialistischen Partei (Linkssozia- 


listen) in Mailand. Es wird beschlossen, bei den 
kommenden Wahlen kein Wahlbündnis mit den 
Kommunisten einzugehen, die bisherige Politik der 
Aktionsgemeinschaft mit der Kommunistischen Partei 
jedoch fortzusetzen. Ankündigung scharfer Kampf- 
maßnahmen gegen das neue Wahlgesetz. 
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itällenischen? Ministerpräsidenten, 


10. 


13. 


Jugoslawien 


Die Nationalversammlung beschließt die vaese R 
der Dienstzeit im Heer und bei den Luftstreitkräften Eh 
von drei auf zwei Jahre. URS 


Die Nationalversammlung billigt die neue Verfas- 
sung, nach der die Regierung durch einen Exekutiv- 
rat mit dem Präsidenten der Republik an der Spitze 


ersetzt wird. Die bisherigen Ministerien werden 


Staatssekretariate, die dem Exekutivrat verantwort- 


lich sind. Ferner wird die bisherige Zweite Kammer er 
des Parlaments durch einen Rat der Produzenten 


abgelöst. Zum ersten Präsidenten der Bundesrepu- g 
blik Jugoslawien wird am 14. Januar mit 568 gegen 
1 Stimme Marschall Tito gewählt. Am 15. Januar wird 


der aus 43 Mitgliedern bestehende Exekutivrat er- En 


nannt, dessen Vizepräsidenten die Mitglieder des 
Politbüros der Kommunistischen Partei Edvard Kardel;, _ 


Alexander Rankowitsch, Milovan Djilas und Moshe 

Pijade sind. Das Staatssekretariat des Aeußeren rd 
von Generaloberst Kotscha Popowitsch, das für Ver 
teidigung von Generaloberst Iwan Goschnjak über- a 


nommen. 


Niederlande 


3.—4. Sitzung des Exekutivkomitees der Liberalen Welt- 


Te 


12. 


12. 


union in Amsterdam (vgl. Kurzbericht auf S. 5485). 


Oesterreich 


Vortrag und Pressekonferenz von Außenminster Karl 
Gruber an der Wiener Universität. Nach einem 
Rückblick auf die Oesterreich-Debatte der UN, die 


einen neuen taktischen Ausgangspunkt für dieWie- 


deraufnahme von Oesterreich-Verhandlungen gebe, 
nimmt Gruber zur Frage von Verhandlungen „auf 
höherer Ebene“ Stellung. Er erklärt, die österreichi- 
sche Regierung werde sich bemühen, neue Ver- 
handlungen zustande zu bringen, einerlei in welcher 


Form. Verhandlungen auf höherer Ebene hätten 


jedenfalls den Vorteil, daß wechselseitige Befürchtun- 
gen beseitigt werden könnten. Wien könne der Platz 
werden, von dem eine Revision der Beziehungen 
zwischen den Großmächten ausgehe. 


Note der Westmächte an die Sowjetunion über den 
Staatsvertrag (vgl. Sowjetunion). 


Polen 


Die Regierung ordnet die Aufhebung der Hakiooie 
rung der wichtigsten Lebensmittel an und verfügt 
gleichzeitig eine Erhöhung der Preise und Löhne. 


Schweden 


Eröffnung des im September 1952 gewählten Reichs- 
tages. In der Thronrede des Königs, Gustaf VI. Adolf, 
wird betont, daß mit der Bildung des Nordischen 
Rates, der im Februar erstmals zusammentreten wird, 
eine neue Phase der Zusammenarbeit der nordischen 
Staaten eingeleitet werde. Das gleichzeitig vorgelegte 
Budget für 1953 weist mit 8,168 Milliarden Kronen 
eine Rekordhöhe auf. Davon sind 2,177 Milliarden 
für Sozialaufgaben und 1,970 Milliarden für die 
Verteidigung vorgesehen. 


E 
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12. 


13. 


Sowjetunion 

Note der drei Westmächte über den österreichischen 
Staatsvertrag. Unter Hinweis auf die Resolution 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen vom 
20. Dezember 1952 wird die Sowjetregierung aufge- 
fordert, die Konferenzen der Außenministerstellver- 
treter für den Abschluß des Staatsvertrages wieder 
aufzunehmen. 


Die amtliche Nachrichtenagentur TASS gibt bekannt, 
daß eine Gruppe meist jüdischer Aerzte unter der 
Beschuldigung eines Mordkomplotts gegen führende 
Persönlichkeiten der Armee und wegen Spionage 
im Auftrage der jüdischen Organisation „Joint“ ver- 


12. 


haftet wurde. Den Verhafteten a außerdem. 


vorgeworfen, die 1945 und 1948 verstorbenen sowje- 
tischen Politiker Schtscherbakow und Shdanow er- 
mordet zu haben. 


Vatikan 


Das Geheime Konsistorium der 46 Kardinäle be- 
stätigt die am 29. November 1952 von Papst Pius 
XII. ausgesprochene Ernennung von 24 neuen Kar- 
dinälen. Am 15. Januar werden die neuen Kardinäle 
mit der Verleihung der Insignien in das Kardinals- 
kollegium aufgenommen, das damit wieder die volle 
Zahl von 70 Mitgliedern hat. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


AFRIKA 


3. 


12. 


13. 


10. 


Aegypten 
Ministerpräsident Mohammed Naguib setzt den Na- 
tionalen Rat für die Entwicklung der Produktion 
in sein Amt ein. Der Rat, der unter dem Vorsitz 
des früheren Finanzministers Hussein Fahmy steht, 
soll sich um die volle Ausnutzung der Naturschätze 
und Arbeitskräfte zwecks Erhöhung der Produktion 
und des Lebensstandards bemühen. 
Der britische Botschafter überreicht Außenminister 
Mahmud Fawzi als Antwort auf die ägyptische 
Note vom 2. Dezember 1952 den Entwurf eines 
britisch-ägyptischen Abkommens über die Einführung 
der Selbstverwaltung im Sudan. 
Der Ministerrat setzt einen Verfassungsausschuß ein, 
der eine neue Verfassung ausarbeiten soll. Dem Aus- 
schuß gehören 50 Persönlichkeiten aus den politischen 
Parteien, den Universitäten, den Religionsgemein- 
schaften, der Armee und der Wirtschaft an. 


Anglo-ägyptischer Sudan 


Unterzeichnung eines Abkommens zwischen den vier 
größten Parteien und einer ägyptischen Regierungs- 
delegation, durch das einige Aenderungen in dem 
Programm für die Einführung der sudanesischen 
Selbstverwaltung vereinbart werden. Die wichtigsten 
Aenderungen sind die Verringerung der Sondervoll- 
machten des Generalgouverneurs hinsichtlich des von 
Negern bewohnten südlichen Sudans und eine Ver- 
einbarung, den Abzug der britischen und ägyptischen 
Truppen noch vor der vollen Unabhängigkeit zu 
fordern. 


AMERIKA 


il, 


Vereinigte Staaten 

Halbjahresbericht des Verteidigungsministeriums. 
Verteidigungsminister Robert A. Lovett erklärt darin, 
daß die vorbereitende Phase der amerikanischen 
Aufrüstung abgeschlossen sei. Da die USA jedoch 
ständig bedroht seien, dürften weder das Rüstungs- 
programm noch die militärische Auslandhilfe einge- 
schränkt werden. 


3. Der 83. Kongreß eröffnet seine Sitzungsperiode. 
Politiker der Republikanischen Partei übernehmen 
den Vorsitz in den Ausschüssen. Sprecher des Reprä- 
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sentantenhauses wird Joseph W. Martin, stellvertre- 
tender Vorsitzender des Senats Senator Styles Brid- 
ges. Die Leitung der Fraktionen im Senat überneh- 
men bei den Republikanern Senator Robert A. Taft 
und bei den Demokraten Senator Lyndon Johnson, 
im Repräsentantenhaus bei den Republikanern 
Charles K. Halleck und bei den Demokraten Sam 
Rayburn. Am 7. Januar proklamiert der Kongreß in 
gemeinsamer feierlicher Sitzung General Dwight D. 
Eisenhower zum neuen Präsidenten der USA. 


5.—8. Der britische Premierminister, Churchill, führt in 


New York und Washington informelle Besprechun- 


gen mit dem künftigen Präsidenten, General Eisen- 


hower, und seinem Außenminister, John Foster 
Dulles, sowie mit Präsident Truman. Ueber den 
Inhalt der Besprechungen wird nichts bekanntge- 
geben. In einer Pressekonferenz bei seiner Ankunft 
erklärt Churchill, die Gefahr eines neuen Weltkrieges 
sei geringer geworden; der Schwerpunkt der Welt 
liege nicht in Korea, sondem in Europa längs des 
Eisernen Vorhangs. Ferner sagt er, daß Großbritan- 
nien lieber nach den Vereinigten Staaten exportieren 
wolle als auf unbegrenzte Zeit von ihnen Hilfe 
annehmen. 


In seiner Antwort auf eine Glückwunschadresse des 
deutschen Bundeskanzlers, Adenauer, erklärt General 
Eisenhower, er glaube, daß die wachsende euro- 
päische Einigkeit und die Errichtung der Euro- 
päischen Verteidigungsgemeinschaft viel zur Erhal- 
tung von Frieden und Sicherheit beitragen würden. 


. Botschaft Präsident Trumans über die Lage der 


Nation (State of the Union Message). Nach einem 
Rückblick über die acht Jahre seiner Amtszeit er- 
klärt der scheidende Präsident, die freie Welt sehe 
sich zwei unausweichlichen Aufgaben gegenüber: 
Wahrung ihrer Sicherheit durch Zusammenschluß 
und Ausbau ihrer Macht, Förderung der sozialen 
und wirtschaftlichen Entwicklung. Die Vereinigten 
Staaten seien durch ihre einzigartige Macht ver- 
pflichtet, allen in diese Richtungen gehenden Be- 
strebungen ihre Unterstützung zu leihen. Als bedeu- 
tendstes Ereignis der letzten Jahre bezeichnet Truman 
den Begiun des Atomzeitalters; er warnt vor den 
Folgen eines Atomkrieges, der nicht mehr ein „Ab- 
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10. 


12. 


13. 


14. 


15. 


schnitt“ im Sinne materialistischer Geschichtsauffas- 
sung, sondern das Ende ganzer Kulturen sein würde. 


In seiner Budget-Botschaft an den Kongreß schlägt 
Präsident Truman einen Haushalt von 78,6 Milliar- 
den Dollar vor. Davon sind für die Verteidigung 
vorgesehen 46,3 Milliarden (1952: 52,4) und für die 
Auslandhilfe 7,6 Milliarden (1952: 8,2). 


Der jugoslawische Botschafter gibt bekannt, daß 
seine Regierung die Vereinigten Staaten wegen der 
wachsenden Stärke der Ostblock-Streitkräfte um ver- 
stärkte Militärhilfe gebeten habe. 


Ernennung des Präsidenten der Harvard-Universität, 
James B. Conant, zum amerikanischen Hohen Kom- 
missar in Deutschland. 

Oesterreich-Note an die Sowjetunion (vgl. Sowjet- 
union). 

Präsident Truman schlägt dem Kongreß eine grund- 
legende Revision des Einwanderungsgesetzes 
(McCarran Act) vor. Gleichzeitig übermittelt er dem 
Kongreß den Bericht eines von ihm zur Ueberprüfung 
des Gesetzes eingesetzten Ausschusses. In diesem Be- 
richt wird das Gesetz scharf kritisiert und vor allem 
die Abschaffung des Quotensystems für die einzelnen 
Länder verlangt. 


Jährlicher Wirtschaftsbericht Präsident Trumans an 
den Kongreß. In dem Bericht wird eine weitere Lok- 
kerung und die schließliche Abschaffung der ameri- 
kanischen Importquoten sowie die Senkung der Zölle 
empfohlen, wodurch die Prosperität der europäischen 
Länder gefördert und damit die amerikanische Hilfe 
entbehrlich gemacht werden soll. Als wichtigstes Wirt- 
schaftsziel der Zukunft bezeichnet der Präsident in 
seiner Begleitbotschaft die Vollbeschäftigung. 
Präsident Truman verabschiedet sich mit einer 
Rundfunkansprache vom amerikanischen Volk und 
fordert alle Amerikaner auf, seinen Nachfolger, Ge- 
nerai Eisenhower, in jeder Weise zu unterstützen. 


ASIEN 


5. 


Burma 
Die Regierung kündigt das Verteidigungsabkommen 
mit Großbritannien vom 4. Januar 1948 und schlägt 
Verhandlungen über ein neues Abkommen vor. 


6.—15. Konferenz der sozialistischen Parteien Asiens in 


H. 


Rangun. Gründung einer von der Sozialistischen 
Internationale unabhängigen Organisation der asia- 
tischen Sozialisten. (Vgl. Kurzbericht auf S. 5486.) 


Chinesische Volksrepublik 


Uebergabe der Tschangtschun-Eisenbahn in chine- 
sische Verwaltung gemäß dem sowjetisch-chinesi- 
schen Abkommen vom 15. September 1952. 


12. Bekanntgabe der Liste der Mitglieder des Polit- 


büros der Kommunistischen Partei durch Radio 
Peking: Präsident Mao Tse-tung, Ministerpräsident 
Tschu En-lai, stellvertretender Ministerpräsident Liu 
Shao-chi, der Oberbefehlshaber der Streitkräfte, Ge- 
neral Chu Teh, der Generalsekretär der Zentral- 
regierung, Lin Po-chu, der Präsident des Planungs- 
ausschusses, Kao Kang, die Mitglieder dieses Aus- 
schusses Chen Yun und Tung Wi-wu, der Bürger- 
meister von Peking, Peng Chen. 
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Zeittafel vom 1. bis 15. Januar 1953 


Indien 


1.—6. Tagung des Zentralausschusses des Oekumenischen 


Rates in Laknau. Der indische Premierminister, 
Jawaharlal Nehru, bezeichnet in einer Ansprache vor 
dem Kongreß, der sich mit der Stellung der Kirche 
zur Rassenfrage und zum Klassenkampf beschäftigt, 
China und Indien als die künftigen Großmächte 
neben den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. 
Er wendet sich scharf gegen die Rassenpolitik der 
europäischen Mächte in Afrika. Der Kongreß spricht 
sich in einer Resolution gegen jede rassische Dis- 
kriminierung aus. 


Indonesien 


. Sessionsbeginn im Parlament. Präsident Ahmed Soe- 


karno kündigt in seiner Eröffnungsrede die baldige 
Wiederaufnahme von Verhandlungen mit den Nie- 


derlanden über eine Revision der Niederländisch- 
Indonesien 


Indonesischen Union an und erklärt, 
werde dabei auf den Anschluß West-Neuguineas 
nicht verzichten. 


Israel 


. Protestnote an Großbritannien (mit Kopien an Frank- 


reich und die Vereinigten Staaten) gegen den Be- 
schluß der britischen Regierung, den arabischen 
Staaten schwere Waffen und Kampfflugzeuge zu 
liefern. Die israelische Regierung begründet ihren 
Protest mit dem zwischen Israel und den arabischen 
Staaten noch bestehenden Kriegszustand und den 
wiederholten Rachedrohungen arabischer Politiker. 


Japan 


4.—6. Der Präsident der Republik Südkorea, Syngman 


Rhee, führt in Tokio Besprechungen mit dem Ober- 
befehlshaber der UN-Streitkräfte, General Mark W. 
Clark, und mit dem japanischen Ministerpräsidenten, 
Shigeru Yoshida. Rhee erklärt, Japan und Korea 
sollten nun die Vergangenheit vergessen und ge- 
meinsam den Kommunismus bekämpfen; man könne 
jetzt wieder über einen Friedensvertrag zwischen 


beiden Ländern verhandeln. Der japanische Außen- 
minister, Katsuo Okazaki, erklärt auf einer Presse- 
konferenz, Japan begrüße die Wiederaufnahme von 
Friedensverhandlungen und sei zu Konzessionen - 


bereit. 
Persien 


. Das Medschlis (Unterhaus) lehnt einen Antrag der 


Opposition gegen das von Ministerpräsident Mossa- 
degh kraft seiner Sondervollmachten erlassene Wahl- 
gesetz ab. Mit der Ablehnung des Antrags hatte der 
Ministerpräsident die Vertrauensfrage verbunden. 
Am 8. Januar beantragt Mossadegh die Verlängerung, 
seiner Vollmachten, die am 9. Februar ablaufen 
würden. 


Syrien 


. Der Oberbefehlshaber der Armee und stellvertre- 


tende Ministerpräsident, Oberst Adeeb Schischakli, 
erklärt einer britischen Parlamentsabordnung, daß 
die arabischen Staaten im gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine Beteiligung an dem geplanten Nahost-Kom- 
mando ablehnen, > 


9491 


3 


ERERRE 


® 


“ 


: Ex ee Var 


% 


rn Ar 


“u 


Sy 


ER)? A 


DE 


rs +), 
FRE 


“ 


EBEN Fer 4 


Be 
ER A TR 


3 


Ne U En: CE 
a N Ya 


2 


Pe 27 


„ie u 


8. JAHR 


NEUEINGÄNGE IN UNSEREM ARC 


5. FEBRUAR 1953 


Bücher und Broschüren 


Elegant, Robert $.: Chinas rote Herm. Die politischen 
Biographien der kommunistischen Führer Chinas. Aus 
dem Amerikanischen übersetzt von Michael Kogon. 
2. Aufl. Frankfurt: Verlag d. Frankfurter Hefte 1952. 
269 S. 


Aus diesen Lebensbeschreibungen einiger führender Per- 
sönlichkeiten des kommunistischen China gewinnt man ein 
anschauliches Bild von den Hintergründen der Kämpfe um 
die Herrschaft, von der Entstehung der „Volksregierung“ 
und des staatlichen Verwaltungsapparates sowie von den 
Kräften, welche die Innen- und Außenpolitik der heutigen 
Volksrepublik China bestimmen. Die vom Autor ausgewähl- 
ten Persönlichkeiten werden im Rahmen der Ereignisse ge- 
schildert, an denen sie maßgeblich beteiligt waren. Der vom 
Berufsoffizier über den Partisanenführer zum Oberbefehls- 
haber aufgestiegene General, der Intellektuelle, der sich 
aus marxistischer Ueberzeugung oder revolutionärer Begei- 
sterung den kommunistischen Kräften angeschlossen hatte 
und jetzt zu leitender Stellung in Partei oder Regierung 
aufgestiegen ist, diese Menschen werden als Exponenten 
einer Entwicklung dargestellt, die das ganze Volk erfaßt hat. 
Aus der Betrachtung ihres politischen Werdegangs versucht 
der Autor, den bisherigen Erfolg und die Zukunftschancen 
des Kommunismus in China zu werten. Er sieht die Gründe 
für den Erfolg des Kommunismus in China in den An- 
knüpfungspunkten, welche die chinesische Zivilisation mit 
ihrer Beschränkung der Lektüre auf vorgeschriebene Texte 
und ihrer ausgeprägten Staatsideologie bietet. Demgegen- 
über besteht der grundlegende Unterschied darin, daß die 
Gesellschaftseinheit für die chinesische Zivilisation die Fa- 
milie, für den Kommunismus der Staat ist. Daher kommt der 
Autor zu dem Schluß, daß der Kommunismus in China sich 
entweder in ein auf die Familiengemeinschaft gegründetes 
System umwandeln oder untergehen muß. 

Feierabend, Ladislav: Agricultural Cooperatives in Czecho- 
slovakia. New York: Mid-European Studies Center 1952. 
12578: 

Juhasz, William: Blueprint for a Red Generation. The 
Philosophy, Methods and Practices of Communist 
Education as imposed on Captive Hungary. New York: 
Mid-European Studies Center 1952. 101 S. 

Lippe, Viktor Frhr. von der: Nürnberger Tagebuchnotizen 
November 1945 — Oktober 1946. Frankfurt a. M.: Ver- 
lag Fritz Knapp 1951. 548 S. 


Die Aufzeichnungen des Hilfsverteidigers des früheren 
Oberbefehlshabers der Kriegsmarine verbinden in seltener 
Weise dokumentarische Zuverlässigkeit mit lebendiger Dar- 
stellung der Prozeßatmosphäre. Für Leser, die sich nicht 
mit den Einzelheiten des Aktenmaterials befassen wollen, 
gibt das Buch einen zuverlässigen Ueberblick über den Ver- 
lauf des Prozesses und die Persönlichkeiten der Angeklagten, 
Richter und Verteidiger. Für alle, die sich eingehender mit 
den Nürnberger Akten beschäftigen, sind die Aufzeichnungen 
von der Lippes eine zusätzliche historische Quelle von 
erheblichem Wert. 


Sager, Peter: Zum Studium der Nationalökonomie in 
der Sowjetunion. Grundlagen und Voraussetzungen. 
Bern: Verlag Paul Haupt 1951. 64 S. 

Die Untersuchung beantwortet die bisher wenig be- 
achtete Frage, welche Rolle das Studium der theoretischen 
und der praktischen Nationalökonomie in Sowjetrußland 
spielt. Da Originalmaterial aus der Sowjetunion nicht zu 
erlangen war und „Angaben über das Thema unserer Arbeit 
in der sonst zahlreichen Literatur über die Sowjetunion 
außerordentlich selten aufzufinden sind“ (S. 6/7), hat der 
Verfasser ‚aus indirekten Angaben Schlüsse auf unsere 
Probleme“ gezogen. Zu den Voraussetzungen dieser Schlüsse 
gehört z. B., daß von den 4213 Mitgliedern der Akademie 
der Wissenschaften nur 156 (3.7 vH) der rechts- und wirt- 
schaftswissenschaftlichen Abteilung angehören, wobei zu be- 
rücksichtigen ist, daß die Rechtswissenschaft in der Sowjet- 
union noch immer zahlreich vertreten ist. Der Anteil der 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften an den sowjetischen 
Universitäten und Hochschulen ist von 1914 bis 1946 um 
280 Prozent gestiegen, gegenüber einer Gesamtexpansion 
um 861 Prozent. Die Vernachlässigung der theoretischen 
Nationalökonomie ergibt sich aus dem folgenden Tatbestand: 
„Gleich wie die Wissenschaft ganz allgemein, ist auch die 
theoretische Nationalökonomie der Politik unterworfen. Sie 
kann sich nur innerhalb der Grenzen der Parteilinie ent- 
wickeln... Ein Nationalökonom kann deshalb die russische 
Volkswirtschaft nur propagandistisch beschreiben“ (S. 60). 
Des Studiums der praktischen Nationalökonomie bedarf es 
andererseits nicht: „Diejenigen Menschen, die man zur Füh- 
rung der Partei und des Staates und damit zur Entscheidung 
wirtschaftlicher Fragen beruft, werden niemals auf Grund 
ihrer theoretischen oder praktischen nationalökonomischen, 
sondern auf Grund ihrer politischen Kenntnisse ausgelesen“ 
(S. 61). Der Untersuchung des Themas geht eine Darstellung 
des russischen Erziehungswesens voraus. 
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